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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
2. Hauptstück 

Zivilrechtliche Bestimmungen 
 

§ 338. Schadenersatzansprüche § 338. Rückgriff gegen den begünstigten Bieter 
... ... 
§ 351. Bezugnahme auf Rechtsakte der Europäischen 

Gemeinschaft 
§ 351. Bezugnahme auf Rechtsakte der Union 

§ 2. Im Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes sind folgende 
Begriffsbestimmungen maßgebend: 

§ 2. Im Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes sind folgende 
Begriffsbestimmungen maßgebend: 

 1. bis 9. …  1. bis 9. … 
 10. Ausschreibung ist die an eine bestimmte oder unbestimmte Zahl von 

Unternehmern gerichtete Erklärung des Auftraggebers, in der er festlegt, 
welche Leistung er zu welchen Bestimmungen erhalten möchte 
(Bekanntmachung, Aufruf zum Wettbewerb, Ausschreibungs-, 
Wettbewerbs- und Auktionsunterlagen, Beschreibung der Bedürfnisse 
und Anforderungen beim wettbewerblichen Dialog). 

 10. Ausschreibung ist die an eine bestimmte oder unbestimmte Zahl von 
Unternehmern gerichtete Erklärung des Auftraggebers, in der er festlegt, 
welche Leistung er zu welchen Bestimmungen erhalten möchte 
(Bekanntmachung, Aufruf zum Wettbewerb, Ausschreibungs-, 
Wettbewerbs- und Auktionsunterlagen, Beschreibung der Bedürfnisse 
und Anforderungen beim wettbewerblichen Dialog, Informationen über 
die zu vergebende Leistung sowie über den weiteren Verfahrensablauf 
bei der Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung bzw. nach 
vorherigem Aufruf zum Wettbewerb). 

 11. bis 15. …  11. bis 15. … 
 16. Entscheidung ist jede Festlegung eines Auftraggebers im 

Vergabeverfahren. 
 16. Entscheidung ist jede Festlegung eines Auftraggebers im 

Vergabeverfahren. 
 a) Gesondert anfechtbar sind folgende, nach außen in Erscheinung 

tretende Entscheidungen: 
 a) Gesondert anfechtbar sind folgende, nach außen in Erscheinung 

tretende Entscheidungen: 
 nn) bei der Direktvergabe: die Wahl des Vergabeverfahrens.  nn) bei der Direktvergabe: die Wahl des Vergabeverfahrens; 
  oo) bei der Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung bzw. nach 

vorherigem Aufruf zum Wettbewerb: die Wahl des 
Vergabeverfahrens; die Bekanntmachung. 

 17. und 18. …  17. und 18. … 
 19. Gemeinsame technische Spezifikation ist eine technische Spezifikation, 

die nach einem von den Vertragsparteien des EWR-Abkommens 
anerkannten Verfahren erarbeitet und im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht wurde. 

 19. Gemeinsame technische Spezifikation ist eine technische Spezifikation, 
die nach einem von den Vertragsparteien des EWR-Abkommens 
anerkannten Verfahren erarbeitet und im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht wurde. 

 20. bis 39. …  20. bis 39. … 
 40. Verbundenes Unternehmen ist jedes Unternehmen, dessen  40. Verbundenes Unternehmen ist jedes Unternehmen, dessen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Jahresabschluss gemäß § 228 des Handelsgesetzbuches, dRGBl. S 
219/1897, mit demjenigen des Auftraggebers, Konzessionärs, Bewerbers 
oder Bieters konsolidiert ist; im Fall von Auftraggebern, Konzessionären, 
Bewerbern oder Bietern, die nicht unter diese Bestimmung fallen, sind 
verbundene Unternehmen diejenigen, auf die der Auftraggeber, 
Konzessionär, Bewerber oder Bieter unmittelbar oder mittelbar einen 
beherrschenden Einfluss ausüben kann oder die einen beherrschenden 
Einfluss auf den Auftraggeber, Konzessionär, Bewerber oder Bieter 
ausüben können oder die ebenso wie der Auftraggeber, Konzessionär, 
Bewerber oder Bieter dem beherrschenden Einfluss eines anderen 
Unternehmens unterliegen, sei es auf Grund der Eigentumsverhältnisse, 
der finanziellen Beteiligung oder der für das Unternehmen geltenden 
sonstigen Vorschriften. … 

Jahresabschluss gemäß § 228 des Unternehmensgesetzbuches, dRGBl. S 
219/1897, mit demjenigen des Auftraggebers, Konzessionärs, Bewerbers 
oder Bieters konsolidiert ist; im Fall von Auftraggebern, Konzessionären, 
Bewerbern oder Bietern, die nicht unter diese Bestimmung fallen, sind 
verbundene Unternehmen diejenigen, auf die der Auftraggeber, 
Konzessionär, Bewerber oder Bieter unmittelbar oder mittelbar einen 
beherrschenden Einfluss ausüben kann oder die einen beherrschenden 
Einfluss auf den Auftraggeber, Konzessionär, Bewerber oder Bieter 
ausüben können oder die ebenso wie der Auftraggeber, Konzessionär, 
Bewerber oder Bieter dem beherrschenden Einfluss eines anderen 
Unternehmens unterliegen, sei es auf Grund der Eigentumsverhältnisse, 
der finanziellen Beteiligung oder der für das Unternehmen geltenden 
sonstigen Vorschriften. … 

 41. bis 47. …  41. bis 47. … 
 48. Zentrale Beschaffungsstelle ist ein öffentlicher Auftraggeber, der  48. Zentrale Beschaffungsstelle ist ein öffentlicher Auftraggeber gemäß 

den §§ 3 Abs. 1 und 164 bzw. ein öffentlicher Auftraggeber eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union (EU bzw. Union) oder 
einer sonstigen Vertragspartei des EWR-Abkommens, der die in diesen 
Rechtsvorschriften enthaltenen Anforderungen erfüllt, der 

 a) für Auftraggeber bestimmte Waren oder Dienstleistungen erwirbt oder  a) für Auftraggeber bestimmte Waren oder Dienstleistungen erwirbt oder 
 b) für Auftraggeber Aufträge vergibt oder für Auftraggeber 

Rahmenvereinbarungen über Bau-, Liefer- oder Dienstleistungen 
abschließt. 

 b) für Auftraggeber Aufträge vergibt oder für Auftraggeber 
Rahmenvereinbarungen über Bau-, Liefer- oder Dienstleistungen 
abschließt. 

§ 3. (1) bis (5) … § 3. (1) bis (5) … 
 (6) Wenn Auftraggeber einer Einrichtung, die kein Auftraggeber im Sinne 

des Abs. 1 und kein Sektorenauftraggeber im Sinne der §§ 164 bis 166 ist, einen 
Dienstleistungsauftrag oder eine Dienstleistungskonzession erteilen, deren 
Vertragsgegenstand die Erbringung von öffentlichen Personenverkehrsdiensten 
im Rahmen eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Sinne der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 ist, so muss in dem Vertrag zwischen Auftraggeber und 
betreffender Einrichtung bestimmt sein, dass die betreffende Einrichtung beim 
Kauf von Straßenfahrzeugen im Oberschwellenbereich die Bestimmungen des 
§ 80 sinngemäß anzuwenden hat. 

§ 10. Dieses Bundesgesetz gilt nicht § 10. Dieses Bundesgesetz gilt nicht 
 1. …  1. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. für Lieferungen von Waren, für die Erbringung von Dienstleistungen und 

für die Erbringung von Bauleistungen im Bereich des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung und Sport, auf die Art. 296 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) 
Anwendung findet, 

 2. für Vergabeverfahren, auf die Art. 346 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) Anwendung findet, 

 3. …  3. … 
 4. für Vergabeverfahren, die anderen Verfahrensregeln unterliegen und die 

auf Grund einer gemäß dem EGV zwischen der Republik Österreich und 
einem oder mehreren Drittstaaten abgeschlossenen Übereinkunft über 
Lieferungen, Bauleistungen oder Dienstleistungen für ein von den 
Vertragsparteien gemeinsam zu verwirklichendes oder zu nutzendes 
Projekt durchgeführt werden, wobei der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften (Kommission) der Abschluss jeder Übereinkunft 
mitzuteilen ist, 

 4. für Vergabeverfahren, die anderen Verfahrensregeln unterliegen und die 
auf Grund einer gemäß dem AEUV zwischen der Republik Österreich 
und einem oder mehreren Drittstaaten abgeschlossenen Übereinkunft 
über Lieferungen, Bauleistungen oder Dienstleistungen für ein von den 
Vertragsparteien gemeinsam zu verwirklichendes oder zu nutzendes 
Projekt durchgeführt werden, wobei der Europäischen Kommission 
(Kommission) der Abschluss jeder Übereinkunft mitzuteilen ist, 

 5. für Vergabeverfahren, die anderen Verfahrensregeln unterliegen und die 
auf Grund einer internationalen Übereinkunft im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt von Truppen, die Unternehmen eines Mitgliedstaates der 
Gemeinschaft oder eines Drittstaates betrifft, durchgeführt werden, 

 5. für Vergabeverfahren, die anderen Verfahrensregeln unterliegen und die 
auf Grund einer internationalen Übereinkunft im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt von Truppen, die Unternehmen eines Mitgliedstaates der 
EU oder eines Drittstaates betrifft, durchgeführt werden, 

 6. für Dienstleistungsaufträge, die von einem öffentlichen Auftraggeber an 
einen anderen öffentlichen Auftraggeber auf Grund eines 
ausschließlichen Rechts vergeben werden, das dieser auf Grund 
veröffentlichter, mit dem EGV übereinstimmender Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften innehat, 

 6. für Dienstleistungsaufträge, die von einem öffentlichen Auftraggeber an 
einen anderen öffentlichen Auftraggeber auf Grund eines 
ausschließlichen Rechts vergeben werden, das dieser auf Grund 
veröffentlichter, mit dem AEUV übereinstimmender Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften innehat, 

 7. bis 16. …  7. bis 16. … 
 17. für die Vergabe von zusätzlichen Bauleistungen, die weder im 

ursprünglichen Konzessionsentwurf noch im ursprünglichen 
Konzessionsvertrag vorgesehen sind, die aber wegen eines 
unvorhergesehenen Ereignisses zur Ausführung der Bauleistung in der 
beschriebenen Form erforderlich geworden sind und die der öffentliche 
Auftraggeber an den Konzessionär vergibt, sofern die Vergabe an den 
Konzessionär erfolgt, der die betreffende Bauleistung erbringt, sofern der 
Gesamtwert der zusätzlichen Bauleistungen 50 vH des Wertes der 
ursprünglichen Bauleistungen, die Gegenstand der Konzession sind, 
nicht überschreitet, und entweder 

 17. für die Vergabe von zusätzlichen Bauleistungen, die weder im 
ursprünglichen Konzessionsentwurf noch im ursprünglichen 
Konzessionsvertrag vorgesehen sind, die aber wegen eines 
unvorhergesehenen Ereignisses zur Ausführung der Bauleistung in der 
beschriebenen Form erforderlich geworden sind und die der öffentliche 
Auftraggeber an den Konzessionär vergibt, sofern die Vergabe an den 
Konzessionär erfolgt, der die betreffende Bauleistung erbringt, sofern der 
Gesamtwert der zusätzlichen Bauleistungen 50 vH des Wertes der 
ursprünglichen Bauleistungen, die Gegenstand der Konzession sind, 
nicht überschreitet, und entweder 

 a) …  a) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 b) eine Trennung vom ursprünglichen Bauauftrag zwar möglich wäre, 

die zusätzlichen Bauleistungen aber für dessen Vollendung unbedingt 
erforderlich sind. 

 b) eine Trennung vom ursprünglichen Bauauftrag zwar möglich wäre, 
die zusätzlichen Bauleistungen aber für dessen Vollendung unbedingt 
erforderlich sind, 

  18. für Aufträge im Verteidigungs- und Sicherheitsbereich, die dem 
Bundesgesetz über die Vergabe von Aufträgen im Verteidigungs- und 
Sicherheitsbereich (Bundesvergabegesetz Verteidigung und Sicherheit 
2012 – BVergGVS 2012), BGBl. I Nr. XXX, unterliegen, sowie für 
Aufträge, die gemäß § 9 BVergGVS 2012 vom Geltungsbereich des 
BVergGVS 2012 ausgenommen sind, 

  19. für die Beschaffung von Liefer- oder Dienstleistungen durch 
Auftraggeber von einer zentralen Beschaffungsstelle eines anderen 
Mitgliedstaates der EU oder einer sonstigen Vertragspartei des EWR-
Abkommens, sofern die zentrale Beschaffungsstelle bei der Beschaffung 
dieser Liefer- oder Dienstleistungen Verfahrensregeln eingehalten hat, 
die mit allen Bestimmungen der Richtlinie 2004/18/EG, in der Fassung 
der Richtlinie 2009/81/EG, im Einklang stehen und sofern gegen die 
Auftragsvergaben wirksame Rechtsbehelfe eingelegt werden können, die 
mit den Bestimmungen der Richtlinie 89/665/EWG, in der Fassung der 
Richtlinie 2007/66/EG, im Einklang stehen, 

  20. für die Beauftragung einer zentralen Beschaffungsstelle eines anderen 
Mitgliedstaates der EU oder einer sonstigen Vertragspartei des EWR-
Abkommens durch Auftraggeber mit der Beschaffung von Bau-, Liefer- 
oder Dienstleistungen für diese Auftraggeber, sofern die zentrale 
Beschaffungsstelle bei der Beschaffung dieser Bau-, Liefer- oder 
Dienstleistungen Verfahrensregeln einhält, die mit allen Bestimmungen 
der Richtlinie 2004/18/EG, in der Fassung der Richtlinie 2009/81/EG, im 
Einklang stehen. 

§ 11. Dieses Bundesgesetz gilt mit Ausnahme der §§ 3 Abs. 1, 8, 49, 336, 
344 und 345 Abs. 1 bis 3 nicht für die Vergabe von 
Dienstleistungskonzessionsverträgen. Dienstleistungskonzessionsverträge sind 
von Auftraggebern gemäß § 3 Abs. 1 unter Beachtung der 
gemeinschaftsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des Diskriminierungsverbotes 
und, soweit dies auf Grund des Wertes und des Gegenstandes des Vertrages 
erforderlich erscheint, grundsätzlich in einem Verfahren mit mehreren 
Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von Öffentlichkeit 
gewährleistet ist und das den Grundsätzen des freien und lauteren Wettbewerbes 

§ 11. Für die Vergabe von Dienstleistungskonzessionsverträgen durch 
Auftraggeber gelten ausschließlich die §§ 3 Abs. 1 und 6, 8, 49, 336, 344 und 345 
Abs. 1 bis 3. Dienstleistungskonzessionsverträge sind von Auftraggebern unter 
Beachtung der unionsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des 
Diskriminierungsverbotes und, soweit dies auf Grund des Wertes und des 
Gegenstandes des Vertrages erforderlich erscheint, grundsätzlich in einem 
Verfahren mit mehreren Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von 
Öffentlichkeit gewährleistet ist und das den Grundsätzen des freien und lauteren 
Wettbewerbes entspricht, zu vergeben. Die Vergabe von 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
entspricht, zu vergeben. Die Vergabe von Dienstleistungskonzessionsverträgen in 
einem formfreien Verfahren unmittelbar an einen ausgewählten Unternehmer 
(Direktvergabe) ist nur zulässig, sofern der geschätzte Leistungswert 
100 000 Euro* ohne Umsatzsteuer nicht übersteigt; die Anwendung des Art. 5 
Abs. 2 und 4 bis 6 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 bleibt unberührt. § 3 
Abs. 5 dieses Bundesgesetzes ist bei der Vergabe von 
Dienstleistungskonzessionsverträgen sinngemäß anzuwenden. 

* Anmerkung: ab 1.1.2012: 40 000 Euro 

Dienstleistungskonzessionsverträgen in einem formfreien Verfahren unmittelbar 
an einen ausgewählten Unternehmer (Direktvergabe) ist nur zulässig, sofern der 
geschätzte Leistungswert 50 000 Euro ohne Umsatzsteuer nicht übersteigt; die 
Anwendung des Art. 5 Abs. 2 und 4 bis 6 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
bleibt unberührt. § 3 Abs. 5 dieses Bundesgesetzes ist bei der Vergabe von 
Dienstleistungskonzessionsverträgen sinngemäß anzuwenden. 

§ 12. (1) Verfahren von Auftraggebern zur Vergabe von Aufträgen erfolgen 
im Oberschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer 

§ 12. (1) Verfahren von Auftraggebern zur Vergabe von Aufträgen erfolgen 
im Oberschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
(2) Wettbewerbe von Auftraggebern erfolgen im Oberschwellenbereich, 

wenn bei Realisierungswettbewerben der geschätzte Auftragswert des 
Dienstleistungsauftrages ohne Umsatzsteuer unter Berücksichtigung etwaiger 
Preisgelder und Zahlungen an Teilnehmer bzw. bei Ideenwettbewerben die 
Summe der Preisgelder und Zahlungen an die Teilnehmer 

(2) Wettbewerbe von Auftraggebern erfolgen im Oberschwellenbereich, 
wenn bei Realisierungswettbewerben der geschätzte Auftragswert des 
Dienstleistungsauftrages unter Berücksichtigung etwaiger Preisgelder und 
Zahlungen an Teilnehmer bzw. bei Ideenwettbewerben die Summe der 
Preisgelder und Zahlungen an die Teilnehmer 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
(3) Verfahren von Auftraggebern zur Vergabe von Aufträgen erfolgen im 

Unterschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer die 
in Abs. 1 genannten Beträge nicht erreicht. … 

(3) Verfahren von Auftraggebern zur Vergabe von Aufträgen erfolgen im 
Unterschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert die in Abs. 1 
genannten Beträge nicht erreicht. … 

§ 14. (1) … § 14. … 
(2) Bei der Berechnung des geschätzten Auftragswertes von Bauaufträgen 

oder Baukonzessionsverträgen ist neben dem Auftragswert der Bauleistungen 
auch der geschätzte Gesamtwert aller für die Ausführung der Bauleistungen 
erforderlichen Waren oder Dienstleistungen einzubeziehen, die dem Unternehmer 
vom Auftraggeber zur Verfügung gestellt werden. Der Wert der Waren oder 
Dienstleistungen, die für die Ausführung eines bestimmten Bauauftrages nicht 
erforderlich sind, darf zum Wert dieses Auftrages insbesondere nicht mit der 
Folge hinzugefügt werden, dass die Vorschriften dieses Bundesgesetzes für die 
Beschaffung dieser Waren oder Dienstleistungen umgangen werden. 

(2) Bei der Berechnung des geschätzten Auftragswertes von Bauaufträgen 
oder Baukonzessionsverträgen ist neben dem Auftragswert der Bauleistungen 
auch der geschätzte Gesamtwert aller für die Ausführung der Bauleistungen 
erforderlichen Waren einzubeziehen, die dem Unternehmer vom Auftraggeber 
zur Verfügung gestellt werden. Der Wert von Waren oder Dienstleistungen, die 
für die Ausführung eines bestimmten Bauauftrages nicht erforderlich sind, darf 
zum Wert dieses Auftrages insbesondere nicht mit der Folge hinzugefügt werden, 
dass die Vorschriften dieses Bundesgesetzes für die Beschaffung dieser Waren 
oder Dienstleistungen umgangen werden. 

(3) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 12 Abs. 1 
Z 3 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Oberschwellenbereich für 
die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 

(3) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 12 Abs. 1 
Z 3 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Oberschwellenbereich für 
die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer weniger als 1 Million Euro beträgt, sofern der 
kumulierte Wert der vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose 
gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Bauaufträgen im Unterschwellenbereich. 

Auftragswert weniger als 1 Million Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose 
nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Unterschwellenbereich. 

§ 15. (1) bis (3) … § 15. (1) bis (3) … 
(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 

Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Oberschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der 
kumulierte Wert der vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose 
gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 
Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Oberschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose 
nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 
Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte nicht, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Lose, deren geschätzter Auftragswert ohne 
Umsatzsteuer weniger als 40 000 Euro beträgt, können im Wege der 
Direktvergabe vergeben werden, sofern der kumulierte Wert der vom 
Auftraggeber ausgewählten Lose 40 vH des kumulierten Wertes aller Lose nicht 
übersteigt. 

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 
Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte nicht, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Lose, deren geschätzter Auftragswert weniger als 
50 000 Euro beträgt, können im Wege der Direktvergabe vergeben werden, 
sofern der kumulierte Wert der vom Auftraggeber ausgewählten Lose 40 vH des 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. 

§ 16. (1) bis (4) … § 16. (1) bis (4) … 
(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 

Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Oberschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, 
deren geschätzter Auftragswert ohne Umsatzsteuer weniger als 80 000 Euro 
beträgt, sofern der kumulierte Wert der vom Auftraggeber ausgewählten Lose 
20 vH des kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser 
Lose gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 
Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Oberschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, 
deren geschätzter Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der 
kumulierte Wert der vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose 
gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(6) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 
Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte nicht, so gelten die Bestimmungen dieses 

(6) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 
Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte nicht, so gelten die Bestimmungen dieses 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Unterschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Lose, deren geschätzter 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer weniger als 40 000 Euro beträgt, können im 
Wege der Direktvergabe vergeben werden, sofern der kumulierte Wert der vom 
Auftraggeber ausgewählten Lose 40 vH des kumulierten Wertes aller Lose nicht 
übersteigt. 

Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Unterschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 50 000 Euro beträgt, können im Wege der 
Direktvergabe vergeben werden, sofern der kumulierte Wert der vom 
Auftraggeber ausgewählten Lose 40 vH des kumulierten Wertes aller Lose nicht 
übersteigt. 

§ 18. (1) Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den 
§§ 11, 12 Abs. 1 und 2, 14 Abs. 3, 15 Abs. 4 und 5, 16 Abs. 5 und 6, 37, 38, 41 
Abs. 2 Z 1, 53 Abs. 4, 70 Abs. 3, 125 Abs. 5, 126 Abs. 1 sowie 141 Abs. 3 
festgesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit völkerrechtliche Verpflichtungen 
Österreichs dies erfordern oder dies auf Grund von gemeinschaftsrechtlichen 
Vorschriften erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer 
einheitlichen Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen zweckmäßig ist, 
andere Schwellen- oder Loswerte festsetzen. 

§ 18. (1) Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den 
§§ 11, 12 Abs. 1 und 2, 14 Abs. 3, 15 Abs. 4 und 5, 16 Abs. 5 und 6, 37, 38, 41 
Abs. 2, 41a Abs. 2, 53 Abs. 4, 70 Abs. 3, 125 Abs. 5, 126 Abs. 1 sowie 141 
Abs. 3 festgesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit dies auf Grund von 
völkerrechtlichen Verpflichtungen Österreichs oder von unionsrechtlichen 
Vorschriften erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer 
einheitlichen oder wirtschaftlicheren Vorgangsweise bei der Vergabe von 
Aufträgen zweckmäßig ist, andere Schwellen- oder Loswerte festsetzen. 

§ 19. (1) Vergabeverfahren sind nach einem in diesem Bundesgesetz 
vorgesehenen Verfahren, unter Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen 
Grundfreiheiten sowie des Diskriminierungsverbotes entsprechend den 
Grundsätzen des freien und lauteren Wettbewerbes und der Gleichbehandlung 
aller Bewerber und Bieter durchzuführen. … 

§ 19. (1) Vergabeverfahren sind nach einem in diesem Bundesgesetz 
vorgesehenen Verfahren, unter Beachtung der unionsrechtlichen Grundfreiheiten 
sowie des Diskriminierungsverbotes entsprechend den Grundsätzen des freien 
und lauteren Wettbewerbes und der Gleichbehandlung aller Bewerber und Bieter 
durchzuführen. … 

§ 25. (1) Die Vergabe von Aufträgen über Leistungen hat im Wege eines 
offenen Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens, eines 
Verhandlungsverfahrens, einer Rahmenvereinbarung, eines dynamischen 
Beschaffungssystems, eines wettbewerblichen Dialoges oder einer Direktvergabe 
zu erfolgen. 

§ 25. (1) Die Vergabe von Aufträgen über Leistungen hat im Wege eines 
offenen Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens, eines 
Verhandlungsverfahrens, einer Rahmenvereinbarung, eines dynamischen 
Beschaffungssystems, eines wettbewerblichen Dialoges, einer Direktvergabe oder 
einer Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung zu erfolgen. 

(2) bis (9) … (2) bis (9) … 
(10) Bei der Direktvergabe wird eine Leistung formfrei unmittelbar von 

einem ausgewählten Unternehmer gegen Entgelt bezogen. 
(10) Bei der Direktvergabe wird eine Leistung, gegebenenfalls nach 

Einholung von Angeboten oder unverbindlichen Preisauskünften von einem oder 
mehreren Unternehmern, formfrei unmittelbar von einem ausgewählten 
Unternehmer gegen Entgelt bezogen. 

 (11) Bei der Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung wird, nachdem 
einer unbeschränkten Anzahl von Unternehmern die beabsichtigte Vergabe eines 
Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrages bekannt gemacht wurde, und nach 
Einholung von einem oder mehreren Angeboten, eine Leistung formfrei von 
einem ausgewählten Unternehmer gegen Entgelt bezogen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 31. (1) … § 31. (1) … 
(2) Im Fall der Durchführung eines offenen Verfahrens, eines nicht offenen 

Verfahrens mit vorheriger Bekanntmachung, eines Verhandlungsverfahrens 
gemäß den §§ 28 Abs. 1 Z 1, 29 Abs. 1 Z 1 oder 30 Abs. 1 Z 1, bei der Vergabe 
von Aufträgen auf Grund einer Rahmenvereinbarung gemäß dem Verfahren des 
§ 152 Abs. 4 Z 2, Abs. 5 und 6 oder bei der Vergabe von Aufträgen auf Grund 
eines dynamischen Beschaffungssystems gemäß dem Verfahren des § 158 
können Aufträge über Leistungen wahlweise im Wege einer einfachen 
elektronischen Auktion oder im Wege einer sonstigen elektronischen Auktion 
vergeben werden, sofern die Spezifikationen des Auftragsgegenstandes eindeutig 
und vollständig beschrieben werden können. Die Auktion kann sich nur auf 
Angebotsteile beziehen, die in eindeutiger und objektiv nachvollziehbarer Weise 
so quantifizierbar sind, dass sie in Zahlen oder in Prozentangaben darstellbar 
sind. Bau- oder Dienstleistungsaufträge, die geistige Leistungen zum Gegenstand 
haben – wie etwa die Konzeption von Bauleistungen – können nicht Gegenstand 
einer elektronischen Auktion sein. 

(2) Im Fall der Durchführung eines offenen Verfahrens, eines nicht offenen 
Verfahrens mit vorheriger Bekanntmachung, eines Verhandlungsverfahrens 
gemäß den §§ 28 Abs. 1 Z 1, 29 Abs. 1 Z 1, 30 Abs. 1 Z 1 oder 38 Abs. 1, bei der 
Vergabe von Aufträgen auf Grund einer Rahmenvereinbarung gemäß dem 
Verfahren des § 152 Abs. 4 Z 2, Abs. 5 und 6 oder bei der Vergabe von 
Aufträgen auf Grund eines dynamischen Beschaffungssystems gemäß dem 
Verfahren des § 158 können Aufträge über Leistungen wahlweise im Wege einer 
einfachen elektronischen Auktion oder im Wege einer sonstigen elektronischen 
Auktion vergeben werden, sofern die Spezifikationen des Auftragsgegenstandes 
eindeutig und vollständig beschrieben werden können. Die Auktion kann sich nur 
auf Angebotsteile beziehen, die in eindeutiger und objektiv nachvollziehbarer 
Weise so quantifizierbar sind, dass sie in Zahlen oder in Prozentangaben 
darstellbar sind. Bau- oder Dienstleistungsaufträge, die geistige Leistungen zum 
Gegenstand haben – wie etwa die Konzeption von Bauleistungen – können nicht 
Gegenstand einer elektronischen Auktion sein. 

§ 37. … § 37. … 
 1. bei Bauaufträgen, der geschätzte Auftragswert 1 000 000* Euro nicht 

erreicht, oder  
* Anmerkung: ab 1.1.2012: 120 000 Euro 

 1. bei Bauaufträgen, der geschätzte Auftragswert 300 000 Euro nicht 
erreicht, oder  

§ 38. (1) … § 38. (1) … 
(2) Im Unterschwellenbereich können Aufträge auch im 

Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung vergeben werden, wenn 
(2) Im Unterschwellenbereich können Aufträge auch im 

Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung vergeben werden, wenn 
 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. Dienstleistungen zu besonders günstigen Bedingungen von einem 

Unternehmer beschafft werden können, der seine Geschäftstätigkeit 
endgültig einstellt, oder von einem Verwalter oder Liquidator im 
Rahmen eines Insolvenz-, Konkurs-, Vergleichs- oder 
Ausgleichsverfahrens oder eines in den Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften der EWR-Vertragsparteien vorgesehenen 
gleichartigen Verfahrens erworben werden, … 

 4. Dienstleistungen zu besonders günstigen Bedingungen von einem 
Unternehmer beschafft werden können, der seine Geschäftstätigkeit 
endgültig einstellt, oder von einem Verwalter oder Liquidator im 
Rahmen eines Insolvenzverfahrens oder eines in den Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften der EWR-Vertragsparteien vorgesehenen 
gleichartigen Verfahrens erworben werden, … 

§ 41. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Wege der 
Direktvergabe gelten ausschließlich der 1. Teil, die §§ 3 Abs. 1, 4 bis 6, 9, 10, 13 
bis 16, 19 Abs. 1, 25 Abs. 10, 42 Abs. 2, der 4. bis 6. Teil sowie die Vorschriften 

§ 41. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Wege der 
Direktvergabe gelten ausschließlich der 1. Teil, die §§ 3 Abs. 1, 4 bis 6, 9, 10, 13 
bis 16, 18 Abs. 1, 19 Abs. 1 bis 4, 25 Abs. 10, 42 Abs. 2, der 4. bis 6. Teil sowie 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der Abs. 2 bis 4. die Vorschriften der Abs. 2 bis 4. 

(2) Eine Direktvergabe ist nur zulässig, wenn (2) Eine Direktvergabe ist nur zulässig, wenn der geschätzte Auftragswert 
50 000 Euro nicht erreicht. 

 1. der geschätzte Auftragswert 100 000 Euro* nicht erreicht, oder  
 2. es sich um ein aus Gemeinschaftsmitteln kofinanziertes Projekt handelt, 

dessen geschätzter Auftragswert die Schwellenwerte gemäß § 12 Abs. 1 
nicht erreicht, und 

 

 a) eine Einladung zur Vorlage von Projekten oder Projektideen im Wege 
einer öffentlichen Interessentensuche erfolgte, oder 

 

 b) transnationale Lenkungsgremien eingerichtet wurden bzw. mehrere 
Mitgliedstaaten an der Verwirklichung des Projektes beteiligt sind, 
oder 

 

 c) diese Projekte von der Kommission nach Durchführung eines 
Auswahlverfahrens akzeptiert wurden. 

* Anmerkung: ab 1.1.2012: 40 000 Euro. 

 

(3) Die bei der Durchführung einer Direktvergabe gegebenenfalls 
eingeholten unverbindlichen Preisauskünfte sind entsprechend zu dokumentieren. 

(3) Die bei der Durchführung einer Direktvergabe gegebenenfalls 
eingeholten Angebote oder unverbindlichen Preisauskünfte sind entsprechend zu 
dokumentieren. 

(4) Bei einer Direktvergabe darf die Leistung nur von einem befugten, 
leistungsfähigen und zuverlässigen Unternehmer bezogen werden. Die Befugnis, 
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit muss spätestens zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses vorliegen. An Unternehmer, gegen die ein Konkurs- bzw. 
Insolvenzverfahren, ein gerichtliches Ausgleichsverfahren, ein 
Vergleichsverfahren oder ein Zwangsausgleich eingeleitet wurde oder die sich in 
Liquidation befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit einstellen, können jedoch 
Aufträge im Wege der Direktvergabe gemäß Abs. 2 Z 1 vergeben werden, wenn 
ihre Leistungsfähigkeit dazu hinreicht. 

(4) Die Befugnis, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit des erfolgreichen 
Bieters muss spätestens zum Zeitpunkt des Zuschlages vorliegen. An 
Unternehmer, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde oder 
die sich in Liquidation befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit einstellen, 
können jedoch Aufträge im Wege der Direktvergabe vergeben werden, wenn ihre 
Leistungsfähigkeit dazu hinreicht. 

 Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung 
 § 41a. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Wege der 

Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung gelten ausschließlich der 1. Teil 
mit Ausnahme des § 2 Z 20, die §§ 3 Abs. 1, 4 bis 6, 9, 10, 13 bis 16, 18 Abs. 1, 
19 Abs. 1 bis 4, 25 Abs. 11, 42 Abs. 3, 43 Abs. 1 und 2, 135 Abs. 1, 140 Abs. 9, 
der 4. bis 6. Teil sowie die Vorschriften der Abs. 2 bis 7. 

 (2) Eine Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung ist nur zulässig, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wenn der geschätzte Auftragswert  
 1. bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 130 000 Euro und 
 2. bei Bauaufträgen 500 000 Euro 
nicht erreicht. 

 (3) Der Auftraggeber hat die beabsichtigte Vergabe eines Bau-, Liefer- oder 
Dienstleistungsauftrages mittels einer Direktvergabe mit vorheriger 
Bekanntmachung gemäß § 55 Abs. 2 und 3 bekannt zu machen. Die 
Bekanntmachung hat zumindest folgende Angaben zu enthalten: 

  1. Bezeichnung des Auftraggebers, 
  2. Gegenstand der Leistung sowie Erfüllungsort und Leistungsfrist, 
  3. Hinweis, wo nähere Informationen über die zu vergebende Leistung 

sowie über den weiteren Verfahrensablauf verfügbar sind und  
  4. ausdrückliche Bezeichnung als Direktvergabe mit vorheriger 

Bekanntmachung. 
 (4) Der Auftraggeber muss objektive, nicht diskriminierende und mit dem 

Auftragsgegenstand zusammenhängende Kriterien festlegen, anhand derer die 
allenfalls vorgesehene Auswahl des Unternehmers bzw. der Unternehmer erfolgt, 
von dem bzw. denen Angebote eingeholt werden, und anhand derer das 
erfolgreiche Angebot bestimmt wird. 

 (5) Der Auftraggeber hat den Unternehmern, die sich um eine Teilnahme am 
Verfahren zur Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung beworben oder ein 
Angebot gelegt haben, unverzüglich nach Zuschlagserteilung mitzuteilen, 
welchem Unternehmer der Zuschlag erteilt wurde. In dieser Mitteilung ist der 
Gesamtpreis anzugeben. 

 (6) Die Befugnis, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit des erfolgreichen 
Bieters muss spätestens zum Zeitpunkt des Zuschlages vorliegen. An 
Unternehmer, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde oder 
die sich in Liquidation befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit einstellen, 
können jedoch Aufträge im Wege der Direktvergabe mit vorheriger 
Bekanntmachung vergeben werden, wenn ihre Leistungsfähigkeit dazu hinreicht. 

 (7) Der Auftraggeber hat die Widerrufserklärung den Unternehmern, die sich 
um eine Teilnahme am Verfahren zur Direktvergabe mit vorheriger 
Bekanntmachung beworben oder ein Angebot gelegt haben, unverzüglich bekannt 
zu geben. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 42. (1) ... § 42. (1) ... 
(2) Bei einer Direktvergabe ist, sofern der Dokumentationsaufwand 

wirtschaftlich vertretbar ist, der Gegenstand und Wert des Auftrages sowie der 
Name des Auftragnehmers festzuhalten. Im Falle einer Direktvergabe gemäß § 41 
Abs. 2 Z 2 ist in die Vergabedokumentation ein kurzer Hinweis auf das 
gegebenenfalls bereits stattgefundene Verfahren aufzunehmen. 

(2) Bei einer Direktvergabe sind, sofern der Dokumentationsaufwand 
wirtschaftlich vertretbar ist, der Gegenstand und Wert des Auftrages, der Name 
des Auftragnehmers sowie die Prüfung der Preisangemessenheit schriftlich 
festzuhalten. 

 (3) Bei einer Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung sind alle 
wesentlichen Festlegungen und Vorgänge im Vergabeverfahren schriftlich 
festzuhalten. 

2. Abschnitt 
Übermittlung von Unterlagen an die Europäische Kommission 

2. Abschnitt 
Übermittlung von Unterlagen an die Kommission 

§ 44. (1) und (2) … § 44. (1) und (2) … 
(3) Soweit die Kommission im dafür vorgesehenen Verfahren festlegt, dass 

die statistischen Aufstellungen weitere, gegebenenfalls auch den 
Unterschwellenbereich betreffende Angaben zu enthalten haben, hat die 
Bundesregierung durch Verordnung nähere Bestimmungen über diese, nach den 
Festlegungen der Kommission erforderlichen, weiteren Angaben zu erlassen. 

(3) Soweit die Kommission im dafür vorgesehenen Verfahren festlegt, dass 
die statistischen Aufstellungen weitere, gegebenenfalls auch den 
Unterschwellenbereich betreffende Angaben zu enthalten haben, hat der 
Bundeskanzler durch Verordnung nähere Bestimmungen über diese, nach den 
Festlegungen der Kommission erforderlichen, weiteren Angaben zu erlassen. 

Freiwillige Bekanntmachungen auf Gemeinschaftsebene Freiwillige Bekanntmachungen auf Unionsebene 
§ 49. … § 49. … 

Bekanntmachungen auf Gemeinschaftsebene Bekanntmachungen auf Unionsebene 
§ 50. … § 50. … 

Bekanntmachungen in Österreich und in sonstigen Medien Bekanntmachungen in Österreich und in sonstigen Medien 
§ 52. (1) Der Bundeskanzler und die Landesregierungen können, sofern dies 

zur Gewährleistung eines ausreichenden wirtschaftlichen Wettbewerbes 
erforderlich ist, für den jeweiligen Vollziehungsbereich durch Verordnung 
festlegen, in welchen Publikationsmedien die diesem Teil dieses Bundesgesetzes 
unterliegenden Auftraggeber zusätzliche Bekanntmachungen gemäß § 46 Abs. 1 
im Oberschwellenbereich jedenfalls zu veröffentlichen haben. In dieser 
Verordnung können auch nähere Festlegungen hinsichtlich der im Zuge der 
Übermittlung und der Veröffentlichung der Bekanntmachungen zu beachtenden 
Modalitäten und zu erbringenden Leistungen getroffen werden. 

§ 52. (1) Der Bundeskanzler und die Landesregierungen haben für den 
jeweiligen Vollziehungsbereich durch Verordnung jeweils ein elektronisches 
Publikationsmedium festzulegen, in welchem die Auftraggeber zusätzliche 
Bekanntmachungen im Oberschwellenbereich veröffentlichen können oder 
jedenfalls zu veröffentlichen haben. In dieser Verordnung sind nähere 
Festlegungen hinsichtlich der Übermittlung der Bekanntmachungen an das 
Publikationsmedium sowie der im Zuge der Übermittlung und der 
Veröffentlichung der Bekanntmachungen zu beachtenden Modalitäten und zu 
erbringenden Leistungen zu treffen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Bei einer Bekanntmachung auf elektronischem Weg muss die 

Verfügbarkeit der Inhalte zumindest bis zum Ablauf der Bewerbungs- oder 
Angebotsfrist gewährleistet sein. 

(2) Bei einer Bekanntmachung gemäß Abs. 1 muss die Verfügbarkeit der 
Inhalte zumindest bis zum Ablauf der Bewerbungs- oder Angebotsfrist 
gewährleistet sein. 

§ 54. (1) bis (5) … § 54. (1) bis (5) … 
(6) Der Auftraggeber kann der Kommission einen Auftrag, den er in einem 

Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung vergeben hat, oder eine 
Rahmenvereinbarung, die er nach Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne 
vorherige Bekanntmachung abgeschlossen hat, unter Verwendung allenfalls 
existierender einschlägiger Standardformulare für Bekanntmachungen im 
Oberschwellenbereich bekannt geben. Darin sind Name und Anschrift des 
Auftraggebers und des erfolgreichen Bieters, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, der Auftragswert sowie die für die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung maßgeblichen Gründe 
festzuhalten. 

(6) Der Auftraggeber kann der Kommission einen Auftrag, den er in einem 
Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung vergeben hat, oder eine 
Rahmenvereinbarung, die er nach Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne 
vorherige Bekanntmachung abgeschlossen hat, unter Verwendung allenfalls 
existierender einschlägiger Standardformulare für Bekanntmachungen im 
Oberschwellenbereich bekannt geben. Darin sind Name und Anschrift des 
Auftraggebers und des erfolgreichen Bieters, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, der Gesamtpreis sowie die für die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung maßgeblichen Gründe 
festzuhalten. 

§ 55. (1) ... § 55. (1) ... 
(2) Bekanntmachungen haben, abhängig vom Wert und Gegenstand des 

Vergabeverfahrens, einen angemessenen Grad von Öffentlichkeit zu 
gewährleisten. Der Bundeskanzler und die Landesregierungen können, sofern 
dies zur Gewährleistung eines ausreichenden wirtschaftlichen Wettbewerbes 
erforderlich ist, für den jeweiligen Vollziehungsbereich – gegebenenfalls 
differenziert nach der Höhe des geschätzten Auftragswertes und nach Art des 
Auftrages – mit Verordnung festlegen, in welchen Publikationsmedien die diesem 
Teil dieses Bundesgesetzes unterliegenden Auftraggeber Bekanntmachungen im 
Unterschwellenbereich jedenfalls zu veröffentlichen haben. In dieser Verordnung 
können auch nähere Festlegungen hinsichtlich der im Zuge der Übermittlung und 
der Veröffentlichung der Bekanntmachungen zu beachtenden Modalitäten und zu 
erbringenden Leistungen getroffen werden. In dieser Verordnung können auch 
nähere Festlegungen hinsichtlich der Übermittlung der Bekanntmachungen an das 
Publikationsmedium getroffen werden. 

(2) Die Auftraggeber haben Bekanntmachungen im Unterschwellenbereich 
jedenfalls in dem gemäß § 52 Abs. 1 für den jeweiligen Vollziehungsbereich 
festgelegten Publikationsmedium zu veröffentlichen. 

(3) Bei einer Bekanntmachung durch Aushang an der Amtstafel oder auf 
elektronischem Weg muss die Verfügbarkeit der Inhalte zumindest bis zum 
Ablauf der Bewerbungs- oder Angebotsfrist gewährleistet sein. 

(3) Die Verfügbarkeit der Inhalte von Bekanntmachungen gemäß Abs. 2 und 
von gemäß Abs. 1 elektronisch unmittelbar abrufbaren Ausschreibungsunterlagen 
muss zumindest bis zum Ablauf der Bewerbungs- oder Angebotsfrist 
gewährleistet sein. 

(4) Weitere Bekanntmachungen in sonstigen geeigneten Publikationsmedien (4) Weitere Bekanntmachungen in sonstigen geeigneten Publikationsmedien 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
stehen den Auftraggebern frei. stehen den Auftraggebern frei. 

(5) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung im 
Unterschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Auftraggeber die 
Entscheidung, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, gemäß Abs. 2 
bekanntmachen, oder – sofern eine Festlegung gemäß Abs. 2 nicht erfolgte – auf 
eine Weise bekanntmachen, die einen angemessenen Grad von Öffentlichkeit 
gewährleistet. In dieser Bekanntmachung sind jedenfalls der Name und die 
Anschrift des Auftraggebers, eine Beschreibung des Auftragsgegenstandes, Name 
und Anschrift des erfolgreichen Bieters sowie die für die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung maßgeblichen Gründe 
festzuhalten. 

(5) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung im 
Unterschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Auftraggeber die 
Entscheidung, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, in dem gemäß 
§ 52 Abs. 1 für den jeweiligen Vollziehungsbereich festgelegten 
Publikationsmedium bekanntmachen. In dieser Bekanntmachung sind jedenfalls 
der Name und die Anschrift des Auftraggebers, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, Name und Anschrift des erfolgreichen Bieters sowie die 
für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

(6) Der Auftraggeber kann einen Auftrag, den er in einem Vergabeverfahren 
ohne vorherige Bekanntmachung vergeben hat, oder eine Rahmenvereinbarung, 
die er nach Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige 
Bekanntmachung abgeschlossen hat, auf eine Weise bekanntmachen, die einen 
angemessenen Grad von Öffentlichkeit gewährleistet. In dieser Bekanntmachung 
sind Name und Anschrift des Auftraggebers und des erfolgreichen Bieters, eine 
Beschreibung des Auftragsgegenstandes, der Auftragswert sowie die für die 
Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

(6) Der Auftraggeber kann einen Auftrag, den er in einem Vergabeverfahren 
ohne vorherige Bekanntmachung vergeben hat, oder eine Rahmenvereinbarung, 
die er nach Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige 
Bekanntmachung abgeschlossen hat, in dem gemäß § 52 Abs. 1 für den 
jeweiligen Vollziehungsbereich festgelegten Publikationsmedium 
bekanntmachen. In dieser Bekanntmachung sind Name und Anschrift des 
Auftraggebers und des erfolgreichen Bieters bzw. der erfolgreichen Bieter, eine 
Beschreibung des Auftragsgegenstandes, der Gesamtpreis sowie die für die 
Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

§ 67. Der Auftraggeber kann in besonders begründeten Fällen, insbesondere 
aus Gründen der Dringlichkeit, die Mindestangebotsfristen und die 
Teilnahmefristen verkürzen. … 

§ 67. Der Auftraggeber kann in besonders begründeten Fällen, insbesondere 
aus Gründen der Dringlichkeit sowie bei Lieferaufträgen über Waren mit 
allgemein auf dem Markt verfügbaren Merkmalen, die Mindestangebotsfristen 
und die Teilnahmefristen verkürzen. … 

§ 68. (1) Der Auftraggeber hat – unbeschadet der Abs. 2 und 3 - 
Unternehmer von der Teilnahme am Vergabeverfahren auszuschließen, wenn 

§ 68. (1) Der Auftraggeber hat – unbeschadet der Abs. 2 und 3 - 
Unternehmer von der Teilnahme am Vergabeverfahren auszuschließen, wenn 

 1. …  1. … 
 2. gegen sie ein Konkurs- bzw. Insolvenzverfahren, ein gerichtliches 

Ausgleichsverfahren, ein Vergleichsverfahren oder ein Zwangsausgleich 
eingeleitet oder die Eröffnung eines Konkursverfahrens mangels 
hinreichenden Vermögens abgewiesen wurde; 

 2. über ihr Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens mangels kostendeckenden Vermögens 
abgewiesen wurde; 

 3. bis 7. …  3. bis 7. … 
(2) An Unternehmer, gegen die ein Konkurs- bzw. Insolvenzverfahren, ein (2) An Unternehmer, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gerichtliches Ausgleichsverfahren, ein Vergleichsverfahren oder ein 
Zwangsausgleich eingeleitet wurde oder die sich in Liquidation befinden oder 
ihre gewerbliche Tätigkeit einstellen, können jedoch Aufträge im 
Verhandlungsverfahren gemäß den §§ 29 Abs. 2 Z 7 und 38 Abs. 2 Z 3 und 4 
vergeben werden, wenn ihre Leistungsfähigkeit dazu hinreicht. 

wurde oder die sich in Liquidation befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit 
einstellen, können jedoch Aufträge im Verhandlungsverfahren gemäß den §§ 29 
Abs. 2 Z 7 und 38 Abs. 2 Z 3 und 4 vergeben werden, wenn ihre 
Leistungsfähigkeit dazu hinreicht. 

§ 70. (1) und (2) ... § 70. (1) und (2) ... 
(3) Bei der Vergabe von Aufträgen kann der Auftraggeber die Vorlage 

bestimmter Nachweise von bestimmten Bewerbern oder Bietern verlangen, sofern 
dies nach Auffassung des Auftraggebers erforderlich ist. Bei der Vergabe von 
Bauaufträgen, deren geschätzter Auftragswert mindestens 120 000 Euro beträgt, 
und bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen, deren geschätzter 
Auftragswert mindestens 80 000 Euro beträgt, hat der Auftrageber vor 
Zuschlagserteilung die Vorlage der festgelegten Nachweise vom 
Zuschlagsempfänger jedenfalls zu verlangen; bei einer Vergabe in Losen gilt dies 
nur, wenn der geschätzte Wert des einzelnen Loses diese Schwellenwerte 
erreicht. 

(3) Bei der Vergabe von Aufträgen kann der Auftraggeber die Vorlage 
bestimmter Nachweise von bestimmten Bewerbern oder Bietern verlangen, sofern 
dies nach Auffassung des Auftraggebers erforderlich ist. Bei der Vergabe von 
Aufträgen im Oberschwellenbereich hat der Auftraggeber vor Zuschlagserteilung 
die Vorlage der festgelegten Nachweise vom Zuschlagsempfänger jedenfalls zu 
verlangen; bei einer Vergabe in Losen gilt dies nur, wenn der geschätzte Wert des 
einzelnen Loses den in § 12 Abs. 1 genannten jeweiligen Schwellenwert erreicht. 

§ 75. (1) bis (7) … § 75. (1) bis (7) … 
 (8) Im Unterschwellenbereich kann der Auftraggeber den in Abs. 5 Z 1, 

Abs. 6 Z 1 und Abs. 7 Z 1 genannten Zeitraum auf bis zu 10 Jahre erstrecken. 
§ 77. (1) … § 77. (1) … 
(2) Verlangt der Auftraggeber in den in § 75 Abs. 6 Z 4 und Abs. 7 Z 6 

genannten Fällen zum Nachweis dafür, dass der Unternehmer bestimmte Normen 
für das Umweltmanagement erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen 
unabhängiger Stellen, so hat er auf das Gemeinschaftssystem für das 
Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) oder auf Normen 
für das Umweltmanagement Bezug zu nehmen, die auf den einschlägigen 
europäischen oder internationalen Normen beruhen und von entsprechenden 
Stellen zertifiziert sind, die dem Gemeinschaftsrecht oder einschlägigen 
europäischen oder internationalen Zertifizierungsnormen entsprechen. 
Gleichwertige Bescheinigungen von Stellen anderer Vertragsparteien des EWR-
Abkommens müssen anerkannt werden. Der Auftraggeber muss auch andere 
Nachweise für gleichwertige Umweltmanagementmaßnahmen anerkennen, 
insbesondere wenn der Unternehmer glaubhaft macht, dass er die betreffenden 
Bescheinigungen nicht beantragen darf oder innerhalb der einschlägigen Fristen 
nicht erhalten kann. 

(2) Verlangt der Auftraggeber in den in § 75 Abs. 6 Z 4 und Abs. 7 Z 6 
genannten Fällen zum Nachweis dafür, dass der Unternehmer bestimmte Normen 
für das Umweltmanagement erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen 
unabhängiger Stellen, so hat er auf das Unionssystem für das 
Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) oder auf Normen 
für das Umweltmanagement Bezug zu nehmen, die auf den einschlägigen 
europäischen oder internationalen Normen beruhen und von entsprechenden 
Stellen zertifiziert sind, die dem Unionsrecht oder einschlägigen europäischen 
oder internationalen Zertifizierungsnormen entsprechen. Gleichwertige 
Bescheinigungen von Stellen anderer Vertragsparteien des EWR-Abkommens 
müssen anerkannt werden. Der Auftraggeber muss auch andere Nachweise für 
gleichwertige Umweltmanagementmaßnahmen anerkennen, insbesondere wenn 
der Unternehmer glaubhaft macht, dass er die betreffenden Bescheinigungen 
nicht beantragen darf oder innerhalb der einschlägigen Fristen nicht erhalten 
kann. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 80. (1) bis (3) … § 80. (1) bis (3) … 
(4) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 

Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten des Energieverbrauchs werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, der Energieverbrauch je Kilometer und 
die Kosten je Energieeinheit miteinander multipliziert. Sofern in den 
Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft über die Typengenehmigung 
genormte gemeinschaftliche Testverfahren festgelegt sind, ist der 
Kraftstoffverbrauch eines Straßenfahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser 
Testverfahren heranzuziehen. Bei Straßenfahrzeugen, für die keine solchen 
genormten gemeinschaftlichen Testverfahren bestehen, sind die Ergebnisse 
allgemein anerkannter Verfahren oder für den Auftraggeber durchgeführter Tests 
oder die Angaben des Herstellers zu verwenden. Wenn der Kraftstoffverbrauch 
eines Straßenfahrzeuges in anderen Einheiten als Energieverbrauchseinheiten 
angegeben ist, wird er gemäß den Angaben zum Energiegehalt von Kraftstoffen 
in Tabelle 1 des Anhanges XIX in Energieverbrauchseinheiten je Kilometer 
umgerechnet. Die Kosten einer Energieeinheit entsprechen dem jeweils 
geringeren Wert der Kosten je Energieeinheit von Ottokraftstoff oder 
Dieselkraftstoff vor Steuern, wenn sie als Verkehrskraftstoff verwendet werden. 

(4) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten des Energieverbrauchs werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, der Energieverbrauch je Kilometer und 
die Kosten je Energieeinheit miteinander multipliziert. Sofern in den 
Rechtsvorschriften der Union über die Typengenehmigung genormte 
Testverfahren der Union festgelegt sind, ist der Kraftstoffverbrauch eines 
Straßenfahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. 
Bei Straßenfahrzeugen, für die keine solchen genormten Testverfahren der Union 
bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren oder für den 
Auftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers zu 
verwenden. Wenn der Kraftstoffverbrauch eines Straßenfahrzeuges in anderen 
Einheiten als Energieverbrauchseinheiten angegeben ist, wird er gemäß den 
Angaben zum Energiegehalt von Kraftstoffen in Tabelle 1 des Anhanges XIX in 
Energieverbrauchseinheiten je Kilometer umgerechnet. Die Kosten einer 
Energieeinheit entsprechen dem jeweils geringeren Wert der Kosten je 
Energieeinheit von Ottokraftstoff oder Dieselkraftstoff vor Steuern, wenn sie als 
Verkehrskraftstoff verwendet werden. 

(5) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten der CO2-Emissionen werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die CO2-Emissionen in Kilogramm je 
Kilometer und die Kosten der CO2-Emissionen je Kilogramm gemäß Tabelle 2 
des Anhanges XIX miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften 
der Europäischen Gemeinschaft über die Typengenehmigung genormte 
gemeinschaftliche Testverfahren festgelegt sind, sind die CO2-Emissionen eines 
Straßenfahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. 
Bei Straßenfahrzeugen, für die keine solchen genormten gemeinschaftlichen 
Testverfahren bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren 
oder für den Auftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers 
zu verwenden. 

(5) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten der CO2-Emissionen werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die CO2-Emissionen in Kilogramm je 
Kilometer und die Kosten der CO2-Emissionen je Kilogramm gemäß Tabelle 2 
des Anhanges XIX miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften 
der Union über die Typengenehmigung genormte Testverfahren der Union 
festgelegt sind, sind die CO2-Emissionen eines Straßenfahrzeuges je Kilometer 
auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. Bei Straßenfahrzeugen, für die 
keine solchen genormten Testverfahren der Union bestehen, sind die Ergebnisse 
allgemein anerkannter Verfahren oder für den Auftraggeber durchgeführter Tests 
oder die Angaben des Herstellers zu verwenden. 

(6) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten der Schadstoffemissionen werden die über 
die gesamte Lebensdauer anfallenden Kosten der Emissionen von 
Stickstoffoxiden, Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen und Partikeln addiert. Zur 
Berechnung der über die gesamte Lebensdauer eines Straßenfahrzeuges 

(6) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten der Schadstoffemissionen werden die über 
die gesamte Lebensdauer anfallenden Kosten der Emissionen von 
Stickstoffoxiden, Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen und Partikeln addiert. Zur 
Berechnung der über die gesamte Lebensdauer eines Straßenfahrzeuges 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
anfallenden Kosten jedes einzelnen Schadstoffes werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die Emissionen in Gramm je Kilometer 
und die jeweiligen Kosten je Gramm gemäß Tabelle 2 des Anhanges XIX 
miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften der Europäischen 
Gemeinschaft über die Typengenehmigung genormte gemeinschaftliche 
Testverfahren festgelegt sind, sind die Schadstoffemissionen eines 
Straßenfahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. 
Bei Straßenfahrzeugen, für die keine solchen genormten gemeinschaftlichen 
Testverfahren bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren 
oder für den Auftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers 
zu verwenden. Abweichend von Tabelle 2 des Anhanges XIX kann der 
Auftraggeber höhere Kosten je Gramm berechnen, sofern diese Kosten die Werte 
gemäß Tabelle 2 des Anhanges XIX nicht um mehr als das Doppelte übersteigen.

anfallenden Kosten jedes einzelnen Schadstoffes werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die Emissionen in Gramm je Kilometer 
und die jeweiligen Kosten je Gramm gemäß Tabelle 2 des Anhanges XIX 
miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften der Union über die 
Typengenehmigung genormte Testverfahren der Union festgelegt sind, sind die 
Schadstoffemissionen eines Straßenfahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser 
Testverfahren heranzuziehen. Bei Straßenfahrzeugen, für die keine solchen 
genormten Testverfahren der Union bestehen, sind die Ergebnisse allgemein 
anerkannter Verfahren oder für den Auftraggeber durchgeführter Tests oder die 
Angaben des Herstellers zu verwenden. Abweichend von Tabelle 2 des 
Anhanges XIX kann der Auftraggeber höhere Kosten je Gramm berechnen, 
sofern diese Kosten die Werte gemäß Tabelle 2 des Anhanges XIX nicht um 
mehr als das Doppelte übersteigen. 

§ 83. (1) und (2) … § 83. (1) und (2) … 
(3) Die Weitergabe des gesamten Auftrages oder von Teilen der Leistung ist 

nur insoweit zulässig, als der Subunternehmer die für die Ausführung seines 
Teiles erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit sowie die berufliche 
Zuverlässigkeit besitzt. 

(3) Die Weitergabe des gesamten Auftrages oder von Teilen der Leistung ist 
nur insoweit zulässig, als der Subunternehmer die für die Ausführung seines 
Teiles erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit sowie die berufliche 
Zuverlässigkeit besitzt. Die Subunternehmer können ihre erforderliche Befugnis, 
Leistungsfähigkeit und berufliche Zuverlässigkeit nach Maßgabe des § 70 Abs. 2 
bis 4 nachweisen. 

§ 98. (1) … § 98. (1) … 
(2) Unbeschadet der verbindlich festgelegten, 

gemeinschaftsrechtskonformen nationalen technischen Vorschriften sind 
technische Spezifikationen festzulegen … 

(2) Unbeschadet der verbindlich festgelegten, unionsrechtskonformen 
nationalen technischen Vorschriften sind technische Spezifikationen festzulegen 
… 

§ 102. (1) und (2) … § 102. (1) und (2) … 
(3) Die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer ist entsprechend der 

Leistung festzulegen. Sie darf bei nicht offenen Verfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung nicht unter fünf liegen. Bei Verhandlungsverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung darf sie, sofern nicht die Leistung nur von einem 
bestimmten Unternehmer erbracht werden kann oder dringliche, zwingende 
Gründe vorliegen, bei Existenz einer hinreichenden Anzahl von befugten, 
leistungsfähigen und zuverlässigen Unternehmern nicht unter drei liegen. 

(3) Die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer ist entsprechend der 
Leistung festzulegen. Sie darf bei nicht offenen Verfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung nicht unter drei liegen. Bei Verhandlungsverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung im Oberschwellenbereich darf die Anzahl der 
aufzufordernden Unternehmer, sofern nicht die Leistung nur von einem 
bestimmten Unternehmer erbracht werden kann oder dringliche, zwingende 
Gründe vorliegen, bei Existenz einer hinreichenden Anzahl von befugten, 
leistungsfähigen und zuverlässigen Unternehmern nicht unter drei liegen. Bei 
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung im 
Unterschwellenbereich soll die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer, sofern 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nicht die Leistung nur von einem bestimmten Unternehmer erbracht werden kann 
oder dringliche, zwingende Gründe vorliegen, bei Existenz einer hinreichenden 
Anzahl von befugten, leistungsfähigen und zuverlässigen Unternehmern 
grundsätzlich nicht unter drei liegen; Ausnahmen sind aus sachlichen Gründen 
zulässig. Die Gründe für diese Unterschreitung sind vom Auftraggeber 
festzuhalten. 

§ 103. (1) bis (5) … § 103. (1) bis (5) … 
(6) Die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer ist entsprechend der 

Leistung festzulegen, darf aber bei nicht offenen Verfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung nicht unter fünf liegen. Bei Verhandlungsverfahren mit 
vorheriger Bekanntmachung darf sie bei Existenz einer hinreichenden Anzahl von 
befugten, leistungsfähigen und zuverlässigen Unternehmern nicht unter drei 
liegen. Die festgelegte Anzahl muss einen echten Wettbewerb gewährleisten und 
ist in der Bekanntmachung anzugeben. Die objektiven und nicht 
diskriminierenden Auswahlkriterien haben den besonderen Erfordernissen der zur 
Ausführung gelangenden Leistung Rechnung zu tragen und sind in der 
Bekanntmachung bekannt zu geben. 

(6) Die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer ist entsprechend der 
Leistung festzulegen. Sie darf bei nicht offenen Verfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung im Oberschwellenbereich nicht unter fünf, bei nicht offenen 
Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung im Unterschwellenbereich nicht unter 
drei liegen. Bei Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung im 
Oberschwellenbereich darf die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer bei 
Existenz einer hinreichenden Anzahl von befugten, leistungsfähigen und 
zuverlässigen Unternehmern nicht unter drei liegen. Bei Verhandlungsverfahren 
mit vorheriger Bekanntmachung im Unterschwellenbereich soll die Anzahl der 
aufzufordernden Unternehmer bei Existenz einer hinreichenden Anzahl von 
befugten, leistungsfähigen und zuverlässigen Unternehmern grundsätzlich nicht 
unter drei liegen; Ausnahmen sind aus sachlichen Gründen zulässig. Die Gründe 
für diese Unterschreitung sind vom Auftraggeber festzuhalten. Die festgelegte 
Anzahl muss einen echten Wettbewerb gewährleisten und ist in der 
Bekanntmachung anzugeben. Die objektiven und nicht diskriminierenden 
Auswahlkriterien haben den besonderen Erfordernissen der zur Ausführung 
gelangenden Leistung Rechnung zu tragen und sind in der Bekanntmachung 
bekannt zu geben. 

§ 125. (1) bis (5) … § 125. (1) bis (5) … 
(5) Im Zuge der vertieften Angebotsprüfung muss der Auftraggeber vom 

Bieter eine verbindliche schriftliche – bei minder bedeutsamen Unklarheiten auch 
mündliche oder telefonische – Aufklärung verlangen. Die anschließende Prüfung 
hat unter Berücksichtigung der eingegangenen Erläuterungen bzw. der vom 
Bieter allenfalls vorgelegten Nachweise zu erfolgen. Der Auftraggeber hat 
insbesondere Erläuterungen in Bezug auf die Wirtschaftlichkeit des gewählten 
Fertigungs- oder Bauverfahrens bzw. der Erbringung der Dienstleistung, die 
gewählten technischen Lösungen, außergewöhnlich günstige Bedingungen, über 
die der Bieter bei der Erbringung der Leistung verfügt, die Originalität der vom 

(5) Im Zuge der vertieften Angebotsprüfung muss der Auftraggeber vom 
Bieter eine verbindliche schriftliche – bei minder bedeutsamen Unklarheiten auch 
mündliche oder telefonische – Aufklärung verlangen. Die anschließende Prüfung 
hat unter Berücksichtigung der eingegangenen Erläuterungen bzw. der vom 
Bieter allenfalls vorgelegten Nachweise zu erfolgen. Der Auftraggeber hat 
insbesondere Erläuterungen in Bezug auf die Wirtschaftlichkeit des gewählten 
Fertigungs- oder Bauverfahrens bzw. der Erbringung der Dienstleistung, die 
gewählten technischen Lösungen, außergewöhnlich günstige Bedingungen, über 
die der Bieter bei der Erbringung der Leistung verfügt, die Originalität der vom 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bieter angebotenen Leistung, die am Ort der Leistungserbringung geltenden 
arbeits- und sozialrechtlichen Bestimmungen oder die etwaige Gewährung einer 
staatlichen Beihilfe an den Bieter bei der Überprüfung entsprechend zu 
berücksichtigen. Die vom Bieter erteilten Auskünfte sind der Niederschrift über 
die Prüfung der Angebote beizuschließen. Sofern der geschätzte Auftragswert 
120 000 Euro nicht erreicht, kann von der Vorgehensweise gemäß diesem Absatz 
abgesehen werden. 

Bieter angebotenen Leistung, die am Ort der Leistungserbringung geltenden 
arbeits- und sozialrechtlichen Bestimmungen oder die etwaige Gewährung einer 
staatlichen Beihilfe an den Bieter bei der Überprüfung entsprechend zu 
berücksichtigen. Die vom Bieter erteilten Auskünfte sind der Niederschrift über 
die Prüfung der Angebote beizuschließen. Bei Vergabeverfahren im 
Unterschwellenbereich kann von der Vorgehensweise gemäß diesem Absatz 
abgesehen werden. 

§ 126. (1) Ergeben sich bei der Prüfung der Angebote Unklarheiten über das 
Angebot, einschließlich etwaiger Varianten-, Alternativ- oder 
Abänderungsangebote, oder über die geplante Art der Durchführung, oder werden 
Mängel festgestellt, so ist, sofern die Unklarheiten für die Beurteilung der 
Angebote von Bedeutung sind, vom Bieter eine verbindliche schriftliche 
Aufklärung zu verlangen. Die vom Bieter erteilten schriftlichen Auskünfte bzw. 
die vom Bieter allenfalls vorgelegten Nachweise sind der Niederschrift über die 
Prüfung der Angebote beizuschließen. Sofern der geschätzte Auftragswert 
120 000 Euro nicht erreicht, kann von der Vorgehensweise gemäß diesem Absatz 
abgesehen werden. 

§ 126. (1) Ergeben sich bei der Prüfung der Angebote Unklarheiten über das 
Angebot, einschließlich etwaiger Varianten-, Alternativ- oder 
Abänderungsangebote, oder über die geplante Art der Durchführung, oder werden 
Mängel festgestellt, so ist, sofern die Unklarheiten für die Beurteilung der 
Angebote von Bedeutung sind, vom Bieter eine verbindliche schriftliche 
Aufklärung zu verlangen. Die vom Bieter erteilten schriftlichen Auskünfte bzw. 
die vom Bieter allenfalls vorgelegten Nachweise sind der Niederschrift über die 
Prüfung der Angebote beizuschließen. Bei Vergabeverfahren im 
Unterschwellenbereich kann von der Vorgehensweise gemäß diesem Absatz 
abgesehen werden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
(4) Rechnerisch fehlerhafte Angebote sind, sofern dies in der Ausschreibung 

festgelegt wurde, dann nicht weiter zu berücksichtigen, wenn die Summe der 
Absolutbeträge aller Berichtigungen – erhöhend oder vermindernd – 2 vH oder 
mehr des ursprünglichen Gesamtpreises ohne Umsatzsteuer beträgt. 
Berichtigungen von Seitenüberträgen der Zwischensummen im Angebot 
(Übertragungsfehler), mit denen nicht weitergerechnet wurde, bleiben dabei 
unberücksichtigt. … 

(4) Rechnerisch fehlerhafte Angebote sind, sofern dies in der Ausschreibung 
festgelegt wurde, dann nicht weiter zu berücksichtigen, wenn die Summe der 
Absolutbeträge aller Berichtigungen – erhöhend oder vermindernd – 2 vH oder 
mehr des ursprünglichen Gesamtpreises beträgt. Berichtigungen von 
Seitenüberträgen der Zwischensummen im Angebot (Übertragungsfehler), mit 
denen nicht weitergerechnet wurde, bleiben dabei unberücksichtigt. … 

§ 131. (1) Der Auftraggeber hat den im Vergabeverfahren verbliebenen 
Bietern nachweislich mitzuteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden 
soll. In dieser Mitteilung sind den verbliebenen Bietern das jeweilige Ende der 
Stillhaltefrist gemäß § 132 Abs. 1, die Gründe für die Ablehnung ihres 
Angebotes, die Vergabesumme sowie die Merkmale und Vorteile des 
erfolgreichen Angebotes bekannt zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser 
Informationen öffentlichen Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen 
von Unternehmern widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb 
schaden würde. 

§ 131. (1) Der Auftraggeber hat den im Vergabeverfahren verbliebenen 
Bietern nachweislich mitzuteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden 
soll. In dieser Mitteilung sind den verbliebenen Bietern das jeweilige Ende der 
Stillhaltefrist gemäß § 132 Abs. 1, die Gründe für die Ablehnung ihres 
Angebotes, der Gesamtpreis sowie die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen 
Angebotes bekannt zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser Informationen 
öffentlichen Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen von 
Unternehmern widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb schaden 
würde. 

§ 132. (1) Der Auftraggeber darf den Zuschlag bei sonstiger absoluter § 132. (1) Der Auftraggeber darf den Zuschlag bei sonstiger absoluter 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nichtigkeit nicht innerhalb der Stillhaltefrist erteilen. Die Stillhaltefrist beginnt 
im Fall des § 131 Abs. 1 mit der Absendung der Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung. Sie beträgt bei einer Übermittlung auf elektronischem 
Weg oder mittels Telefax zehn Tage, bei einer Übermittlung auf brieflichem Weg 
15 Tage. Bei der Durchführung eines Vergabeverfahrens im 
Unterschwellenbereich verkürzt sich die Stillhaltefrist auf sieben Tage. 

Nichtigkeit nicht innerhalb der Stillhaltefrist erteilen. Die Stillhaltefrist beginnt  
mit der Absendung der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung. Sie beträgt bei 
einer Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax zehn Tage, bei 
einer Übermittlung auf brieflichem Weg 15 Tage. Bei der Durchführung eines 
Vergabeverfahrens im Unterschwellenbereich verkürzt sich die Stillhaltefrist auf 
sieben Tage. 

§ 134. (1) und (2) … § 134. (1) und (2) … 
(3) Die Bundesregierung hat, sofern dies im Interesse der Sicherung des 

freien und lauteren Wettbewerbes, des Rechtsschutzes der Bieter sowie im 
Interesse einer einheitlichen und rechtssicheren Vorgangsweise erforderlich ist, 
durch Verordnung nähere Bestimmungen zum Vertragsabschluss auf 
elektronischem Weg, insbesondere zur Sicherstellung der Echtheit und 
Unverfälschtheit der elektronisch übermittelten Daten durch qualifizierte 
elektronische Signaturen sowie zur Sicherstellung der Vertraulichkeit, zu 
erlassen. 

(3) Der Bundeskanzler hat, sofern dies im Interesse der Sicherung des freien 
und lauteren Wettbewerbes, des Rechtsschutzes der Bieter sowie im Interesse 
einer einheitlichen und rechtssicheren Vorgangsweise erforderlich ist, durch 
Verordnung nähere Bestimmungen zum Vertragsabschluss auf elektronischem 
Weg, insbesondere zur Sicherstellung der Echtheit und Unverfälschtheit der 
elektronisch übermittelten Daten durch qualifizierte elektronische Signaturen 
sowie zur Sicherstellung der Vertraulichkeit, zu erlassen. 

§ 135. (1) Das Vergabeverfahren endet mit dem Zustandekommen des 
Leistungsvertrages oder mit dem Widerruf der Vergabeverfahrens. 

§ 135. (1) Das Vergabeverfahren endet mit dem Zustandekommen des 
Leistungsvertrages oder mit dem Widerruf des Vergabeverfahrens. 

§ 136. (1) und (2) … § 136. (1) und (2) … 
(3) Der Auftraggeber kann von der Erstellung eines Vergabevermerkes oder 

eines Vermerkes über den Widerruf eines Vergabeverfahrens gemäß Abs. 1 bei 
Vergabeverfahren, deren geschätzter Auftragswert 120 000 € nicht erreicht, 
Abstand nehmen, sofern die Angaben gemäß Abs. 1 Z 1 bis 7 ohne großen 
Aufwand aus der Vergabedokumentation ersichtlich sind. 

(3) Bei Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich kann der Auftraggeber 
von der Erstellung eines Vergabevermerkes oder eines Vermerkes über den 
Widerruf eines Vergabeverfahrens gemäß Abs. 1 Abstand nehmen, sofern die 
Angaben gemäß Abs. 1 Z 1 bis 7 ohne großen Aufwand aus der 
Vergabedokumentation ersichtlich sind. 

§ 141. (1) Für die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen 
durch Auftraggeber gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses Abschnittes, 
der 1. Teil mit Ausnahme des § 2 Z 16, die §§ 3 Abs. 1, 6, 9, 10, 12 Abs. 1 und 3, 
13, 16, 20 Abs. 2, 3 und 5, 21, 44, 49, 51, 98 und 140 Abs. 9 sowie der 4. bis 6. 
Teil dieses Bundesgesetzes. 

§ 141. (1) Für die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen 
durch Auftraggeber gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses Abschnittes, 
der 1. Teil mit Ausnahme des § 2 Z 16, die §§ 3 Abs. 1 und 6, 6, 9, 10, 12 Abs. 1 
und 3, 13, 16, 20 Abs. 2, 3 und 5, 21, 44, 49, 51, 98 und 140 Abs. 9 sowie der 4. 
bis 6. Teil dieses Bundesgesetzes. 

(2) Nicht prioritäre Dienstleistungsaufträge sind von Auftraggebern unter 
Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des 
Diskriminierungsverbotes zu vergeben. Soweit dies auf Grund des Wertes und 
des Gegenstandes des Auftrages erforderlich erscheint, sind nicht prioritäre 
Dienstleistungsaufträge grundsätzlich in einem Verfahren mit mehreren 
Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von Öffentlichkeit 

(2) Nicht prioritäre Dienstleistungsaufträge sind von Auftraggebern unter 
Beachtung der unionsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des 
Diskriminierungsverbotes zu vergeben. Soweit dies auf Grund des Wertes und 
des Gegenstandes des Auftrages erforderlich erscheint, sind nicht prioritäre 
Dienstleistungsaufträge grundsätzlich in einem Verfahren mit mehreren 
Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von Öffentlichkeit 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gewährleistet ist und das dem Grundsatz des freien und lauteren Wettbewerbes 
entspricht, zu vergeben. Von einer Bekanntmachung eines Verfahrens kann 
insbesondere Abstand genommen werden, wenn eine der in den §§ 30 Abs. 2 
bzw. 38 Abs. 2 Z 2, 4 oder 5 genannten Voraussetzungen vorliegt. 

gewährleistet ist und das dem Grundsatz des freien und lauteren Wettbewerbes 
entspricht, zu vergeben. Von einer Bekanntmachung eines Verfahrens kann 
insbesondere Abstand genommen werden, wenn eine der in den §§ 30 Abs. 2 
bzw. 38 Abs. 2 Z 3 bis 5 genannten Voraussetzungen vorliegt. 

(3) Die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen in einem 
formfreien Verfahren unmittelbar an einen ausgewählten Unternehmer 
(Direktvergabe) ist nur bis zu einem geschätzten Auftragswert von 100 000 Euro* 
zulässig; die Anwendung des Art. 5 Abs. 2 und 4 bis 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 bleibt unberührt. Die Vergabe von nicht prioritären 
Dienstleistungsaufträgen über geistige Dienstleistungen in einem 
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung mit nur einem 
Unternehmer ist zulässig, sofern die Durchführung eines wirtschaftlichen 
Wettbewerbes auf Grund der Kosten des Beschaffungsvorganges für den 
Auftraggeber wirtschaftlich nicht vertretbar ist und der geschätzte Auftragswert 
50vH des jeweiligen Schwellenwertes gemäß § 12 Abs. 1 Z 1 oder 2 nicht 
erreicht. 

* Anmerkung: ab 1.1.2012: 40 000 Euro 

(3) Die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen in einem 
formfreien Verfahren unmittelbar an einen ausgewählten Unternehmer 
(Direktvergabe) ist nur bis zu einem geschätzten Auftragswert von 50 000 Euro 
zulässig; die Anwendung des Art. 5 Abs. 2 und 4 bis 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 bleibt unberührt. Die Vergabe von nicht prioritären 
Dienstleistungsaufträgen über geistige Dienstleistungen in einem 
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung mit nur einem 
Unternehmer ist zulässig, sofern die Durchführung eines wirtschaftlichen 
Wettbewerbes auf Grund der Kosten des Beschaffungsvorganges für den 
Auftraggeber wirtschaftlich nicht vertretbar ist und der geschätzte Auftragswert 
50vH des jeweiligen Schwellenwertes gemäß § 12 Abs. 1 Z 1 oder 2 nicht 
erreicht. 

(4) Im Oberschwellenbereich sind vergebene nicht prioritäre 
Dienstleistungsaufträge gemäß § 54 bekannt zu geben. 

(4) Sofern eine Bekanntmachung zur Gewährleistung eines angemessenen 
Grades von Öffentlichkeit geboten ist, sind Bekanntmachungen in dem gemäß 
§ 52 Abs. 1 für den jeweiligen Vollziehungsbereich festgelegten 
Publikationsmedium zu veröffentlichen. Im Oberschwellenbereich sind 
vergebene nicht prioritäre Dienstleistungsaufträge gemäß § 54 bekannt zu geben. 

(5) Als gesondert anfechtbare Entscheidung gilt jede nach außen in 
Erscheinung tretende Festlegung des Auftraggebers. Der Auftraggeber hat, außer 
in sachlich gerechtfertigten Ausnahmefällen, die Zuschlags- bzw. 
Widerrufsentscheidung den im Verfahren verbliebenen Unternehmern bekannt zu 
geben und eine angemessene, vom Auftraggeber festzusetzende Stillhaltefrist zu 
beachten. Der Zuschlag bzw. der Widerruf darf bei sonstiger Nichtigkeit bzw. 
Unwirksamkeit nicht innerhalb der festgesetzten Stillhaltefrist erteilt bzw. erklärt 
werden. 

(5) Als gesondert anfechtbare Entscheidung gilt jede nach außen in 
Erscheinung tretende Festlegung des Auftraggebers. 

 (6) Der Auftraggeber hat den im Vergabeverfahren verbliebenen Bietern 
nachweislich mitzuteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll. In 
dieser Mitteilung sind den verbliebenen Bietern das jeweilige Ende der 
Stillhaltefrist gemäß Abs. 7, die Gründe für die Ablehnung ihres Angebotes, der 
Gesamtpreis sowie die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
bekannt zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen 
Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen von Unternehmern 
widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb schaden würde. Eine 
Verpflichtung zur Mitteilung der Zuschlagsentscheidung besteht nicht, wenn 

  1. der Zuschlag dem einzigen bzw. dem einzigen im Vergabeverfahren 
verbliebenen Bieter erteilt werden soll, oder 

  2. wenn auf Grund der in § 30 Abs. 2 Z 3 genannten Voraussetzungen von 
einer Bekanntmachung des Verfahren Abstand genommen wurde. 

 (7) Der Auftraggeber darf den Zuschlag bei sonstiger absoluter Nichtigkeit 
nicht innerhalb der Stillhaltefrist erteilen. Die Stillhaltefrist beginnt mit der 
Absendung der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung. Sie beträgt bei einer 
Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax zehn Tage, bei einer 
Übermittlung auf brieflichem Weg 15 Tage. Bei der Durchführung eines 
Vergabeverfahrens im Unterschwellenbereich verkürzt sich die Stillhaltefrist auf 
sieben Tage. 

 (8) Der Auftraggeber kann ein Vergabeverfahren widerrufen, wenn dafür 
sachliche Gründe bestehen. Der Auftraggeber hat die Widerrufsentscheidung, 
soweit dies möglich ist, den im Vergabeverfahren verbliebenen Unternehmer 
unverzüglich und nachweislich mitzuteilen oder im Internet bekannt zu machen. 
Der Auftraggeber darf den Widerruf bei sonstiger Unwirksamkeit nicht innerhalb 
der Stillhaltefrist erklären. Die Stillhaltefrist beginnt mit der Absendung der 
Mitteilung der Widerrufsentscheidung oder mit der erstmaligen Verfügbarkeit der 
Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung. Bei einer Übermittlung auf 
elektronischem Weg oder mittels Telefax sowie bei einer Bekanntmachung 
beträgt die Stillhaltefrist zehn Tage, bei einer Übermittlung auf brieflichem Weg 
15 Tage. Bei der Durchführung von Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich 
verkürzt sich die Stillhaltefrist auf sieben Tage. Im Übrigen gilt § 140 Abs. 6. Im 
Unterschwellenbereich kann der Auftraggeber von der Mitteilung bzw. 
Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung absehen und den Widerruf 
unmittelbar und ohne Abwarten einer Stillhaltefrist erklären. In diesem Fall hat 
der Auftraggeber die im Vergabeverfahren verbliebenen Unternehmer, soweit 
dies möglich ist, unverzüglich und nachweislich von der Widerrufserklärung zu 
verständigen oder diese im Internet bekannt zu machen. 

§ 145. (1) Baukonzessionäre, die selbst nicht Auftraggeber im Sinne des § 3 
Abs. 1 sind, haben Bauaufträge an Dritte unter Beachtung der 

§ 145. (1) Baukonzessionäre, die selbst nicht Auftraggeber im Sinne des § 3 
Abs. 1 sind, haben Bauaufträge an Dritte unter Beachtung der unionsrechtlichen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gemeinschaftsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des Diskriminierungsverbotes 
und, soweit dies auf Grund des Wertes und des Gegenstandes des Auftrages 
erforderlich erscheint, grundsätzlich in einem Verfahren mit mehreren 
Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von Öffentlichkeit 
gewährleistet ist und das den Grundsätzen des freien und lauteren Wettbewerbes 
entspricht, zu vergeben. Von einer Bekanntmachung mittels Standardformularen 
gemäß den §§ 46, 47 und 50 bis 52 kann im Oberschwellenbereich nur Abstand 
genommen werden, wenn eine der in § 28 Abs. 2 genannten Voraussetzungen 
vorliegt. 

Grundfreiheiten sowie des Diskriminierungsverbotes und, soweit dies auf Grund 
des Wertes und des Gegenstandes des Auftrages erforderlich erscheint, 
grundsätzlich in einem Verfahren mit mehreren Unternehmern, durch das ein 
angemessener Grad von Öffentlichkeit gewährleistet ist und das den Grundsätzen 
des freien und lauteren Wettbewerbes entspricht, zu vergeben. Von einer 
Bekanntmachung mittels Standardformularen gemäß den §§ 46, 47 und 50 bis 52 
kann im Oberschwellenbereich nur Abstand genommen werden, wenn eine der in 
§ 28 Abs. 2 genannten Voraussetzungen vorliegt. 

§ 153. Für die Durchführung von Wettbewerben (Ideenwettbewerbe sowie 
Realisierungswettbewerbe) gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses 
Abschnittes, der 1. Teil, die §§ 3, 6, 9, 10, 12 Abs. 2 und 3, 13, 16, 19, 20 Abs. 1 
bis 3 und 5, 26, 35, 39, 42 bis 52, 54 und 55, der 4. bis 6. Teil sowie die 
Vorschriften, auf die in diesem Abschnitt verwiesen wird. 

§ 153. Für die Durchführung von Wettbewerben (Ideenwettbewerbe sowie 
Realisierungswettbewerbe) gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses 
Abschnittes, der 1. Teil, die §§ 3, 6, 9, 10, 12 Abs. 2 und 3, 13, 16, 19, 20 Abs. 1 
bis 3 und 5, 26, 35, 39, 42 bis 52, 54, 55 und 68 bis 77, der 4. bis 6. Teil sowie die 
Vorschriften, auf die in diesem Abschnitt verwiesen wird. 

§ 173. (1) und (2) … § 173. (1) und (2) … 
 (3) Unterliegt eine der Tätigkeiten, für die die Beschaffung der Leistung 

vorgenommen wird, den Bestimmungen des 3. Teiles dieses Bundesgesetzes, die 
andere Tätigkeit jedoch den Bestimmungen des 2. Teiles dieses Bundesgesetzes, 
und ist es objektiv nicht möglich festzustellen, welche Tätigkeit den 
Hauptgegenstand des Auftrags darstellt, so ist der Auftrag gemäß den 
Bestimmungen des 2. Teiles dieses Bundesgesetzes zu vergeben. 

 (4) Die Wahl zwischen der Vergabe eines einzigen Auftrages und der 
Vergabe mehrerer getrennter Aufträge darf jedoch nicht mit der Zielsetzung 
erfolgen, die Anwendung dieses Bundesgesetzes oder der Bestimmungen des 
2. Teiles dieses Bundesgesetzes zu umgehen. 

§ 175. Dieses Bundesgesetz gilt nicht § 175. Dieses Bundesgesetz gilt nicht 
 1. und 2. …   1. und 2. …  
 3. für Vergabeverfahren, die anderen Verfahrensregeln unterliegen und die 

auf Grund einer gemäß dem EGV zwischen der Republik Österreich und 
einem oder mehreren Drittstaaten abgeschlossenen Übereinkunft über 
Lieferungen, Bauleistungen, Dienstleistungen oder Wettbewerbe für ein 
von den Vertragsparteien gemeinsam zu verwirklichendes oder zu 
nutzendes Projekt durchgeführt werden, wobei der Kommission der 
Abschluss jeder Übereinkunft mitzuteilen ist, 

 3. für Vergabeverfahren, die anderen Verfahrensregeln unterliegen und die 
auf Grund einer gemäß dem AEUV zwischen der Republik Österreich 
und einem oder mehreren Drittstaaten abgeschlossenen Übereinkunft 
über Lieferungen, Bauleistungen, Dienstleistungen oder Wettbewerbe für 
ein von den Vertragsparteien gemeinsam zu verwirklichendes oder zu 
nutzendes Projekt durchgeführt werden, wobei der Kommission der 
Abschluss jeder Übereinkunft mitzuteilen ist, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 4. für Vergabeverfahren, die anderen Verfahrensregeln unterliegen und die 

auf Grund einer internationalen Übereinkunft im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt von Truppen, die Unternehmen eines Mitgliedstaates der 
Gemeinschaft oder eines Drittstaates betrifft, durchgeführt werden, 

 4. für Vergabeverfahren, die anderen Verfahrensregeln unterliegen und die 
auf Grund einer internationalen Übereinkunft im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt von Truppen, die Unternehmen eines Mitgliedstaates der 
Union oder eines Drittstaates betrifft, durchgeführt werden, 

 5. für Dienstleistungsaufträge, die von einem Sektorenauftraggeber an einen 
Auftraggeber gemäß den §§ 3 Abs. 1 oder 164 auf Grund eines 
ausschließlichen Rechts vergeben werden, das dieser auf Grund 
veröffentlichter, mit dem EGV übereinstimmender Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften innehat, 

 5. für Dienstleistungsaufträge, die von einem Sektorenauftraggeber an einen 
Auftraggeber gemäß den §§ 3 Abs. 1 oder 164 auf Grund eines 
ausschließlichen Rechts vergeben werden, das dieser auf Grund 
veröffentlichter, mit dem AEUV übereinstimmender Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften innehat, 

 6. bis 19 …  6. bis 19 … 
 20. für Aufträge und Wettbewerbe, die Sektorenauftraggeber in die Lage 

versetzen sollen, in Österreich Strom zu erzeugen. 
 20. für Aufträge und Wettbewerbe, die Sektorenauftraggeber in die Lage 

versetzen sollen, in Österreich Strom zu erzeugen, 
  21. für Aufträge im Verteidigungs- und Sicherheitsbereich, die dem 

BVergGVS 2012 unterliegen, sowie für Aufträge, die gemäß § 9 
BVergGVS 2012 vom Geltungsbereich des BVergGVS 2012 
ausgenommen sind, 

  22. für Aufträge und Wettbewerbe, die von Sektorenauftraggebern vergeben 
werden und die die Ausführung folgender Dienste in Österreich 
ermöglichen sollen: 

  a) Geschäftskunden-Standardpaketdienste an Geschäftskunden, national 
und international; 

  b) Geschäftskunden-Standardpaketdienste an Privatkunden, national und 
international; 

  c) nationale Expresspaketdienste; 
  d) Kombifrachtdienste; 
  e) Kontraktlogistik, 
  23. für die Beschaffung von Liefer- oder Dienstleistungen durch 

Sektorenauftraggeber von einer zentralen Beschaffungsstelle eines 
anderen Mitgliedstaates der EU oder einer sonstigen Vertragspartei des 
EWR-Abkommens, sofern die zentrale Beschaffungsstelle bei der 
Beschaffung dieser Liefer- oder Dienstleistungen Verfahrensregeln 
eingehalten hat, die mit allen Bestimmungen der Richtlinie 2004/17/EG, 
in der Fassung der Richtlinie 2009/81/EG, oder der Richtlinie 
2004/18/EG, in der Fassung der Richtlinie 2009/81/EG, im Einklang 
stehen und sofern gegen die Auftragsvergaben wirksame Rechtsbehelfe 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
eingelegt werden können, die mit den Bestimmungen der Richtlinie 
92/13/EWG, in der Fassung der Richtlinie 2007/66/EG, im Einklang 
stehen, 

  24. für die Beauftragung einer zentralen Beschaffungsstelle eines anderen 
Mitgliedstaates der EU oder einer sonstigen Vertragspartei des EWR-
Abkommens durch Sektorenauftraggeber mit der Beschaffung von Bau-, 
Liefer- oder Dienstleistungen für diese Sektorenauftraggeber, sofern die 
zentrale Beschaffungsstelle bei der Beschaffung dieser Bau-, Liefer- oder 
Dienstleistungen Verfahrensregeln einhält, die mit allen Bestimmungen 
der Richtlinie 2004/17/EG, in der Fassung der Richtlinie 2009/81/EG, 
oder der Richtlinie 2004/18/EG, in der Fassung der Richtlinie 
2009/81/EG, im Einklang stehen. 

Bau- und Dienstleistungskonzessionsverträge Bau- und Dienstleistungskonzessionsverträge, Kauf von Straßenfahrzeugen 
durch Betreiber von öffentlichen Personenverkehrsdiensten 

§ 177. Dieses Bundesgesetz gilt mit Ausnahme der §§ 7, 8, 164 bis 166, 210, 
336, 344 und 345 Abs. 1 bis 3 nicht für die Vergabe von Bau- und 
Dienstleistungskonzessionsverträgen. Bau- und 
Dienstleistungskonzessionsverträge sind von Sektorenauftraggebern unter 
Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des 
Diskriminierungsverbotes und, soweit dies auf Grund des Wertes und des 
Gegenstandes des Vertrages erforderlich erscheint, grundsätzlich in einem 
Verfahren mit mehreren Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von 
Öffentlichkeit gewährleistet ist und das den Grundsätzen des freien und lauteren 
Wettbewerbes entspricht, zu vergeben. Die Vergabe von Bau- und 
Dienstleistungskonzessionsverträgen in einem formfreien Verfahren unmittelbar 
an einen ausgewählten Unternehmer (Direktvergabe) ist nur zulässig, sofern der 
geschätzte Leistungswert 100 000 Euro* ohne Umsatzsteuer nicht übersteigt; die 
Anwendung des Art. 5 Abs. 2 und 4 bis 6 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
bleibt unberührt. 

* Anmerkung: ab 1.1.2012: 60 000 Euro 

§ 177. (1) Für die Vergabe von Bau- und 
Dienstleistungskonzessionsverträgen durch Sektorenauftraggeber gelten 
ausschließlich die §§ 7, 8, 164 bis 166, 210, 336, 344 und 345 Abs. 1 bis 3. Bau- 
und Dienstleistungskonzessionsverträge sind von Sektorenauftraggebern unter 
Beachtung der unionsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des 
Diskriminierungsverbotes und, soweit dies auf Grund des Wertes und des 
Gegenstandes des Vertrages erforderlich erscheint, grundsätzlich in einem 
Verfahren mit mehreren Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von 
Öffentlichkeit gewährleistet ist und das den Grundsätzen des freien und lauteren 
Wettbewerbes entspricht, zu vergeben. Die Vergabe von Bau- und 
Dienstleistungskonzessionsverträgen in einem formfreien Verfahren unmittelbar 
an einen ausgewählten Unternehmer (Direktvergabe) ist nur zulässig, sofern der 
geschätzte Leistungswert 75 000 Euro ohne Umsatzsteuer nicht übersteigt; die 
Anwendung des Art. 5 Abs. 2 und 4 bis 6 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
bleibt unberührt. 

 (2) Wenn Sektorenauftraggeber einer Einrichtung, die kein öffentlicher 
Auftraggeber im Sinne des § 3 Abs. 1 und kein Sektorenauftraggeber im Sinne 
der §§ 164 bis 166 ist, einen Dienstleistungsauftrag oder eine 
Dienstleistungskonzession erteilen, deren Vertragsgegenstand die Erbringung von 
öffentlichen Personenverkehrsdiensten im Rahmen eines öffentlichen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Dienstleistungsauftrags im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ist, so 
muss in dem Vertrag zwischen Sektorenauftraggeber und betreffender 
Einrichtung bestimmt sein, dass die betreffende Einrichtung beim Kauf von 
Straßenfahrzeugen im Oberschwellenbereich die Bestimmungen des § 237 
sinngemäß anzuwenden hat. 

§ 178. (1) Dieses Bundesgesetz gilt, mit Ausnahme dieser Bestimmung, 
nicht für Sektorenauftraggeber, die geographisch abgegrenzte Gebiete in 
Österreich zum Zweck des Aufsuchens oder der Förderung von Erdöl oder Gas 
im Sinne des § 171 nutzen (freigestellte Sektorenauftraggeber). Bei der Vergabe 
von Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsaufträgen (§§ 4 bis 6) haben diese 
Sektorenauftraggeber ausschließlich die gemeinschaftsrechtlichen 
Grundfreiheiten, das Diskriminierungsverbot und die Grundsätze des freien und 
lauteren Wettbewerbes und der Gleichbehandlung aller Bewerber und Bieter zu 
beachten. Insbesondere haben diese Sektorenauftraggeber den Unternehmen, die 
ein Interesse an solchen Aufträgen haben können, ausreichende und rechtzeitige 
Informationen über die zu vergebenden Aufträge zur Verfügung zu stellen. Der 
Zuschlag hat auf Grund objektiver, nicht diskriminierender Kriterien zu erfolgen. 

§ 178. (1) Dieses Bundesgesetz gilt, mit Ausnahme dieser Bestimmung, 
nicht für Sektorenauftraggeber, die geographisch abgegrenzte Gebiete in 
Österreich zum Zweck des Aufsuchens oder der Förderung von Erdöl oder Gas 
im Sinne des § 171 nutzen (freigestellte Sektorenauftraggeber). Bei der Vergabe 
von Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsaufträgen (§§ 4 bis 6) haben diese 
Sektorenauftraggeber ausschließlich die unionsrechtlichen Grundfreiheiten, das 
Diskriminierungsverbot und die Grundsätze des freien und lauteren 
Wettbewerbes und der Gleichbehandlung aller Bewerber und Bieter zu beachten. 
Insbesondere haben diese Sektorenauftraggeber den Unternehmen, die ein 
Interesse an solchen Aufträgen haben können, ausreichende und rechtzeitige 
Informationen über die zu vergebenden Aufträge zur Verfügung zu stellen. Der 
Zuschlag hat auf Grund objektiver, nicht diskriminierender Kriterien zu erfolgen. 

§ 179. (1) Vergabeverfahren von Sektorenauftraggebern fallen nicht unter 
dieses Bundesgesetz, wenn 

§ 179. (1) Vergabeverfahren von Sektorenauftraggebern fallen nicht unter 
dieses Bundesgesetz, wenn 

 1. diese Tätigkeit in Österreich auf einem Markt mit freiem Zugang 
unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist und dies durch eine 
Entscheidung der Kommission festgestellt wurde, oder 

 1. diese Tätigkeit in Österreich auf einem Markt mit freiem Zugang 
unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist und dies durch eine 
Entscheidung der Kommission festgestellt wurde, oder 

 2. ein Antrag gemäß Abs. 4 gestellt wurde, der Zugang zu einem Markt als 
frei im Sinne von Abs. 2 Z 1 gilt, die für die betreffende Tätigkeit 
zuständige unabhängige Behörde festgestellt hat, dass die Tätigkeit auf 
einem Markt mit freiem Zugang unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt 
ist und die Kommission nicht innerhalb der von ihr einzuhaltenden Frist 
entschieden hat, dass die Voraussetzungen für eine Freistellung nicht 
vorliegen, oder 

 2. ein Antrag gemäß Abs. 4 gestellt wurde, der Zugang zu einem Markt als 
frei im Sinne von Abs. 2 Z 1 gilt, die für die betreffende Tätigkeit 
zuständige unabhängige Behörde festgestellt hat, dass die Tätigkeit auf 
einem Markt mit freiem Zugang unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt 
ist und die Kommission nicht innerhalb der von ihr einzuhaltenden Frist 
entschieden hat, dass die Voraussetzungen für eine Freistellung nicht 
vorliegen, oder 

 3. ein Antrag gemäß Abs. 5 gestellt wurde und die Kommission nicht 
innerhalb der von ihr einzuhaltenden Frist entschieden hat, dass die 
Voraussetzungen für eine Freistellung nicht vorliegen. 

 3. ein Antrag gemäß Abs. 5 gestellt wurde und die Kommission nicht 
innerhalb der von ihr einzuhaltenden Frist entschieden hat, dass die 
Voraussetzungen für eine Freistellung nicht vorliegen. 

(2) Der Zugang zu einem Markt gilt als frei, (2) Der Zugang zu einem Markt gilt als frei, 
 1. wenn die in Anhang XVIII genannten Vorschriften des 

Gemeinschaftsrechts in Österreich umgesetzt wurden und angewendet 
 1. wenn die in Anhang XVIII genannten Vorschriften des Unionsrechts in 

Österreich umgesetzt wurden und angewendet werden, … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
werden, … 

§ 180. (1) Verfahren von Sektorenauftraggebern zur Vergabe von Aufträgen 
erfolgen im Oberschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert ohne 
Umsatzsteuer … 

§ 180. (1) Verfahren von Sektorenauftraggebern zur Vergabe von Aufträgen 
erfolgen im Oberschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert … 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
(2) Wettbewerbe von Sektorenauftraggebern erfolgen im 

Oberschwellenbereich, wenn bei Realisierungswettbewerben der geschätzte 
Auftragswert des Dienstleistungsauftrages ohne Umsatzsteuer unter 
Berücksichtigung etwaiger Preisgelder und Zahlungen an Teilnehmer bzw. bei 
Ideenwettbewerben die Summe der Preisgelder und Zahlungen an die Teilnehmer 
mindestens 387 000 € beträgt. 

(2) Wettbewerbe von Sektorenauftraggebern erfolgen im 
Oberschwellenbereich, wenn bei Realisierungswettbewerben der geschätzte 
Auftragswert des Dienstleistungsauftrages unter Berücksichtigung etwaiger 
Preisgelder und Zahlungen an Teilnehmer bzw. bei Ideenwettbewerben die 
Summe der Preisgelder und Zahlungen an die Teilnehmer mindestens 387 000 € 
beträgt. 

(3) Verfahren von Sektorenauftraggebern zur Vergabe von Aufträgen 
erfolgen im Unterschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert ohne 
Umsatzsteuer die in Abs. 1 genannten Beträge nicht erreicht. Wettbewerbe 
erfolgen im Unterschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert unter 
Einrechnung der Preisgelder und Zahlungen oder die Summe der Preisgelder und 
Zahlungen an die Teilnehmer den in Abs. 2 genannten Betrag nicht erreicht. 

(3) Verfahren von Sektorenauftraggebern zur Vergabe von Aufträgen 
erfolgen im Unterschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert die in 
Abs. 1 genannten Beträge nicht erreicht. Wettbewerbe erfolgen im 
Unterschwellenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert unter Einrechnung der 
Preisgelder und Zahlungen oder die Summe der Preisgelder und Zahlungen an die 
Teilnehmer den in Abs. 2 genannten Betrag nicht erreicht. 

§ 182. (1) und (2) … § 182. (1) und (2) … 
(3) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 180 

Abs. 1 Z 2 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Oberschwellenbereich für 
die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer weniger als 1 Million Euro beträgt, sofern der 
kumulierte Wert der vom Sektorenauftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose 
gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Bauaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(3) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 180 
Abs. 1 Z 2 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Oberschwellenbereich für 
die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 1 Million Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Sektorenauftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes 
aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im 
Unterschwellenbereich. 

§ 183. (1) bis (3) … § 183. (1) bis (3) … 
(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 180 

Abs. 1 Z 1 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Oberschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der 
kumulierte Wert der vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des 

(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 180 
Abs. 1 Z 1 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Oberschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose 
gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich. 

nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 180 
Abs. 1 Z 1 genannten Schwellenwert nicht, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Lose, deren geschätzter Auftragswert ohne 
Umsatzsteuer weniger als 60 000 Euro beträgt, können im Wege der 
Direktvergabe vergeben werden, sofern der kumulierte Wert der vom 
Sektorenauftraggeber ausgewählten Lose 40 vH des kumulierten Wertes aller 
Lose nicht übersteigt. 

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 180 
Abs. 1 Z 1 genannten Schwellenwert nicht, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Lose, deren geschätzter Auftragswert weniger als 
75 000 Euro beträgt, können im Wege der Direktvergabe vergeben werden, 
sofern der kumulierte Wert der vom Sektorenauftraggeber ausgewählten Lose 
40 vH des kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. 

§ 184. (1) bis (4) … § 184. (1) bis (4) … 
(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 180 

Abs. 1 Z 1 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Oberschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, 
deren geschätzter Auftragswert ohne Umsatzsteuer weniger als 80 000 Euro 
beträgt, sofern der kumulierte Wert der vom Sektorenauftraggeber ausgewählten 
Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe 
dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 180 
Abs. 1 Z 1 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Oberschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, 
deren geschätzter Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der 
kumulierte Wert der vom Sektorenauftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose 
gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(6) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 180 
Abs. 1 Z 1 genannten Schwellenwert nicht, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Unterschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Lose, deren geschätzter 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer weniger als 60 000 Euro beträgt, können im 
Wege der Direktvergabe vergeben werden, sofern der kumulierte Wert der vom 
Sektorenauftraggeber ausgewählten Lose 40 vH des kumulierten Wertes aller 
Lose nicht übersteigt. 

(6) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 180 
Abs. 1 Z 1 genannten Schwellenwert nicht, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Unterschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 75 000 Euro beträgt, können im Wege der 
Direktvergabe vergeben werden, sofern der kumulierte Wert der vom 
Sektorenauftraggeber ausgewählten Lose 40 vH des kumulierten Wertes aller 
Lose nicht übersteigt. 

§ 186. (1) Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den 
§§ 177, 178 Abs. 2 und 3, 180 Abs. 1 und 2, 182 Abs. 3, 183 Abs. 4 und 5, 184 
Abs. 5 und 6, 201 Abs. 2, 214 Abs. 2, 231 Abs. 3, 268 Abs. 3 sowie 280 Abs. 3 
festgesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit völkerrechtliche Verpflichtungen 
Österreichs dies erfordern oder dies auf Grund von gemeinschaftsrechtlichen 
Vorschriften erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer 

§ 186. (1) Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den 
§§ 177, 178 Abs. 2 und 3, 180 Abs. 1 und 2, 182 Abs. 3, 183 Abs. 4 und 5, 184 
Abs. 5 und 6, 201 Abs. 2, 201a Abs. 2, 214 Abs. 2, 231 Abs. 3, 268 Abs. 3 sowie 
280 Abs. 3 festgesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit dies auf Grund von 
völkerrechtlichen Verpflichtungen Österreichs oder von unionsrechtlichen 
Vorschriften erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einheitlichen Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen zweckmäßig ist, 
andere Schwellen- oder Loswerte festsetzen. 

einheitlichen oder wirtschaftlicheren Vorgangsweise bei der Vergabe von 
Aufträgen zweckmäßig ist, andere Schwellen- oder Loswerte festsetzen. 

§ 187. (1) Vergabeverfahren sind nach einem in diesem Bundesgesetz 
vorgesehenen Verfahren, unter Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen 
Grundfreiheiten sowie des Diskriminierungsverbotes entsprechend den 
Grundsätzen des freien und lauteren Wettbewerbes und der Gleichbehandlung 
aller Bewerber und Bieter durchzuführen. Die Vergabe hat an befugte, 
leistungsfähige und zuverlässige Unternehmer zu angemessenen Preisen zu 
erfolgen. 

§ 187. (1) Vergabeverfahren sind nach einem in diesem Bundesgesetz 
vorgesehenen Verfahren, unter Beachtung der unionsrechtlichen Grundfreiheiten 
sowie des Diskriminierungsverbotes entsprechend den Grundsätzen des freien 
und lauteren Wettbewerbes und der Gleichbehandlung aller Bewerber und Bieter 
durchzuführen. Die Vergabe hat an befugte, leistungsfähige und zuverlässige 
Unternehmer zu angemessenen Preisen zu erfolgen. 

§ 192. (1) Die Vergabe von Aufträgen über Leistungen hat im Wege eines 
offenen Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens, eines 
Verhandlungsverfahrens, eines dynamischen Beschaffungssystems, einer 
Direktvergabe oder auf Grund einer Rahmenvereinbarung zu erfolgen. 

§ 192. (1) Die Vergabe von Aufträgen über Leistungen hat im Wege eines 
offenen Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens, eines 
Verhandlungsverfahrens, eines dynamischen Beschaffungssystems, einer 
Direktvergabe, einer Direktvergabe nach vorherigem Aufruf zum Wettbewerb 
oder auf Grund einer Rahmenvereinbarung zu erfolgen. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 
(9) Bei der Direktvergabe wird eine Leistung formfrei unmittelbar von 

einem ausgewählten Unternehmer gegen Entgelt bezogen. 
(9) Bei der Direktvergabe wird eine Leistung, gegebenenfalls nach 

Einholung von Angeboten oder unverbindlichen Preisauskünften von einem oder 
mehreren Unternehmern, formfrei unmittelbar von einem ausgewählten 
Unternehmer gegen Entgelt bezogen. 

 (10) Bei der Direktvergabe nach vorherigem Aufruf zum Wettbewerb wird, 
nachdem einer unbeschränkten Anzahl von Unternehmern die beabsichtigte 
Vergabe eines Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrages bekannt gemacht 
wurde, und nach Einholung von einem oder mehreren Angeboten, eine Leistung 
formfrei von einem ausgewählten Unternehmer gegen Entgelt bezogen. 

§ 201. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch Sektorenauftraggeber im 
Wege der Direktvergabe gelten ausschließlich der 1. Teil, die §§ 4 bis 6, 9, 164 
bis 166, 175, 181 bis 184, 187 Abs. 1, 192 Abs. 9, der 4. bis 6. Teil sowie die 
Vorschriften der Abs. 2 bis 5. 

§ 201. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch Sektorenauftraggeber im 
Wege der Direktvergabe gelten ausschließlich der 1. Teil, die §§ 4 bis 6, 9, 164 
bis 166, 173, 175, 176 Abs. 1 bis 4, 181 bis 184, 186 Abs. 1, 187 Abs. 1 bis 4, 
192 Abs. 9, der 4. bis 6. Teil sowie die Vorschriften der Abs. 2 bis 5. 

(2) Eine Direktvergabe ist nur zulässig, wenn der geschätzte Auftragswert 
100 000 Euro* nicht erreicht. 

* Anmerkung: ab 1.1.2012: 60 000 Euro 

(2) Eine Direktvergabe ist nur zulässig, wenn der geschätzte Auftragswert 
75 000 Euro nicht erreicht. 

(3) Die bei der Durchführung einer Direktvergabe gegebenenfalls 
eingeholten unverbindlichen Preisauskünfte sind entsprechend zu dokumentieren. 

(3) Die bei der Durchführung einer Direktvergabe gegebenenfalls 
eingeholten Angebote oder unverbindlichen Preisauskünfte sind entsprechend zu 
dokumentieren. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(4) Bei einer Direktvergabe darf die Leistung nur von einem befugten, 

leistungsfähigen und zuverlässigen Unternehmer bezogen werden. Die Befugnis, 
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit muss spätestens zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses vorliegen. An Unternehmer, gegen die ein Konkurs- bzw. 
Insolvenzverfahren, ein gerichtliches Ausgleichsverfahren, ein 
Vergleichsverfahren oder ein Zwangsausgleich eingeleitet wurde oder die sich in 
Liquidation befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit einstellen, können jedoch 
Aufträge im Wege der Direktvergabe vergeben werden, wenn ihre 
Leistungsfähigkeit dazu hinreicht. 

(4) Die Befugnis, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit des erfolgreichen 
Bieters muss spätestens zum Zeitpunkt des Zuschlages vorliegen. An 
Unternehmer, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde oder 
die sich in Liquidation befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit einstellen, 
können jedoch Aufträge im Wege der Direktvergabe vergeben werden, wenn ihre 
Leistungsfähigkeit dazu hinreicht. 

(5) Bei einer Direktvergabe ist, sofern der Dokumentationsaufwand 
wirtschaftlich vertretbar ist, der Gegenstand und Wert des Auftrages sowie der 
Name des Auftragnehmers festzuhalten. 

(5) Bei einer Direktvergabe sind, sofern der Dokumentationsaufwand 
wirtschaftlich vertretbar ist, der Gegenstand und Wert des Auftrages, der Name 
des Auftragnehmers sowie die Prüfung der Preisangemessenheit schriftlich 
festzuhalten. 

 Direktvergabe nach vorherigem Aufruf zum Wettbewerb 
 § 201a. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch Sektorenauftraggeber im 

Wege der Direktvergabe nach vorherigem Aufruf zum Wettbewerb gelten 
ausschließlich der 1. Teil mit Ausnahme des § 2 Z 20, die §§ 4 bis 6, 9, 164 bis 
166, 173, 175, 176 Abs. 1 bis 4, 181 bis 184, 186 Abs. 1, 187 Abs. 1 bis 4, 192 
Abs. 10, 204 Abs. 1 und 2, 220, 232, 276 Abs. 1, 279 Abs. 9, der 4. bis 6. Teil 
sowie die Vorschriften der Abs. 2 bis 9. 

 (2) Eine Direktvergabe nach vorherigem Aufruf zum Wettbewerb ist nur 
zulässig, wenn der geschätzte Auftragswert  
 1. bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 2000 000 Euro und 
 2. bei Bauaufträgen 500 000 Euro 
nicht erreicht. 

 (3) Der Aufruf zum Wettbewerb hat 
  1. durch eine Bekanntmachung gemäß Abs. 4 oder 

  2. durch eine Bekanntmachung über das Bestehen eines Prüfsystems gemäß 
§ 220 

 zu erfolgen. 

 (4) Der Sektorenauftraggeber hat die beabsichtigte Vergabe eines Bau-, 
Liefer- oder Dienstleistungsauftrages mittels einer Direktvergabe nach 
vorherigem Aufruf zum Wettbewerb gemäß § 219 Abs. 2 und 3 bekannt zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
machen. Die Bekanntmachung hat zumindest folgende Angaben zu enthalten: 

  1. Bezeichnung des Sektorenauftraggebers, 
  2. Gegenstand der Leistung sowie Erfüllungsort und Leistungsfrist, 
  3. Hinweis, wo nähere Informationen über die zu vergebende Leistung 

sowie über den weiteren Verfahrensablauf verfügbar sind und  
  4. ausdrückliche Bezeichnung als Direktvergabe nach vorherigem Aufruf 

zum Wettbewerb. 
 (5) Der Sektorenauftraggeber muss objektive, nicht diskriminierende und 

mit dem Auftragsgegenstand zusammenhängende Kriterien festlegen, anhand 
derer die allenfalls vorgesehene Auswahl des Unternehmers bzw. der 
Unternehmer erfolgt, von dem bzw. denen Angebote eingeholt werden, und 
anhand derer das erfolgreiche Angebot bestimmt wird. 

 (6) Der Sektorenauftraggeber hat den Unternehmern, die sich um eine 
Teilnahme am Verfahren zur Direktvergabe nach vorherigem Aufruf zum 
Wettbewerb beworben oder ein Angebot gelegt haben, unverzüglich nach 
Zuschlagserteilung mitzuteilen, welchem Unternehmer der Zuschlag erteilt 
wurde. In dieser Mitteilung ist der Gesamtpreis anzugeben. 

 (7) Die Befugnis, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit des erfolgreichen 
Bieters muss spätestens zum Zeitpunkt des Zuschlages vorliegen. An 
Unternehmer, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde oder 
die sich in Liquidation befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit einstellen, 
können jedoch Aufträge im Wege der Direktvergabe nach vorherigem Aufruf 
zum Wettbewerb vergeben werden, wenn ihre Leistungsfähigkeit dazu hinreicht. 

 (8) Der Sektorenauftraggeber hat die Widerrufserklärung den Unternehmern, 
die sich um eine Teilnahme am Verfahren zur Direktvergabe nach vorherigem 
Aufruf zum Wettbewerb beworben oder ein Angebot gelegt haben, unverzüglich 
bekannt zu geben. 

 (9) Bei einer Direktvergabe nach vorherigem Aufruf zum Wettbewerb sind 
alle wesentlichen Festlegungen und Vorgänge im Vergabeverfahren schriftlich 
festzuhalten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

2. Abschnitt 
Übermittlung von Unterlagen an die Europäische Kommission 

2. Abschnitt 
Übermittlung von Unterlagen an die Kommission 

§ 205. (1) bis (3) … § 205. (1) bis (3) … 
(4) Soweit die Kommission im dafür vorgesehenen Verfahren nähere 

Festlegungen über den Inhalt der statistischen Aufstellungen sowie über die im 
Zuge der Übermittlung zu beachtenden Modalitäten getroffen hat, hat die 
Bundesregierung durch Verordnung nähere Bestimmungen darüber zu erlassen, 
welche weiteren Angaben die statistischen Aufstellungen nach den Festlegungen 
der Kommission zu enthalten haben und welche Modalitäten im Zuge der 
Übermittlung zu beachten sind. 

(4) Soweit die Kommission im dafür vorgesehenen Verfahren nähere 
Festlegungen über den Inhalt der statistischen Aufstellungen sowie über die im 
Zuge der Übermittlung zu beachtenden Modalitäten getroffen hat, hat der 
Bundeskanzler durch Verordnung nähere Bestimmungen darüber zu erlassen, 
welche weiteren Angaben die statistischen Aufstellungen nach den Festlegungen 
der Kommission zu enthalten haben und welche Modalitäten im Zuge der 
Übermittlung zu beachten sind. 

Freiwillige Bekanntmachungen auf Gemeinschaftsebene Freiwillige Bekanntmachungen auf Unionsebene 
§ 210. … § 210. … 

Bekanntmachungen auf Gemeinschaftsebene Bekanntmachungen auf Unionsebene 
§ 211. … § 211. … 
§ 216. (1) Der Bundeskanzler und die Landesregierungen können, sofern 

dies zur Gewährleistung eines ausreichenden wirtschaftlichen Wettbewerbes 
erforderlich ist, für den jeweiligen Vollziehungsbereich durch Verordnung 
festlegen, in welchen Publikationsmedien die diesem Teil dieses Bundesgesetzes 
unterliegenden Sektorenauftraggeber zusätzliche Bekanntmachungen im 
Oberschwellenbereich jedenfalls zu veröffentlichen haben. In dieser Verordnung 
können auch nähere Festlegungen hinsichtlich der im Zuge der Übermittlung und 
der Veröffentlichung der Bekanntmachungen zu beachtenden Modalitäten und zu 
erbringenden Leistungen getroffen werden. 

§ 216. (1) Der Bundeskanzler und die Landesregierungen haben für den 
jeweiligen Vollziehungsbereich durch Verordnung jeweils ein elektronisches 
Publikationsmedium festzulegen, in welchem die Sektorenauftraggeber 
zusätzliche Bekanntmachungen im Oberschwellenbereich veröffentlichen können 
oder jedenfalls zu veröffentlichen haben. In dieser Verordnung sind auch nähere 
Festlegungen hinsichtlich der Übermittlung der Bekanntmachungen an das 
Publikationsmedium sowie der im Zuge der Übermittlung und der 
Veröffentlichung der Bekanntmachungen zu beachtenden Modalitäten und zu 
erbringenden Leistungen zu treffen. 

(2) Bei einer Bekanntmachung auf elektronischem Weg muss die 
Verfügbarkeit der Inhalte zumindest bis zum Ablauf der Bewerbungs- oder 
Angebotsfrist gewährleistet sein. 

(2) Bei einer Bekanntmachung gemäß Abs. 1 muss die Verfügbarkeit der 
Inhalte zumindest bis zum Ablauf der Bewerbungs- oder Angebotsfrist 
gewährleistet sein. 

§ 217. (1) bis (6) … § 217. (1) bis (6) … 
(7) Der Sektorenauftraggeber kann der Kommission einen Auftrag, den er in 

einem Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb vergeben hat, 
oder eine Rahmenvereinbarung, die er nach Durchführung eines 
Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb abgeschlossen hat, 

(7) Der Sektorenauftraggeber kann der Kommission einen Auftrag, den er in 
einem Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb vergeben hat, 
oder eine Rahmenvereinbarung, die er nach Durchführung eines 
Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb abgeschlossen hat, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
unter Verwendung allenfalls existierender einschlägiger Standardformulare für 
Bekanntmachungen im Oberschwellenbereich bekannt geben. Darin sind Name 
und Anschrift des Sektorenauftraggebers und des erfolgreichen Bieters, eine 
Beschreibung des Auftragsgegenstandes, der Auftragswert sowie die für die 
Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb 
maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

unter Verwendung allenfalls existierender einschlägiger Standardformulare für 
Bekanntmachungen im Oberschwellenbereich bekannt geben. Darin sind Name 
und Anschrift des Sektorenauftraggebers und des erfolgreichen Bieters, eine 
Beschreibung des Auftragsgegenstandes, der Gesamtpreis sowie die für die 
Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb 
maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

§ 219. (1) ... § 219. (1) ... 
(2) Bekanntmachungen haben, abhängig vom Wert und Gegenstand des 

Vergabeverfahrens, einen angemessenen Grad von Öffentlichkeit zu 
gewährleisten. Der Bundeskanzler und die Landesregierungen können, sofern 
dies zur Gewährleistung eines ausreichenden wirtschaftlichen Wettbewerbes 
erforderlich ist, für den jeweiligen Vollziehungsbereich – gegebenenfalls 
differenziert nach der Höhe des geschätzten Auftragswertes und nach Art des 
Auftrages – mit Verordnung festlegen, in welchen Publikationsmedien die diesem 
Teil dieses Bundesgesetzes unterliegenden Sektorenauftraggeber 
Bekanntmachungen im Unterschwellenbereich jedenfalls zu veröffentlichen 
haben. In dieser Verordnung können auch nähere Festlegungen hinsichtlich der 
im Zuge der Übermittlung und der Veröffentlichung der Bekanntmachungen zu 
beachtenden Modalitäten und zu erbringenden Leistungen getroffen werden. 

(2) Die Sektorenauftraggeber haben Bekanntmachungen im 
Unterschwellenbereich jedenfalls in dem gemäß § 216 Abs. 1 für den jeweiligen 
Vollziehungsbereich festgelegten Publikationsmedium zu veröffentlichen. 

(3) Bei einer Bekanntmachung durch Aushang an der Amtstafel oder auf 
elektronischem Weg muss die Verfügbarkeit der Inhalte zumindest bis zum 
Ablauf der Bewerbungs- oder Angebotsfrist gewährleistet sein. 

(3) Die Verfügbarkeit der Inhalte von Bekanntmachungen gemäß Abs. 2 und 
von gemäß Abs. 1 elektronisch unmittelbar abrufbaren Ausschreibungsunterlagen 
muss zumindest bis zum Ablauf der Bewerbungs- oder Angebotsfrist 
gewährleistet sein. 

(4) Weitere Bekanntmachungen in sonstigen geeigneten Publikationsmedien 
stehen den Sektorenauftraggebern frei. 

(4) Weitere Bekanntmachungen in sonstigen geeigneten Publikationsmedien 
stehen den Sektorenauftraggebern frei. 

(5) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb im 
Unterschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Sektorenauftraggeber die 
Entscheidung, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, gemäß Abs. 2 
bekanntmachen, oder – sofern eine Festlegung gemäß Abs. 2 nicht erfolgte – auf 
eine Weise bekanntmachen, die einen angemessenen Grad von Öffentlichkeit 
gewährleistet. In dieser Bekanntmachung sind jedenfalls der Name und die 
Anschrift des Sektorenauftraggebers, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, Name und Anschrift des erfolgreichen Bieters sowie die 
für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf zum 
Wettbewerb maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

(5) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb im 
Unterschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Sektorenauftraggeber die 
Entscheidung, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, in dem gemäß 
§ 216 Abs. 1 für den jeweiligen Vollziehungsbereich festgelegten 
Publikationsmedium bekanntmachen. In dieser Bekanntmachung sind jedenfalls 
der Name und die Anschrift des Sektorenauftraggebers, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, Name und Anschrift des erfolgreichen Bieters sowie die 
für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf  zum 
Wettbewerb maßgeblichen Gründe festzuhalten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(6) Der Sektorenauftraggeber kann einen Auftrag, den er in einem 

Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb vergeben hat, oder 
eine Rahmenvereinbarung, die er nach Durchführung eines Vergabeverfahrens 
ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb abgeschlossen hat, auf eine Weise 
bekanntmachen, die einen angemessenen Grad von Öffentlichkeit gewährleistet. 
In dieser Bekanntmachung sind Name und Anschrift des Sektorenauftraggebers 
und des erfolgreichen Bieters, eine Beschreibung des Auftragsgegenstandes, der 
Auftragswert sowie die für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne 
vorherigen Aufruf zum Wettbewerb maßgeblichen Gründe festzuhalten 

(6) Der Sektorenauftraggeber kann einen Auftrag, den er in einem 
Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb vergeben hat, oder 
eine Rahmenvereinbarung, die er nach Durchführung eines Vergabeverfahrens 
ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb abgeschlossen hat, in dem gemäß § 216 
Abs. 1 für den jeweiligen Vollziehungsbereich festgelegten Publikationsmedium 
bekanntmachen. In dieser Bekanntmachung sind Name und Anschrift des 
Sektorenauftraggebers und des erfolgreichen Bieters bzw. der erfolgreichen 
Bieter, eine Beschreibung des Auftragsgegenstandes, der Gesamtpreis sowie die 
für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf zum 
Wettbewerb maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

§ 229. (1) Unbeschadet des Abs. 2 können Sektorenauftraggeber 
Unternehmer von der Teilnahme am Vergabeverfahren ausschließen, wenn 

§ 229. (1) Unbeschadet des Abs. 2 können Sektorenauftraggeber 
Unternehmer von der Teilnahme am Vergabeverfahren ausschließen, wenn 

 1. …  1. … 
 2. gegen sie ein Konkurs- bzw. Insolvenzverfahren, ein gerichtliches 

Ausgleichsverfahren, ein Vergleichsverfahren oder ein Zwangsausgleich 
eingeleitet oder die Eröffnung eines Konkursverfahrens mangels 
hinreichenden Vermögens abgewiesen wurde; 

 2. über ihr Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens mangels kostendeckenden Vermögens 
abgewiesen wurde; 

 3. bis 7. …  3. bis 7. … 
(2) Sektorenauftraggeber gemäß § 164 (öffentliche Auftraggeber) haben die 

in Abs. 1 angeführten Ausschlussgründe jedenfalls vorzusehen. 
Sektorenauftraggeber gemäß § 164 können von einem Ausschluss von 
Unternehmern gemäß Abs. 1 Abstand nehmen, wenn 

(2) Sektorenauftraggeber gemäß § 164 (öffentliche Auftraggeber) haben die 
in Abs. 1 angeführten Ausschlussgründe jedenfalls vorzusehen. 
Sektorenauftraggeber gemäß § 164 können von einem Ausschluss von 
Unternehmern gemäß Abs. 1 Abstand nehmen, wenn 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. ein Auftrag im Verhandlungsverfahren gemäß § 195 Z 10 und 11 an 

einen Unternehmer vergeben werden soll, gegen den ein Konkurs- bzw. 
Insolvenzverfahren, ein gerichtliches Ausgleichsverfahren, ein 
Vergleichsverfahren oder ein Zwangsausgleich eingeleitet wurde oder 
der sich in Liquidation befindet oder seine gewerbliche Tätigkeit 
einstellt, und seine Leistungsfähigkeit dazu hinreicht. 

 3. ein Auftrag im Verhandlungsverfahren gemäß § 195 Z 10 und 11 an 
einen Unternehmer vergeben werden soll, über dessen Vermögen ein 
Insolvenzverfahren eröffnet wurde oder der sich in Liquidation befindet 
oder seine gewerbliche Tätigkeit einstellt, und seine Leistungsfähigkeit 
dazu hinreicht. 

§ 231. (1) und (2) … § 231. (1) und (2) … 
(3) Bei der Vergabe von Aufträgen kann der Sektorenauftraggeber die 

Vorlage bestimmter Nachweise von bestimmten Bewerbern oder Bietern 
verlangen, sofern dies nach Auffassung des Sektorenauftraggebers erforderlich 
ist. Bei der Vergabe von Bauaufträgen, deren geschätzter Auftragswert 

(3) Bei der Vergabe von Aufträgen kann der Sektorenauftraggeber die 
Vorlage bestimmter Nachweise von bestimmten Bewerbern oder Bietern 
verlangen, sofern dies nach Auffassung des Sektorenauftraggebers erforderlich 
ist. Bei der Vergabe von Aufträgen im Oberschwellenbereich hat der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
mindestens 250 000 Euro beträgt, und bei der Vergabe von Liefer- und 
Dienstleistungsaufträgen, deren geschätzter Auftragswert mindestens 150 000 
Euro beträgt, hat der Sektorenauftrageber vor Zuschlagserteilung die Vorlage der 
festgelegten Nachweise vom Zuschlagsempfänger jedenfalls zu verlangen; bei 
einer Vergabe in Losen gilt dies nur, wenn der geschätzte Wert des einzelnen 
Loses diese Schwellenwerte erreicht. 

Sektorenauftraggeber vor Zuschlagserteilung die Vorlage der festgelegten 
Nachweise vom Zuschlagsempfänger jedenfalls zu verlangen; bei einer Vergabe 
in Losen gilt dies nur, wenn der geschätzte Wert des einzelnen Loses den in § 180 
Abs. 1 genannten jeweiligen Schwellenwert erreicht. 

§ 234. (1) ... § 234. (1) ... 
(2) Bei Bau- und Dienstleistungsaufträgen können Sektorenauftraggeber zur 

Überprüfung der technischen Leistungsfähigkeit des Unternehmers in bestimmten 
Fällen einen Hinweis auf die Umweltmanagementmaßnahmen verlangen, die der 
Unternehmer bei der Ausführung des Auftrages anwenden kann. Verlangen die 
Sektorenauftraggeber zum Nachweis dafür, dass der Unternehmer bestimmte 
Normen für das Umweltmanagement erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen 
unabhängiger Stellen, so haben sie auf das Gemeinschaftssystem für das 
Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) oder auf Normen 
für das Umweltmanagement Bezug zu nehmen, die auf den einschlägigen 
europäischen oder internationalen Normen beruhen und von entsprechenden 
Stellen zertifiziert sind, die dem Gemeinschaftsrecht oder einschlägigen 
europäischen oder internationalen Zertifizierungsnormen entsprechen. 
Gleichwertige Bescheinigungen von Stellen anderer Vertragsparteien des EWR-
Abkommens müssen anerkannt werden. Der Sektorenauftraggeber muss auch 
andere Nachweise für gleichwertige Umweltmanagementmaßnahmen 
anerkennen, insbesondere wenn der Unternehmer glaubhaft macht, dass er die 
betreffenden Bescheinigungen nicht beantragen darf oder innerhalb der 
einschlägigen Fristen nicht erhalten kann. 

(2) Bei Bau- und Dienstleistungsaufträgen können Sektorenauftraggeber zur 
Überprüfung der technischen Leistungsfähigkeit des Unternehmers in bestimmten 
Fällen einen Hinweis auf die Umweltmanagementmaßnahmen verlangen, die der 
Unternehmer bei der Ausführung des Auftrages anwenden kann. Verlangen die 
Sektorenauftraggeber zum Nachweis dafür, dass der Unternehmer bestimmte 
Normen für das Umweltmanagement erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen 
unabhängiger Stellen, so haben sie auf das Unionssystem für das 
Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) oder auf Normen 
für das Umweltmanagement Bezug zu nehmen, die auf den einschlägigen 
europäischen oder internationalen Normen beruhen und von entsprechenden 
Stellen zertifiziert sind, die dem Unionsrecht oder einschlägigen europäischen 
oder internationalen Zertifizierungsnormen entsprechen. Gleichwertige 
Bescheinigungen von Stellen anderer Vertragsparteien des EWR-Abkommens 
müssen anerkannt werden. Der Sektorenauftraggeber muss auch andere 
Nachweise für gleichwertige Umweltmanagementmaßnahmen anerkennen, 
insbesondere wenn der Unternehmer glaubhaft macht, dass er die betreffenden 
Bescheinigungen nicht beantragen darf oder innerhalb der einschlägigen Fristen 
nicht erhalten kann. 

§ 237. (1) bis (3) … § 237. (1) bis (3) … 
(4) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 

Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten des Energieverbrauchs werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, der Energieverbrauch je Kilometer und 
die Kosten je Energieeinheit miteinander multipliziert. Sofern in den 
Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft über die Typengenehmigung 
genormte gemeinschaftliche Testverfahren festgelegt sind, ist der 
Kraftstoffverbrauch eines Straßenfahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser 
Testverfahren heranzuziehen. Bei Straßenfahrzeugen, für die keine solchen 
genormten gemeinschaftlichen Testverfahren bestehen, sind die Ergebnisse 

(4) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten des Energieverbrauchs werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, der Energieverbrauch je Kilometer und 
die Kosten je Energieeinheit miteinander multipliziert. Sofern in den 
Rechtsvorschriften der Union über die Typengenehmigung genormte 
Testverfahren der Union festgelegt sind, ist der Kraftstoffverbrauch eines 
Straßenfahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. 
Bei Straßenfahrzeugen, für die keine solchen genormten Testverfahren der Union 
bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren oder für den 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
allgemein anerkannter Verfahren oder für den Sektorenauftraggeber 
durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers zu verwenden. Wenn der 
Kraftstoffverbrauch eines Straßenfahrzeuges in anderen Einheiten als 
Energieverbrauchseinheiten angegeben ist, wird er gemäß den Angaben zum 
Energiegehalt von Kraftstoffen in Tabelle 1 des Anhanges XIX in 
Energieverbrauchseinheiten je Kilometer umgerechnet. Die Kosten einer 
Energieeinheit entsprechen dem jeweils geringeren Wert der Kosten je 
Energieeinheit von Ottokraftstoff oder Dieselkraftstoff vor Steuern, wenn sie als 
Verkehrskraftstoff verwendet werden. 

Sektorenauftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers zu 
verwenden. Wenn der Kraftstoffverbrauch eines Straßenfahrzeuges in anderen 
Einheiten als Energieverbrauchseinheiten angegeben ist, wird er gemäß den 
Angaben zum Energiegehalt von Kraftstoffen in Tabelle 1 des Anhanges XIX in 
Energieverbrauchseinheiten je Kilometer umgerechnet. Die Kosten einer 
Energieeinheit entsprechen dem jeweils geringeren Wert der Kosten je 
Energieeinheit von Ottokraftstoff oder Dieselkraftstoff vor Steuern, wenn sie als 
Verkehrskraftstoff verwendet werden. 

(5) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten der CO2-Emissionen werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die CO2-Emissionen in Kilogramm je 
Kilometer und die Kosten der CO2-Emissionen je Kilogramm gemäß Tabelle 2 
des Anhanges XIX miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften 
der Europäischen Gemeinschaft über die Typengenehmigung genormte 
gemeinschaftliche Testverfahren festgelegt sind, sind die CO2-Emissionen eines 
Straßenfahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. 
Bei Straßenfahrzeugen, für die keine solchen genormten gemeinschaftlichen 
Testverfahren bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren 
oder für den Sektorenauftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des 
Herstellers zu verwenden. 

(5) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten der CO2-Emissionen werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die CO2-Emissionen in Kilogramm je 
Kilometer und die Kosten der CO2-Emissionen je Kilogramm gemäß Tabelle 2 
des Anhanges XIX miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften 
der Union über die Typengenehmigung genormte Testverfahren der Union 
festgelegt sind, sind die CO2-Emissionen eines Straßenfahrzeuges je Kilometer 
auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. Bei Straßenfahrzeugen, für die 
keine solchen genormten Testverfahren der Union bestehen, sind die Ergebnisse 
allgemein anerkannter Verfahren oder für den Sektorenauftraggeber 
durchgeführter Tests oder die Angaben des Herstellers zu verwenden. 

(6) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten der Schadstoffemissionen werden die über 
die gesamte Lebensdauer anfallenden Kosten der Emissionen von 
Stickstoffoxiden, Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen und Partikeln addiert. Zur 
Berechnung der über die gesamte Lebensdauer eines Straßenfahrzeuges 
anfallenden Kosten jedes einzelnen Schadstoffes werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die Emissionen in Gramm je Kilometer 
und die jeweiligen Kosten je Gramm gemäß Tabelle 2 des Anhanges XIX 
miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften der Europäischen 
Gemeinschaft über die Typengenehmigung genormte gemeinschaftliche 
Testverfahren festgelegt sind, sind die Schadstoffemissionen eines 
Straßenfahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren heranzuziehen. 
Bei Straßenfahrzeugen, für die keine solchen genormten gemeinschaftlichen 
Testverfahren bestehen, sind die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren 
oder für den Sektorenauftraggeber durchgeführter Tests oder die Angaben des 

(6) Zur Berechnung der über die gesamte Lebensdauer für den Betrieb eines 
Straßenfahrzeuges anfallenden Kosten der Schadstoffemissionen werden die über 
die gesamte Lebensdauer anfallenden Kosten der Emissionen von 
Stickstoffoxiden, Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen und Partikeln addiert. Zur 
Berechnung der über die gesamte Lebensdauer eines Straßenfahrzeuges 
anfallenden Kosten jedes einzelnen Schadstoffes werden die 
Gesamtkilometerleistung gemäß Abs. 7, die Emissionen in Gramm je Kilometer 
und die jeweiligen Kosten je Gramm gemäß Tabelle 2 des Anhanges XIX 
miteinander multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften der Union über die 
Typengenehmigung genormte Testverfahren der Union festgelegt sind, sind die 
Schadstoffemissionen eines Straßenfahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser 
Testverfahren heranzuziehen. Bei Straßenfahrzeugen, für die keine solchen 
genormten Testverfahren der Union bestehen, sind die Ergebnisse allgemein 
anerkannter Verfahren oder für den Sektorenauftraggeber durchgeführter Tests 
oder die Angaben des Herstellers zu verwenden. Abweichend von Tabelle 2 des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Herstellers zu verwenden. Abweichend von Tabelle 2 des Anhanges XIX kann 
der Sektorenauftraggeber höhere Kosten je Gramm berechnen, sofern diese 
Kosten die Werte gemäß Tabelle 2 des Anhanges XIX nicht um mehr als das 
Doppelte übersteigen. 

Anhanges XIX kann der Sektorenauftraggeber höhere Kosten je Gramm 
berechnen, sofern diese Kosten die Werte gemäß Tabelle 2 des Anhanges XIX 
nicht um mehr als das Doppelte übersteigen. 

§ 240. (1) und (2) … § 240. (1) und (2) … 
(3) Die Weitergabe des gesamten Auftrages oder von Teilen der Leistung ist 

nur insoweit zulässig, als der Subunternehmer die für die Ausführung seines 
Teiles erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit sowie die berufliche 
Zuverlässigkeit besitzt. 

(3) Die Weitergabe des gesamten Auftrages oder von Teilen der Leistung ist 
nur insoweit zulässig, als der Subunternehmer die für die Ausführung seines 
Teiles erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit sowie die berufliche 
Zuverlässigkeit besitzt. Die Subunternehmer können ihre erforderliche Befugnis, 
Leistungsfähigkeit und berufliche Zuverlässigkeit nach Maßgabe des § 231 
Abs. 2 bis 4 nachweisen. 

§ 247. (1) bis (3) … § 247. (1) bis (3) … 
(4) Unbeschadet der verbindlich festgelegten, 

gemeinschaftsrechtskonformen nationalen technischen Vorschriften sind 
technische Spezifikationen festzulegen … 

(4) Unbeschadet der verbindlich festgelegten, unionsrechtskonformen 
nationalen technischen Vorschriften sind technische Spezifikationen festzulegen 
… 

§ 250. (1) und (2) … § 250. (1) und (2) … 
(3) Die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer ist entsprechend der 

Leistung festzulegen. Sie soll beim nicht offenen Verfahren grundsätzlich nicht 
unter fünf, beim Verhandlungsverfahren, sofern nicht die Leistung nur von einem 
bestimmten Unternehmer erbracht werden kann oder dringliche, zwingende 
Gründe vorliegen, bei Existenz einer hinreichenden Anzahl von befugten, 
leistungsfähigen und zuverlässigen Unternehmern grundsätzlich nicht unter drei 
liegen; Ausnahmen sind aus sachlichen Gründen zulässig. Die Gründe für diese 
Unterschreitung sind vom Sektorenauftraggeber festzuhalten. 

(3) Die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer ist entsprechend der 
Leistung festzulegen. Sie soll bei nicht offenen Verfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung nicht unter drei liegen. Bei Verhandlungsverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung soll die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer, 
sofern nicht die Leistung nur von einem bestimmten Unternehmer erbracht 
werden kann oder dringliche, zwingende Gründe vorliegen, bei Existenz einer 
hinreichenden Anzahl von befugten, leistungsfähigen und zuverlässigen 
Unternehmern grundsätzlich nicht unter drei liegen; Ausnahmen sind aus 
sachlichen Gründen zulässig. Die Gründe für diese Unterschreitung sind vom 
Sektorenauftraggeber festzuhalten. 

§ 252. (1) bis (5) … § 252. (1) bis (5) … 
(6) Die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer soll beim nicht offenen 

Verfahren grundsätzlich nicht unter fünf, beim Verhandlungsverfahren 
grundsätzlich nicht unter drei liegen; Ausnahmen sind aus sachlichen Gründen 
zulässig. Die Gründe für diese Unterschreitung sind vom Sektorenauftraggeber 
festzuhalten. Über die Prüfung der Teilnahmeanträge ist eine Niederschrift zu 
verfassen, in der alle für die Beurteilung der Teilnahmeanträge wesentlichen 
Umstände festzuhalten sind. 

(6) Die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer soll beim nicht offenen 
Verfahren und beim Verhandlungsverfahren grundsätzlich nicht unter drei liegen; 
Ausnahmen aus sachlichen Gründen sind zulässig. Die Gründe für diese 
Unterschreitung sind vom Sektorenauftraggeber festzuhalten. Über die Prüfung 
der Teilnahmeanträge ist eine Niederschrift zu verfassen, in der alle für die 
Beurteilung der Teilnahmeanträge wesentlichen Umstände festzuhalten sind. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 268. (1) und (2) … § 268. (1) und (2) … 
(3) Der Sektorenauftraggeber muss vom Bieter eine verbindliche schriftliche 

– bei minder bedeutsamen Unklarheiten auch mündliche oder telefonische – 
Aufklärung verlangen. Die anschließende Prüfung hat unter Berücksichtigung der 
eingegangenen Erläuterungen bzw. der vom Bieter allenfalls vorgelegten 
Nachweise zu erfolgen. Der Sektorenauftraggeber hat insbesondere Erläuterungen 
in Bezug auf die Wirtschaftlichkeit des gewählten Fertigungs- oder 
Bauverfahrens bzw. der Erbringung der Dienstleistung, die gewählten 
technischen Lösungen, außergewöhnlich günstige Bedingungen, über die der 
Bieter bei der Erbringung der Leistung verfügt, die Originalität der vom Bieter 
angebotenen Leistung, die am Ort der Leistungserbringung geltenden arbeits- und 
sozialrechtlichen Bestimmungen oder die etwaige Gewährung einer staatlichen 
Beihilfe an den Bieter bei der Überprüfung entsprechend zu berücksichtigen. 
Sofern der geschätzte Auftragswert 250 000 Euro nicht erreicht, kann von der 
Vorgehensweise gemäß diesem Absatz abgesehen werden. 

(3) Der Sektorenauftraggeber muss vom Bieter eine verbindliche schriftliche 
– bei minder bedeutsamen Unklarheiten auch mündliche oder telefonische – 
Aufklärung verlangen. Die anschließende Prüfung hat unter Berücksichtigung der 
eingegangenen Erläuterungen bzw. der vom Bieter allenfalls vorgelegten 
Nachweise zu erfolgen. Der Sektorenauftraggeber hat insbesondere Erläuterungen 
in Bezug auf die Wirtschaftlichkeit des gewählten Fertigungs- oder 
Bauverfahrens bzw. der Erbringung der Dienstleistung, die gewählten 
technischen Lösungen, außergewöhnlich günstige Bedingungen, über die der 
Bieter bei der Erbringung der Leistung verfügt, die Originalität der vom Bieter 
angebotenen Leistung, die am Ort der Leistungserbringung geltenden arbeits- und 
sozialrechtlichen Bestimmungen oder die etwaige Gewährung einer staatlichen 
Beihilfe an den Bieter bei der Überprüfung entsprechend zu berücksichtigen. Bei 
Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich kann von der Vorgehensweise 
gemäß diesem Absatz abgesehen werden. 

§ 270. (1) Die Bestimmungen der folgenden Absätze gelten für Angebote bei 
Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich betreffend Waren mit Ursprung in 
Staaten, 

§ 270. (1) Die Bestimmungen der folgenden Absätze gelten für Angebote bei 
Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich betreffend Waren mit Ursprung in 
Staaten, 

 1. …  1. … 
 2. mit denen überdies keine Vereinbarung seitens der Europäischen 

Gemeinschaft besteht, die Unternehmen mit Sitz im Hoheitsgebiet der 
Europäischen Gemeinschaft einem der Rechtslage nach diesem 
Bundesgesetz vergleichbaren und tatsächlichen Zugang zu den Märkten 
dieser Drittländer gewährleistet. 

 2. mit denen überdies keine Vereinbarung seitens der Union besteht, die 
Unternehmen mit Sitz im Hoheitsgebiet der Union einem der Rechtslage 
nach diesem Bundesgesetz vergleichbaren und tatsächlichen Zugang zu 
den Märkten dieser Drittländer gewährleistet. 

(2) ... (2) ... 
(3) Ein im Hinblick auf die Vergabe eines Lieferauftrages eingereichtes 

Angebot kann nach Maßgabe der folgenden Absätze ausgeschieden werden, wenn 
der Anteil der aus Drittländern stammenden Waren mehr als 50 vH des 
Gesamtwertes der in dem Angebot enthaltenen Waren beträgt. Der 
Warenursprung ist nach den in Österreich geltenden zollrechtlichen Vorschriften 
zu beurteilen. Bei der Bestimmung des Anteils der aus Drittländern stammenden 
Waren sind diejenigen Drittländer nicht zu berücksichtigen, für welche sich dies 
auf Grund eines Beschlusses des Rates der Europäischen Gemeinschaft ergibt. 
Der Bundeskanzler hat solche Drittländer mit Verordnung festzustellen. 

(3) Ein im Hinblick auf die Vergabe eines Lieferauftrages eingereichtes 
Angebot kann nach Maßgabe der folgenden Absätze ausgeschieden werden, wenn 
der Anteil der aus Drittländern stammenden Waren mehr als 50 vH des 
Gesamtwertes der in dem Angebot enthaltenen Waren beträgt. Der 
Warenursprung ist nach den in Österreich geltenden zollrechtlichen Vorschriften 
zu beurteilen. Bei der Bestimmung des Anteils der aus Drittländern stammenden 
Waren sind diejenigen Drittländer nicht zu berücksichtigen, für welche sich dies 
auf Grund eines Beschlusses des Rates der Union ergibt. Der Bundeskanzler hat 
solche Drittländer mit Verordnung festzustellen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 272. (1) Der Sektorenauftraggeber hat den im Vergabeverfahren 

verbliebenen Bietern nachweislich mitzuteilen, welchem Bieter der Zuschlag 
erteilt werden soll. In dieser Mitteilung sind den verbliebenen Bietern das 
jeweilige Ende der Stillhaltefrist gemäß § 273 Abs. 1, die Gründe für die 
Ablehnung ihres Angebotes, die Vergabesumme sowie die Merkmale und 
Vorteile des erfolgreichen Angebotes bekannt zu geben, sofern nicht die 
Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen Interessen oder den berechtigten 
Geschäftsinteressen von Unternehmern widersprechen oder dem freien und 
lauteren Wettbewerb schaden würde. 

§ 272. (1) Der Sektorenauftraggeber hat den im Vergabeverfahren 
verbliebenen Bietern nachweislich mitzuteilen, welchem Bieter der Zuschlag 
erteilt werden soll. In dieser Mitteilung sind den verbliebenen Bietern das 
jeweilige Ende der Stillhaltefrist gemäß § 273 Abs. 1, die Gründe für die 
Ablehnung ihres Angebotes, der Gesamtpreis sowie die Merkmale und Vorteile 
des erfolgreichen Angebotes bekannt zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe 
dieser Informationen öffentlichen Interessen oder den berechtigten 
Geschäftsinteressen von Unternehmern widersprechen oder dem freien und 
lauteren Wettbewerb schaden würde. 

§ 273. (1) Der Sektorenauftraggeber darf den Zuschlag bei sonstiger 
absoluter Nichtigkeit nicht innerhalb der Stillhaltefrist erteilen. Die Stillhaltefrist 
beginnt im Fall des § 272 Abs. 1 mit der Absendung der Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung. Sie beträgt bei einer Übermittlung auf elektronischem 
Weg oder mittels Telefax zehn Tage, bei einer Übermittlung auf brieflichem Weg 
15 Tage. Bei der Durchführung eines Vergabeverfahrens im 
Unterschwellenbereich verkürzt sich die Stillhaltefrist auf sieben Tage. 

§ 273. (1) Der Sektorenauftraggeber darf den Zuschlag bei sonstiger 
absoluter Nichtigkeit nicht innerhalb der Stillhaltefrist erteilen. Die Stillhaltefrist 
beginnt mit der Absendung der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung. Sie beträgt 
bei einer Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax zehn Tage, 
bei einer Übermittlung auf brieflichem Weg 15 Tage. Bei der Durchführung eines 
Vergabeverfahrens im Unterschwellenbereich verkürzt sich die Stillhaltefrist auf 
sieben Tage. 

§ 275. Die Bundesregierung hat, sofern dies im Interesse der Sicherung des 
freien und lauteren Wettbewerbes, des Rechtsschutzes der Bieter sowie im 
Interesse einer einheitlichen und rechtssicheren Vorgangsweise erforderlich ist, 
durch Verordnung nähere Bestimmungen zum Vertragsabschluss auf 
elektronischem Weg, insbesondere zur Sicherstellung der Echtheit und 
Unverfälschtheit der elektronisch übermittelten Daten durch qualifizierte 
elektronische Signaturen sowie zur Sicherstellung der Vertraulichkeit, zu 
erlassen. 

§ 275. Der Bundeskanzler hat, sofern dies im Interesse der Sicherung des 
freien und lauteren Wettbewerbes, des Rechtsschutzes der Bieter sowie im 
Interesse einer einheitlichen und rechtssicheren Vorgangsweise erforderlich ist, 
durch Verordnung nähere Bestimmungen zum Vertragsabschluss auf 
elektronischem Weg, insbesondere zur Sicherstellung der Echtheit und 
Unverfälschtheit der elektronisch übermittelten Daten durch qualifizierte 
elektronische Signaturen sowie zur Sicherstellung der Vertraulichkeit, zu 
erlassen. 

§ 280. (1) Für die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen 
durch Sektorenauftraggeber gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses 
Abschnittes, der 1. Teil mit Ausnahme des § 2 Z 16, die §§ 6, 9, 164 bis 166, 175, 
180 Abs. 1 und 3, 181, 184, 188 Abs. 2, 3 und 5, 189, 205, 210, 212, 247 und 279 
Abs. 9 sowie der 4. bis 6. Teil dieses Bundesgesetzes. 

§ 280. (1) Für die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen 
durch Sektorenauftraggeber gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses 
Abschnittes, der 1. Teil mit Ausnahme des § 2 Z 16, die §§ 6, 9, 164 bis 166, 175, 
177 Abs. 2, 180 Abs. 1 und 3, 181, 184, 188 Abs. 2, 3 und 5, 189, 205, 210, 212, 
247 und 279 Abs. 9 sowie der 4. bis 6. Teil dieses Bundesgesetzes. 

(2) Nicht prioritäre Dienstleistungsaufträge sind von Sektorenauftraggebern 
unter Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des 
Diskriminierungsverbotes zu vergeben. Soweit dies auf Grund des Wertes und 
des Gegenstandes des Auftrages erforderlich erscheint, sind nicht prioritäre 
Dienstleistungsaufträge grundsätzlich in einem Verfahren mit mehreren 
Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von Öffentlichkeit 

(2) Nicht prioritäre Dienstleistungsaufträge sind von Sektorenauftraggebern 
unter Beachtung der unionsrechtlichen Grundfreiheiten sowie des 
Diskriminierungsverbotes zu vergeben. Soweit dies auf Grund des Wertes und 
des Gegenstandes des Auftrages erforderlich erscheint, sind nicht prioritäre 
Dienstleistungsaufträge grundsätzlich in einem Verfahren mit mehreren 
Unternehmern, durch das ein angemessener Grad von Öffentlichkeit 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gewährleistet ist und das dem Grundsatz des freien und lauteren Wettbewerbes 
entspricht, zu vergeben. Von einer Bekanntmachung eines Verfahrens kann 
insbesondere Abstand genommen werden, wenn eine der in § 195 genannten 
Voraussetzungen vorliegt. 

gewährleistet ist und das dem Grundsatz des freien und lauteren Wettbewerbes 
entspricht, zu vergeben. Von einer Bekanntmachung eines Verfahrens kann 
insbesondere Abstand genommen werden, wenn eine der in § 195 genannten 
Voraussetzungen vorliegt. 

(3) Die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen in einem 
formfreien Verfahren unmittelbar an einen ausgewählten Unternehmer 
(Direktvergabe) ist nur bis zu einem geschätzten Auftragswert von 100 000 Euro* 
zulässig; die Anwendung des Art. 5 Abs. 2 und 4 bis 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 bleibt unberührt. Die Vergabe von nicht prioritären 
Dienstleistungsaufträgen über geistige Dienstleistungen in einem 
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung mit nur einem 
Unternehmer ist zulässig, sofern die Durchführung eines wirtschaftlichen 
Wettbewerbes auf Grund der Kosten des Beschaffungsvorganges für den 
Auftraggeber wirtschaftlich nicht vertretbar ist und der geschätzte Auftragswert 
50vH des Schwellenwertes gemäß § 180 Abs. 1 Z 1 nicht erreicht. 

* Anmerkung: ab 1.1.2012: 60 000 Euro 

(3) Die Vergabe von nicht prioritären Dienstleistungsaufträgen in einem 
formfreien Verfahren unmittelbar an einen ausgewählten Unternehmer 
(Direktvergabe) ist nur bis zu einem geschätzten Auftragswert von 75 000 Euro 
zulässig; die Anwendung des Art. 5 Abs. 2 und 4 bis 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 bleibt unberührt. Die Vergabe von nicht prioritären 
Dienstleistungsaufträgen über geistige Dienstleistungen in einem 
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung mit nur einem 
Unternehmer ist zulässig, sofern die Durchführung eines wirtschaftlichen 
Wettbewerbes auf Grund der Kosten des Beschaffungsvorganges für den 
Auftraggeber wirtschaftlich nicht vertretbar ist und der geschätzte Auftragswert 
50vH des Schwellenwertes gemäß § 180 Abs. 1 Z 1 nicht erreicht. 

(4) Im Oberschwellenbereich sind vergebene nicht prioritäre 
Dienstleistungsaufträge gemäß § 217 bekannt zu geben. 

(4) Sofern eine Bekanntmachung zur Gewährleistung eines angemessenen 
Grades von Öffentlichkeit geboten ist, sind Bekanntmachungen in dem gemäß 
§ 216 Abs. 1 für den jeweiligen Vollziehungsbereich festgelegten 
Publikationsmedium zu veröffentlichen. Im Oberschwellenbereich sind 
vergebene nicht prioritäre Dienstleistungsaufträge gemäß § 217 bekannt zu 
geben. 

(5) Als gesondert anfechtbare Entscheidung gilt jede nach außen in 
Erscheinung tretende Festlegung des Sektorenauftraggebers. Der 
Sektorenauftraggeber hat, außer in sachlich gerechtfertigten Ausnahmefällen, die 
Zuschlags- bzw. Widerrufsentscheidung den im Verfahren verbliebenen 
Unternehmern bekannt zu geben und eine angemessene, vom 
Sektorenauftraggeber festzusetzende Stillhaltefrist zu beachten. Der Zuschlag 
bzw. der Widerruf darf bei sonstiger Nichtigkeit bzw. Unwirksamkeit nicht 
innerhalb der festgesetzten Stillhaltefrist erteilt bzw. erklärt werden. 

(5) Als gesondert anfechtbare Entscheidung gilt jede nach außen in 
Erscheinung tretende Festlegung des Sektorenauftraggebers. 

 (6) Der Sektorenauftraggeber hat den im Vergabeverfahren verbliebenen 
Bietern nachweislich mitzuteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden 
soll. In dieser Mitteilung sind den verbliebenen Bietern das jeweilige Ende der 
Stillhaltefrist gemäß Abs. 7, die Gründe für die Ablehnung ihres Angebotes, der 
Gesamtpreis sowie die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
bekannt zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen 
Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen von Unternehmern 
widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb schaden würde. Eine 
Verpflichtung zur Mitteilung der Zuschlagsentscheidung besteht nicht, wenn 

  1. der Zuschlag dem einzigen bzw. dem einzigen im Vergabeverfahren 
verbliebenen Bieter erteilt werden soll, oder 

  2. wenn auf Grund der in § 195 Z 4 genannten Voraussetzungen von einer 
Bekanntmachung des Verfahren Abstand genommen wurde. 

 (7) Der Sektorenauftraggeber darf den Zuschlag bei sonstiger absoluter 
Nichtigkeit nicht innerhalb der Stillhaltefrist erteilen. Die Stillhaltefrist beginnt 
mit der Absendung der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung. Sie beträgt bei 
einer Übermittlung auf elektronischem Weg oder mittels Telefax zehn Tage, bei 
einer Übermittlung auf brieflichem Weg 15 Tage. Bei der Durchführung eines 
Vergabeverfahrens im Unterschwellenbereich verkürzt sich die Stillhaltefrist auf 
sieben Tage. 

 (8) Der Auftraggeber kann ein Vergabeverfahren widerrufen, wenn dafür 
sachliche Gründe bestehen. Der Auftraggeber hat die Widerrufsentscheidung, 
soweit dies möglich ist, den im Vergabeverfahren verbliebenen Unternehmer 
unverzüglich und nachweislich mitzuteilen oder im Internet bekannt zu machen. 
Der Auftraggeber darf den Widerruf bei sonstiger Unwirksamkeit nicht innerhalb 
der Stillhaltefrist erklären. Die Stillhaltefrist beginnt mit der Absendung der 
Mitteilung der Widerrufsentscheidung oder mit der erstmaligen Verfügbarkeit der 
Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung. Bei einer Übermittlung auf 
elektronischem Weg oder mittels Telefax sowie bei einer Bekanntmachung 
beträgt die Stillhaltefrist zehn Tage, bei einer Übermittlung auf brieflichem Weg 
15 Tage. Bei der Durchführung von Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich 
verkürzt sich die Stillhaltefrist auf sieben Tage. Im Übrigen gilt § 279 Abs. 6. Im 
Unterschwellenbereich kann der Auftraggeber von der Mitteilung bzw. 
Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung absehen und den Widerruf 
unmittelbar und ohne Abwarten einer Stillhaltefrist erklären. In diesem Fall hat 
der Auftraggeber die im Vergabeverfahren verbliebenen Unternehmer, soweit 
dies möglich ist, unverzüglich und nachweislich von der Widerrufserklärung zu 
verständigen oder diese im Internet bekannt zu machen. 

§ 285. Für die Durchführung von Wettbewerben (Ideenwettbewerbe sowie 
Realisierungswettbewerbe) gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses 

§ 285. Für die Durchführung von Wettbewerben (Ideenwettbewerbe sowie 
Realisierungswettbewerbe) gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abschnittes, der 1. Teil, die §§ 6, 9, 164 bis 166, 175, 179, 180 Abs. 2 und 3, 181, 
184, 187, 188 Abs. 1 bis 3 und 5, 193, 199, 203 bis 213, 216 bis 219, der 4. bis 6. 
Teil sowie die Vorschriften, auf die in diesem Abschnitt verwiesen wird. 

Abschnittes, der 1. Teil, die §§ 6, 9, 164 bis 166, 175, 179, 180 Abs. 2 und 3, 181, 
184, 187, 188 Abs. 1 bis 3 und 5, 193, 199, 203 bis 213, 216 bis 219, 228 bis 234, 
der 4. bis 6. Teil sowie die Vorschriften, auf die in diesem Abschnitt verwiesen 
wird. 

§ 293. (1) Dem Bundesvergabeamt dürfen nicht angehören: Der 
Bundespräsident, Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung, 
Staatssekretäre, der Präsident des Rechnungshofes, Mitglieder der 
Volksanwaltschaft des Bundes oder eines Bundeslandes, Bürgermeister, 
Amtsführende Präsidenten eines Landesschulrates (Stadtschulrates für Wien), 
Mitglieder des Europäischen Parlaments, Mitglieder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft sowie Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes oder 
des Verwaltungsgerichtshofes. Auf den Vorsitzenden, den stellvertretenden 
Vorsitzenden und die Senatsvorsitzenden findet § 19 BDG 1979 Anwendung. 

§ 293. (1) Dem Bundesvergabeamt dürfen nicht angehören: Der 
Bundespräsident, Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung, 
Staatssekretäre, der Präsident des Rechnungshofes, Mitglieder der 
Volksanwaltschaft des Bundes oder eines Bundeslandes, Bürgermeister, 
Amtsführende Präsidenten eines Landesschulrates (Stadtschulrates für Wien), 
Mitglieder des Europäischen Parlaments, Mitglieder der Kommission sowie 
Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes oder des Verwaltungsgerichtshofes. Auf 
den Vorsitzenden, den stellvertretenden Vorsitzenden und die Senatsvorsitzenden 
findet § 19 BDG 1979 Anwendung. 

§ 301. (1) … § 301. (1) … 
(2) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat unter 

Bedachtnahme auf die Bedeutung und den Umfang der zu besorgenden Aufgaben 
durch Verordnung einen angemessenen Aufwandsersatz und einen Ersatz der 
angemessenen Reisekosten festzusetzen. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat unter 
Bedachtnahme auf die Bedeutung und den Umfang der zu besorgenden Aufgaben 
durch Verordnung einen angemessenen Aufwandsersatz und einen Ersatz der 
angemessenen Reisekosten festzusetzen. Der festgesetzte Aufwands- und 
Reisekostenersatz vermindert oder erhöht sich jährlich in dem Maß, das sich aus 
der Veränderung des von der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarten 
Verbraucherpreisindex 2010 oder des an seine Stelle tretenden Index gegenüber 
der für Jänner 2012 verlautbarten und in der Folge gegenüber der der letzten 
Festsetzung zugrunde gelegten Indexzahl ergibt. Der Bundesminister für 
Wirtschaft, Familie und Jugend hat nach Verlautbarung der für Jänner des 
laufenden Jahres maßgeblichen Indexzahl den neu festgesetzten Aufwands- und 
Reisekostenersatz im Bundesgesetzblatt kundzumachen. Der neu festgesetzte 
Aufwands- und Reisekostenersatz gilt ab dem der Kundmachung folgenden 
Monatsersten. Die festgesetzten Beträge sind auf ganze Euro ab- oder 
aufzurunden. 

§ 312. (1) …. § 312. (1) …. 
(2) Bis zur Zuschlagserteilung bzw. bis zum Widerruf eines 

Vergabeverfahrens ist das Bundesvergabeamt zum Zwecke der Beseitigung von 
Verstößen gegen dieses Bundesgesetz und die hierzu ergangenen Verordnungen 
oder von Verstößen gegen unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht 
zuständig … 

(2) Bis zur Zuschlagserteilung bzw. bis zum Widerruf eines 
Vergabeverfahrens ist das Bundesvergabeamt zum Zwecke der Beseitigung von 
Verstößen gegen dieses Bundesgesetz und die hierzu ergangenen Verordnungen 
oder von Verstößen gegen unmittelbar anwendbares Unionsrecht zuständig … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Nach Zuschlagserteilung ist das Bundesvergabeamt zuständig (3) Nach Zuschlagserteilung ist das Bundesvergabeamt zuständig 

 1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend gemachten Beschwerdepunkte 
zur Feststellung, ob wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, 
die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares 
Gemeinschaftsrecht der Zuschlag nicht gemäß den Angaben in der 
Ausschreibung dem Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem 
technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt wurde; 

 1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend gemachten Beschwerdepunkte 
zur Feststellung, ob wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, 
die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares 
Unionsrecht der Zuschlag nicht gemäß den Angaben in der 
Ausschreibung dem Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem 
technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt wurde; 

 2. in einem Verfahren gemäß Z 1 auf Antrag des Auftraggebers zur 
Feststellung, ob der Antragsteller auch bei Einhaltung der 
entsprechenden Bestimmungen keine echte Chance auf Erteilung des 
Zuschlages gehabt hätte; 

 3.  bis 7. … 

 2. in einem Verfahren gemäß Z 1, 4 und 5 auf Antrag des Auftraggebers zur 
Feststellung, ob der Antragsteller auch bei Einhaltung der 
entsprechenden Bestimmungen keine echte Chance auf Erteilung des 
Zuschlages gehabt hätte; 

 3. bis 7. … 
(4) Nach Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens ist das 

Bundesvergabeamt zuständig 
(4) Nach Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens ist das 

Bundesvergabeamt zuständig 
 1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend gemachten Beschwerdepunkte 

zur Feststellung, ob der Widerruf wegen eines Verstoßes gegen dieses 
Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar 
anwendbares Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war; 

 1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend gemachten Beschwerdepunkte 
zur Feststellung, ob der Widerruf wegen eines Verstoßes gegen dieses 
Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar 
anwendbares Unionsrecht rechtswidrig war; 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 
§ 318. (1) Für Anträge gemäß den §§ 320 Abs. 1, 328 Abs. 1 und § 331 

Abs. 1 und 2 hat der Antragsteller nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
jeweils eine Pauschalgebühr zu entrichten: 

§ 318. (1) Für Anträge gemäß den §§ 320 Abs. 1, 328 Abs. 1 und § 331 
Abs. 1 und 2 hat der Antragsteller nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
jeweils eine Pauschalgebühr zu entrichten: 

 1. Die Pauschalgebühr ist gemäß den von der Bundesregierung durch 
Verordnung festzusetzenden Gebührensätzen bei Antragstellung zu 
entrichten. Bieter- und Arbeitsgemeinschaften haben die Pauschalgebühr 
nur einmal zu entrichten. Die Gebührensätze sind entsprechend dem 
Verhältnis des durch den Antrag bewirkten Verfahrensaufwandes zu dem 
für den Antragsteller zu erzielenden Nutzen festzusetzen. Die 
Gebührensätze sind nach objektiven Merkmalen abzustufen. Als 
objektive Merkmale sind insbesondere der Auftragsgegenstand, die Art 
des durchgeführten Verfahrens, die Tatsache, ob es sich um Anträge auf 
Nachprüfung der Ausschreibungs-, der Wettbewerbsunterlagen oder der 
Aufforderung zur Abgabe eines Teilnahmeantrages oder um sonstige 
gesondert anfechtbare Entscheidungen bzw. ob es sich um ein 
Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich oder im 

 1. Die Pauschalgebühr ist gemäß den von der Bundesregierung durch 
Verordnung festzusetzenden Gebührensätzen bei Antragstellung zu 
entrichten. Bieter- und Arbeitsgemeinschaften haben die Pauschalgebühr 
nur einmal zu entrichten. Die Gebührensätze sind entsprechend dem 
Verhältnis des durch den Antrag bewirkten Verfahrensaufwandes zu dem 
für den Antragsteller zu erzielenden Nutzen festzusetzen. Die 
Gebührensätze sind nach objektiven Merkmalen abzustufen. Als 
objektive Merkmale sind insbesondere der Auftragsgegenstand, die Art 
des durchgeführten Verfahrens, die Tatsache, ob es sich um Anträge auf 
Nachprüfung der Ausschreibung oder der Aufforderung zur Abgabe 
eines Teilnahmeantrages oder um sonstige gesondert anfechtbare 
Entscheidungen bzw. ob es sich um ein Vergabeverfahren im 
Oberschwellenbereich oder im Unterschwellenbereich handelt, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Unterschwellenbereich handelt, heranzuziehen. heranzuziehen. 

 2. Die festgesetzten Gebührensätze vermindern oder erhöhen sich jährlich 
in dem Maß, das sich aus der Veränderung des von der Bundesanstalt 
Statistik Österreich verlautbarten Verbraucherpreisindex 2005 oder des 
an seine Stelle tretenden Index gegenüber der für Juni 2007 verlautbarten 
und in der Folge gegenüber der der letzten Festsetzung zugrunde 
gelegten Indexzahl ergibt. … 

 2. Die festgesetzten Gebührensätze vermindern oder erhöhen sich jährlich 
in dem Maß, das sich aus der Veränderung des von der Bundesanstalt 
Statistik Österreich verlautbarten Verbraucherpreisindex 2010 oder des 
an seine Stelle tretenden Index gegenüber der der letzten Festsetzung 
zugrunde gelegten Indexzahl ergibt. … 

 3. bis 6. …  3. bis 6. … 
 7. Wird ein Antrag vor Kundmachung der Anberaumung einer mündlichen 

Verhandlung gemäß § 323 Abs. 5 oder, wenn keine mündliche 
Verhandlung durchgeführt wird, vor Erlassung des Bescheides 
zurückgezogen, so ist lediglich eine Gebühr in der Höhe von 50 vH der 
für den jeweiligen Antrag festgesetzten oder gemäß Z 5 reduzierten 
Gebühr zu entrichten. Wird ein Antrag nach Kundmachung der 
Anberaumung einer mündlichen Verhandlung gemäß § 323 Abs. 5 aber 
vor Durchführung der mündlichen Verhandlung zurückgezogen, so ist 
lediglich eine Gebühr in der Höhe von 80 vH der für den jeweiligen 
Antrag festgesetzten oder gemäß Z 5 reduzierten Gebühr zu entrichten. 
Bereits entrichtete Mehrbeträge sind rückzuerstatten. 

 7. Wird ein Antrag vor Durchführung der mündlichen Verhandlung oder, 
wenn keine mündliche Verhandlung durchgeführt wird, vor Erlassung 
des Bescheides zurückgezogen, so ist lediglich eine Gebühr in der Höhe 
von 75vH der für den jeweiligen Antrag festgesetzten oder gemäß Z 5 
reduzierten Gebühr zu entrichten. Bereits entrichtete Mehrbeträge sind 
zurückzuerstatten. 

§ 321. (1) bis (3) … § 321. (1) bis (3) … 
(4) Anträge auf Nachprüfung der Ausschreibungs- oder 

Wettbewerbsunterlagen sowie der Aufforderung zur Abgabe eines 
Teilnahmeantrages können über die in den Abs. 1 und 2 genannten Zeiträume 
hinaus bis spätestens sieben Tage vor Ablauf der Angebotsfrist, der Frist zur 
Vorlage der Wettbewerbsarbeiten oder der Teilnahmefrist eingebracht werden, 
sofern diese Frist mehr als 17 Tage beträgt. Wenn die Ausschreibungs- oder 
Wettbewerbsunterlagen bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines 
Teilnahmeantrages auf brieflichem Weg übermittelt werden, tritt die 
Verlängerung der Nachprüfungsfrist erst ein, wenn die Angebotsfrist, die Frist zur 
Vorlage der Wettbewerbsarbeiten oder die Teilnahmefrist mehr als 22 Tage 
beträgt. 

(4) Anträge auf Nachprüfung der Ausschreibung sowie der Aufforderung zur 
Abgabe eines Teilnahmeantrages können über die in den Abs. 1 und 2 genannten 
Zeiträume hinaus bis spätestens sieben Tage vor Ablauf der Angebotsfrist, der 
Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten oder der Teilnahmefrist eingebracht 
werden, sofern diese Frist mehr als 17 Tage beträgt. Wenn die Ausschreibungs-, 
Wettbewerbs- oder Auktionsunterlagen, Beschreibung der Bedürfnisse und 
Anforderungen beim wettbewerblichen Dialog, Informationen über die zu 
vergebende Leistung sowie über den weiteren Verfahrensablauf bei der 
Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung bzw. nach vorherigem Aufruf 
zum Wettbewerb bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines Teilnahmeantrages auf 
brieflichem Weg übermittelt werden, tritt die Verlängerung der Nachprüfungsfrist 
erst ein, wenn die Angebotsfrist, die Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten 
oder die Teilnahmefrist mehr als 22 Tage beträgt. 

§ 322. (1) und (2) … § 322. (1) und (2) … 
(3) Enthalten die Ausschreibungsunterlagen oder die Bekanntmachung eine (3) Enthält die Ausschreibung eine unrichtige Angabe über die zuständige 
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unrichtige Angabe über die zuständige Vergabekontrollbehörde, ist der Antrag 
auch dann innerhalb der in § 321 genannten Fristen gestellt, wenn er bei der in 
den Ausschreibungsunterlagen oder in der Bekanntmachung angegebenen 
Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde. Enthalten die 
Ausschreibungsunterlagen oder die Bekanntmachung keine Angabe über die 
zuständige Vergabekontrollbehörde, ist der Antrag auch dann innerhalb der in 
§ 321 genannten Fristen gestellt, wenn er bei einer nicht offenkundig 
unzuständigen Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde. 

Vergabekontrollbehörde, ist der Antrag auch dann innerhalb der in § 321 
genannten Frist gestellt, wenn er bei der in der Ausschreibung angegebenen 
Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde. Enthält die Ausschreibung keine 
Angabe über die zuständige Vergabekontrollbehörde, ist der Antrag auch dann 
innerhalb der in § 321 genannten Fristen gestellt, wenn er bei einer nicht 
offenkundig unzuständigen Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde. 

§ 323. (1) Der Eingang eines nicht offenkundig unzulässigen 
Nachprüfungsantrages ist vom Vorsitzenden des zuständigen Senates 
unverzüglich im Internet bekannt zu machen. 

§ 323. (1) Der Eingang eines Nachprüfungsantrages ist vom Vorsitzenden 
des zuständigen Senates unverzüglich im Internet bekannt zu machen. 

§ 325. (1) … § 325. (1) … 
(2) Als Nichtigerklärung rechtswidriger Entscheidungen kommt 

insbesondere auch die Streichung von für Unternehmer diskriminierenden 
Anforderungen hinsichtlich technischer Leistungsmerkmale sowie hinsichtlich 
der wirtschaftlichen oder finanziellen Leistungsfähigkeit in den 
Ausschreibungsunterlagen oder in jedem sonstigen Dokument des 
Vergabeverfahrens in Betracht. 

(2) Als Nichtigerklärung rechtswidriger Entscheidungen kommt 
insbesondere auch die Streichung von für Unternehmer diskriminierenden 
Anforderungen hinsichtlich technischer Leistungsmerkmale sowie hinsichtlich 
der wirtschaftlichen oder finanziellen Leistungsfähigkeit in der Ausschreibung 
oder in jedem sonstigen Dokument des Vergabeverfahrens in Betracht. 

§ 331. (1) Ein Unternehmer, der ein Interesse am Abschluss eines dem 
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes unterliegenden Vertrages hatte, kann, 
sofern ihm durch die behauptete Rechtswidrigkeit ein Schaden entstanden ist oder 
zu entstehen droht, die Feststellung beantragen, dass 

§ 331. (1) Ein Unternehmer, der ein Interesse am Abschluss eines dem 
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes unterliegenden Vertrages hatte, kann, 
sofern ihm durch die behauptete Rechtswidrigkeit ein Schaden entstanden ist oder 
zu entstehen droht, die Feststellung beantragen, dass 

 1. der Zuschlag wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die 
hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares 
Gemeinschaftsrecht nicht gemäß den Angaben in der Ausschreibung dem 
Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem technisch und wirtschaftlich 
günstigsten Angebot erteilt wurde, oder 

 1. der Zuschlag wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die 
hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares 
Unionsrecht nicht gemäß den Angaben in der Ausschreibung dem 
Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem technisch und wirtschaftlich 
günstigsten Angebot erteilt wurde, oder 

 2. die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige 
Bekanntmachung bzw. ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb wegen 
eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen 
Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht 
rechtswidrig war, oder 

 2. die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige 
Bekanntmachung bzw. ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb wegen 
eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen 
Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht rechtswidrig 
war, oder 

 3. die Zuschlagserteilung ohne Mitteilung der Zuschlagsentscheidung 
gemäß den §§ 131 bzw. 272 wegen eines Verstoßes gegen dieses 
Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar 

 3. die Zuschlagserteilung ohne Mitteilung der Zuschlagsentscheidung 
gemäß den §§ 131 bzw. 272 wegen eines Verstoßes gegen dieses 
Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar 
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anwendbares Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war, oder anwendbares Unionsrecht rechtswidrig war, oder 

 4. …  4. … 
 5. die Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens wegen eines 

Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen 
Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht 
rechtswidrig war. 

 5. die Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens wegen eines 
Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen 
Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht rechtswidrig 
war. 

…. Bei einem Antrag auf Feststellung gemäß Z 1 kann der Auftraggeber die 
Feststellung beantragen, dass der Antragsteller auch bei Einhaltung der 
entsprechenden Bestimmungen keine echte Chance auf Erteilung des Zuschlages 
gehabt hätte. …  

…. Bei einem Antrag auf Feststellung gemäß Z 1, 3 und 4 kann der 
Auftraggeber die Feststellung beantragen, dass der Antragsteller auch bei 
Einhaltung der entsprechenden Bestimmungen keine echte Chance auf Erteilung 
des Zuschlages gehabt hätte. … 

§ 332. (1) bis (3) … § 332. (1) bis (3) … 
(4) Enthalten die Ausschreibungsunterlagen oder die Bekanntmachung eine 

unrichtige Angabe über die zuständige Vergabekontrollbehörde, ist der Antrag 
auch dann innerhalb der in den Abs. 2 und 3 genannten Fristen gestellt, wenn er 
bei der in den Ausschreibungsunterlagen oder in der Bekanntmachung 
angegebenen Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde. Enthalten die 
Ausschreibungsunterlagen oder die Bekanntmachung keine Angabe über die 
zuständige Vergabekontrollbehörde, ist der Antrag auch dann innerhalb der in 
den Abs. 2 und 3 genannten Fristen gestellt, wenn er bei einer nicht offenkundig 
unzuständigen Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde. 

(4) Enthält die Ausschreibung eine unrichtige Angabe über die zuständige 
Vergabekontrollbehörde, ist der Antrag auch dann innerhalb der in den Abs. 2 
und 3 genannten Fristen gestellt, wenn er bei der in der Ausschreibung 
angegebenen Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde. Enthält die 
Ausschreibung keine Angabe über die zuständige Vergabekontrollbehörde, ist der 
Antrag auch dann innerhalb der in Abs. 2 und 3 genannten Fristen gestellt, wenn 
er bei einer nicht offenkundig unzuständigen Vergabekontrollbehörde eingebracht 
wurde. 

§ 334. (1) und (2) … § 334. (1) und (2) … 
(3) Soweit in den Abs. 4 bis 6 nicht anderes bestimmt ist, hat das 

Bundesvergabeamt im Unterschwellenbereich den Vertrag im Anschluss an eine 
Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 3 bis 5 für absolut nichtig zu erklären, wenn 
die festgestellte Vorgangsweise des Auftraggebers auf Grund der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes, der hierzu ergangenen Verordnungen oder des 
unmittelbar anwendbaren Gemeinschaftsrechts offenkundig unzulässig war. 

(3) Soweit in den Abs. 4 bis 6 nicht anderes bestimmt ist, hat das 
Bundesvergabeamt im Unterschwellenbereich den Vertrag im Anschluss an eine 
Feststellung gemäß § 312 Abs. 3 Z 3 bis 5 für absolut nichtig zu erklären, wenn 
die festgestellte Vorgangsweise des Auftraggebers auf Grund der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes, der hierzu ergangenen Verordnungen oder des 
unmittelbar anwendbaren Unionsrechts offenkundig unzulässig war. 

1. Hauptstück 
Außerstaatliche Kontrolle 

 

§ 336. (1) Wenn die Kommission in Angelegenheiten des öffentlichen 
Auftragswesens die Republik Österreich zur Stellungnahme auffordert, oder die 
Republik Österreich auffordert, einen vermeintlichen Verstoß gegen die im 
Gemeinschaftsrecht enthaltenen Vergabevorschriften zu beseitigen, so ist nach 

§ 336. (1) Wenn die Kommission in Angelegenheiten des öffentlichen 
Auftragswesens die Republik Österreich zur Stellungnahme auffordert, oder die 
Republik Österreich auffordert, einen vermeintlichen Verstoß gegen die im 
Unionsrecht enthaltenen Vergabevorschriften zu beseitigen, so ist nach Maßgabe 
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Maßgabe der folgenden Absätze vorzugehen. der folgenden Absätze vorzugehen. 

(2) … (2) … 
(3) Soweit der Republik Österreich nach den Vorschriften des 

Gemeinschaftsrechtes Mitteilungspflichten gegenüber der Kommission obliegen, 
hat der betroffene Auftraggeber bzw. die vergebende Stelle oder der betroffene 
Unternehmer dem Bundeskanzler spätestens zehn Tage nach Eingang der 
genannten Aufforderung zwecks Weiterleitung an die Kommission folgende 
Unterlagen vorzulegen: … 

(3) Soweit der Republik Österreich nach den Vorschriften des Unionsrechts 
Mitteilungspflichten gegenüber der Kommission obliegen, hat der betroffene 
Auftraggeber bzw. die vergebende Stelle oder der betroffene Unternehmer dem 
Bundeskanzler spätestens zehn Tage nach Eingang der genannten Aufforderung 
zwecks Weiterleitung an die Kommission folgende Unterlagen vorzulegen: … 

Bescheinigungsverfahren  
§ 337. (1) Sektorenauftraggeber können ihre Vergabeverfahren und 

Vergabepraktiken regelmäßig von einem Attestor oder einer Bescheinigungsstelle 
untersuchen lassen, um eine Bescheinigung darüber zu erhalten, dass diese 
Verfahren und Praktiken zum gegebenen Zeitpunkt mit den Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechtes über die Vergabe von Aufträgen und mit den Vorschriften 
des 3. Teiles dieses Bundesgesetzes übereinstimmen. 

. 

(2) Der Attestor oder die Bescheinigungsstelle hat dem Sektorenauftraggeber 
schriftlich über die Ergebnisse der Untersuchung zu berichten. Vor Ausstellung 
einer Bescheinigung gemäß Abs. 1 an den Sektorenauftraggeber hat sich der 
Attestor oder die Bescheinigungsstelle zu vergewissern, dass etwaige von ihnen 
festgestellte Unregelmäßigkeiten in den Vergabeverfahren und -praktiken des 
Sektorenauftraggebers beseitigt worden sind und dass der Sektorenauftraggeber 
geeignete Maßnahmen getroffen hat, die ein neuerliches Auftreten dieser 
Unregelmäßigkeiten verhindern. 

 

(3) Sektorenauftraggeber, die eine Bescheinigung gemäß Abs. 1 erhalten 
haben, können in Aufrufen zum Wettbewerb folgende Erklärung abgeben: 

 

„Der Auftraggeber hat gemäß der Richtlinie 92/13/EWG des Rates eine 
Bescheinigung darüber erhalten, dass seine Vergabeverfahren und -praktiken am 
... mit den Vorschriften des Gemeinschaftsrechtes über die Vergabe von 
Aufträgen im Sektorenbereich und mit den Vorschriften der Republik Österreich 
zur Umsetzung des Gemeinschaftsrechts übereinstimmen.“ 

 

(4) Die Bundesregierung hat durch Verordnung die ÖNORM-EN 45 503 
„Bescheinigungs-Norm für die Bewertung der Auftragsvergabeverfahren von 
Auftraggebern im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie 
im Telekommunikationssektor“ vom 1. April 1996 für verbindlich zu erklären. 
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2. Hauptstück 
Zivilrechtliche Bestimmungen 

 

Schadenersatzansprüche Schadenersatzansprüche 
§ 338. (1) Bei schuldhafter Verletzung dieses Bundesgesetzes oder der auf 

Grund dieses Bundesgesetzes ergangenen Verordnungen durch Organe des 
Auftraggebers oder einer vergebenden Stelle hat ein übergangener Bewerber, 
Bieter oder Bestbieter gegen den Auftraggeber, dem das Verhalten der Organe 
der vergebenden Stelle zuzurechnen ist, Anspruch auf Ersatz der Kosten der 
Angebotsstellung und der Kosten der Teilnahme am Vergabeverfahren. Weiter 
gehende, jedoch nur alternativ zustehende Schadenersatzansprüche des 
übergangenen Bestbieters nach anderen Rechtsvorschriften werden davon nicht 
berührt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Kein Anspruch nach Abs. 1 besteht, wenn nach Zuschlagserteilung oder 

nach Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens durch die jeweils 
zuständige Vergabekontrollbehörde festgestellt worden ist, dass der übergangene 
Bewerber oder Bieter auch bei Einhaltung der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes und der hiezu ergangenen Verordnungen keine echte Chance auf 
Erteilung des Zuschlages gehabt hätte oder wenn der Geschädigte den Schaden 
durch Beantragung einer einstweiligen Verfügung sowie durch Stellen eines 
Nachprüfungsantrages hätte abwenden können. 

§ 337. (1) Bei hinreichend qualifiziertem Verstoß gegen dieses Bundesgesetz 
oder die auf Grund dieses Bundesgesetzes ergangenen Verordnungen durch 
Organe des Auftraggebers oder einer vergebenden Stelle hat ein übergangener 
Bewerber oder Bieter gegen den Auftraggeber, dem das Verhalten der Organe 
zuzurechnen ist, Anspruch auf Ersatz der Kosten der Angebotsstellung und der 
Kosten der Teilnahme am Vergabeverfahren. 

(2) Kein Anspruch nach Abs. 1 besteht, wenn nach Zuschlagserteilung oder 
nach Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens durch die jeweils 
zuständige Vergabekontrollbehörde festgestellt worden ist, dass der übergangene 
Bewerber oder Bieter auch bei Einhaltung der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes und der hiezu ergangenen Verordnungen keine echte Chance auf 
Erteilung des Zuschlages gehabt hätte oder wenn der Geschädigte den Schaden 
durch Beantragung einer einstweiligen Verfügung sowie durch Stellen eines 
Nachprüfungsantrages hätte abwenden können. 

(3) Alternativ zu dem in Abs. 1 genannten Anspruch hat der übergangene 
Bieter, auf dessen Angebot der Zuschlag hätte erteilt werden müssen, bei 
hinreichend qualifiziertem Verstoß gegen dieses Bundesgesetz oder die auf 
Grund dieses Bundesgesetzes ergangenen Verordnungen durch Organe des 
Auftraggebers oder einer vergebenden Stelle gegen den Auftraggeber, dem das 
Verhalten der Organe zuzurechnen ist, Anspruch auf Ersatz des 
Erfüllungsinteresses. 

(4) Kein Anspruch nach Abs. 3 besteht, wenn nach Zuschlagserteilung oder 
nach Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens durch die jeweils 
zuständige Vergabekontrollbehörde festgestellt worden ist, dass der übergangene 
Bieter auch bei Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der 
hiezu ergangenen Verordnungen keine echte Chance auf Erteilung des 
Zuschlages gehabt hätte oder wenn der Geschädigte den Schaden durch 
Beantragung einer einstweiligen Verfügung sowie durch Stellen eines 
Nachprüfungsantrages hätte abwenden können. 
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 Rückgriff gegen den begünstigten Bieter 
(3) Der Ersatz leistende Auftraggeber kann gegen den begünstigten Bieter 

Rückgriff nehmen, wenn die Rechtsverletzung eine gerichtlich strafbare 
Handlung darstellt und sich der Begünstigte oder Personen, deren er sich bei der 
Teilnahme am Vergabeverfahren bedient hat, daran im Sinne des § 12 StGB 
beteiligt haben. Diese Person haftet mit dem Schuld tragenden Organ des 
Auftraggebers solidarisch, soweit dieses nach dem 
Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 80/1965, haftet. 

§ 338. Der gemäß § 337 Ersatz leistende Auftraggeber kann gegen den 
begünstigten Bieter Rückgriff nehmen, wenn die Rechtsverletzung eine 
gerichtlich strafbare Handlung darstellt und sich der Begünstigte oder Personen, 
deren er sich bei der Teilnahme am Vergabeverfahren bedient hat, daran im Sinne 
des § 12 StGB beteiligt haben. Diese Person haftet mit dem Schuld tragenden 
Organ des Auftraggebers bzw. der vergebenden Stelle solidarisch, soweit dieses 
nach dem Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 80/1965, haftet. 

§ 341. (1) Zur Entscheidung über Ansprüche gemäß den §§ 338 und 339 ist 
ohne Rücksicht auf den Streitwert in erster Instanz der mit der Ausübung der 
allgemeinen Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtssachen betraute Gerichtshof 
ausschließlich zuständig, in dessen Sprengel der Auftraggeber seinen Sitz hat. 
Fehlt im Inland ein solcher Gerichtsstand, so ist das Landesgericht für 
Zivilrechtssachen Wien zuständig. 

§ 341. (1) Zur Entscheidung über Ansprüche gemäß den §§ 337 bis 339 ist 
ohne Rücksicht auf den Streitwert in erster Instanz der mit der Ausübung der 
allgemeinen Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtssachen betraute Gerichtshof 
ausschließlich zuständig, in dessen Sprengel der Auftraggeber seinen Sitz hat. 
Fehlt im Inland ein solcher Gerichtsstand, so ist das Landesgericht für 
Zivilrechtssachen Wien zuständig. 

(2) Eine Schadenersatzklage ist nur zulässig, wenn zuvor eine Feststellung 
der jeweils zuständigen Vergabekontrollbehörde erfolgt ist, dass 

(2) Eine Schadenersatzklage ist nur zulässig, wenn zuvor eine Feststellung 
der jeweils zuständigen Vergabekontrollbehörde erfolgt ist, dass 

 1. der Zuschlag wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die 
hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares 
Gemeinschaftsrecht nicht gemäß den Angaben in der Ausschreibung dem 
Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem technisch und wirtschaftlich 
günstigsten Angebot erteilt wurde, oder 

 1. der Zuschlag wegen eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die 
hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendbares 
Unionsrecht nicht gemäß den Angaben in der Ausschreibung dem 
Angebot mit dem niedrigsten Preis oder dem technisch und wirtschaftlich 
günstigsten Angebot erteilt wurde, oder 

 2. die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige 
Bekanntmachung bzw. ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb wegen 
eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen 
Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht 
rechtswidrig war, oder 

 2. die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige 
Bekanntmachung bzw. ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb wegen 
eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen 
Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht rechtswidrig 
war, oder 

 3. die Zuschlagserteilung ohne Mitteilung der Zuschlagsentscheidung 
gemäß den §§ 131 bzw. 272 wegen eines Verstoßes gegen dieses 
Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar 
anwendbares Gemeinschaftsrecht rechtswidrig war, oder 

 3. die Zuschlagserteilung ohne Mitteilung der Zuschlagsentscheidung 
gemäß den §§ 131 bzw. 272 wegen eines Verstoßes gegen dieses 
Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder unmittelbar 
anwendbares Unionsrecht rechtswidrig war, oder 

 4. …  4. … 
 5. die Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens wegen eines 

Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen 
 5. die Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens wegen eines 

Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen 
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Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht 
rechtswidrig war, oder … 

Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht rechtswidrig 
war, oder … 

Dies gilt auch für die in § 338 Abs. 1 letzter Satz genannten Ansprüche sowie für 
Ansprüche aus unlauterem Wettbewerb. 

Dies gilt auch für die in § 337 Abs. 3 genannten Ansprüche sowie für Ansprüche 
aus unlauterem Wettbewerb. 

(3) Abweichend von Abs. 2 ist eine Schadenersatzklage zulässig, wenn die 
Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens nicht gegen dieses 
Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder gegen unmittelbar 
anwendbares Gemeinschaftsrecht verstoßen hat, aber vom Auftraggeber 
schuldhaft verursacht wurde. … 

(3) Abweichend von Abs. 2 ist eine Schadenersatzklage zulässig, wenn die 
Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfahrens zulässig war, aber vom 
Auftraggeber durch einen hinreichend qualifizierten Verstoß gegen andere 
Bestimmungen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen Verordnungen oder 
gegen unmittelbar anwendbares Unionsrecht verursacht wurde. … 

§ 344. (1) Wer als Auftraggeber, dessen Organe nicht gemäß Art. 20 B-VG 
weisungsgebunden sind, oder als von einem Verfahren zwischen der Republik 
Österreich und der Kommission betroffene vergebende Stelle oder betroffener 
Unternehmer seine Mitteilungs-, Auskunfts- oder Vorlagepflichten gemäß den 
§§ 44, 45, 205, 206, 313 Abs. 1 oder 336 verletzt, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 15 000 Euro zu bestrafen. 

§ 344. (1) Wer als Auftraggeber, dessen Organe nicht gemäß Art. 20 B-VG 
weisungsgebunden sind, oder als von einem Verfahren zwischen der Republik 
Österreich und der Kommission betroffene vergebende Stelle oder betroffener 
Unternehmer seine Mitteilungs-, Auskunfts- oder Vorlagepflichten gemäß den 
§§ 44, 45, 176 Abs. 5, 205, 206, 313 Abs. 1 oder 336 verletzt, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 50 000 Euro zu bestrafen. 

§ 345. (1) bis (14) … § 345. (1) bis (14) … 
 (15) Für das Inkrafttreten der durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2012 

neu gefassten Bestimmungen und für das Außerkrafttreten der durch dieses 
Bundesgesetz aufgehobenen Bestimmungen gilt Folgendes: 

  1. Das Inhaltsverzeichnis, § 2 Z 10, 16 lit. a sublit nn und oo, 19, 40 und 48, 
§ 3 Abs. 6, § 10 Z 2, 4, 5 und 17 bis 20, § 11, § 14 Abs. 2, § 15 Abs. 5, 
§ 16 Abs. 6, § 18 Abs. 1, § 19 Abs. 1, § 25 Abs. 1, 10 und 11, § 31 
Abs. 2, § 37 Z1, § 38 Abs. 2 Z 4, § 41, § 41a samt Überschrift, § 42 
Abs. 2 und 3, die Abschnittsüberschrift vor § 44, § 44 Abs. 3, die 
Überschriften zu § 49 und § 50, § 54 Abs. 6, § 67, § 68 Abs. 1 Z 2 und 
Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 75 Abs. 8, § 77 Abs. 2, § 80 Abs. 4 bis 6, § 83 
Abs. 3, § 98 Abs. 2, § 102 Abs. 3, § 103 Abs. 6, § 125 Abs. 5, § 126 
Abs. 1, § 131 Abs. 1, § 134 Abs. 3, § 135 Abs. 1, § 136 Abs. 3, § 141, 
§ 145 Abs. 1, § 153, § 173 Abs. 3 und 4, § 175 Z 3 bis 5 und 20 bis 24, 
§ 177 samt Überschrift, § 178 Abs. 1, § 179 Abs. 2 Z 1, § 183 Abs. 5, 
§ 184 Abs. 6, § 186 Abs. 1, § 187 Abs. 1, § 192 Abs. 1, 9 und 10, § 201, 
§ 201a samt Überschrift, die Abschnittsüberschrift vor § 205, § 205 
Abs. 4, die Überschriften zu § 210 und § 211, § 217 Abs. 7, § 229 Abs. 1 
Z 2 und Abs. 2 Z 3, § 231 Abs. 3, § 234 Abs. 2, § 237 Abs. 4 bis 6, § 240 
Abs. 3, § 247 Abs. 4, § 250 Abs. 3, § 252 Abs. 6, § 268 Abs. 3, § 270 
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Abs. 1 Z 2 und Abs. 3, § 272 Abs. 1, § 275, § 280, § 285, § 301 Abs. 2, 
§ 312 Abs. 2, Abs. 3 Z 1 und Abs. 4 Z 1, § 318 Abs. 1 Z 1, 2 und 7, 
§ 312 Abs. 3 Z 2, § 321 Abs. 4, § 322 Abs. 3, § 323 Abs. 1, § 325 Abs. 2, 
§ 331 Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5, § 331 Abs. 1 dritter Satz, § 332 Abs. 4, 
§ 334 Abs. 3, § 336 Abs. 1 und 3, die §§ 337 und 338 samt 
Überschriften, § 341 Abs. 1, Abs. 2 Z 1 bis 3 und 5, § 341 Abs. 2 zweiter 
Satz, § 341 Abs. 3, § 344 Abs. 1, § 349 Abs. 1 Z 1 und 5 und Abs. 2, 
§ 351 samt Überschrift, Anhang IX A. Z 19 und 22, B. Z 17 und 20 und 
C. Z 16, 18 und 21, Anhang XI A. I. Z 4, die Überschrift in Anhang XII 
I., Anhang XII I. Z 4 lit. b und II. Z 16, Anhang XIII Z 15, Anhang XIV 
Z 11, Anhang XVI Z 1 lit. a bis c und die Überschrift in Anhang XVIII 
treten mit dem der Kundmachung zweitfolgenden Monatsersten in Kraft; 
gleichzeitig treten die Wortfolgen in § 12 Abs. 1 bis 3, § 14 Abs. 3, § 15 
Abs. 4 und 5, § 16 Abs. 5 und 6, § 126 Abs. 4, § 132 Abs. 1, § 273 
Abs. 1, § 180 Abs. 1 bis 3, § 182 Abs. 3, § 183 Abs. 4 und 5, § 184 
Abs. 5 und 6 und § 293 Abs. 1, die Überschrift vor § 336 „1. Hauptstück 
Außerstaatliche Kontrolle“ und die Überschrift vor § 338 „2. Hauptstück 
Zivilrechtliche Bestimmungen“ außer Kraft. 

  2. § 52 Abs. 1 und 2, § 55 Abs. 2 bis 6, § 216 Abs. 1 und 2 und § 219 
Abs. 2 bis 6 treten neun Monate nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
gemäß Z 1 in Kraft. 

  3. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2012 bereits eingeleiteten Vergabeverfahren sind nach der 
bisherigen Rechtslage zu Ende zu führen. Im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 beim Bundesvergabeamt 
anhängige Verfahren sind vom Bundesvergabeamt nach der bisherigen 
Rechtslage fortzuführen. Hinsichtlich der Vergabeverfahren, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits beendet sind, 
richtet sich die Durchführung von Feststellungsverfahren nach der 
bisherigen Rechtslage. 

§ 349. (1) Soweit die Vollziehung der in diesem Bundesgesetz geregelten 
Angelegenheiten nicht Landessache ist, ist mit der Vollziehung 

§ 349. (1) Soweit die Vollziehung der in diesem Bundesgesetz geregelten 
Angelegenheiten nicht Landessache ist, ist mit der Vollziehung 

 1. der §§ 18, 50, 52 Abs. 1, 55 Abs. 2, 186, 211, 216 Abs. 1, 219 Abs. 2, 
270 Abs. 3 der Bundeskanzler, 

 1. der §§ 18, 44 Abs. 3, 50, 52 Abs. 1, 55 Abs. 2, 134 Abs. 3, 186, 205 
Abs. 4, 211, 216 Abs. 1, 219 Abs. 2, 270 Abs. 3, 275, 349 Abs. 2 der 
Bundeskanzler, 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 

1513 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

51 von 56

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

52 von 56 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 5. der §§ 338 bis 341 der Bundesminister für Justiz,  5. der §§ 337 bis 341 die Bundesministerin für Justiz, 
 6. bis 8 ….  6. bis 8 …. 
betraut. betraut. 

(2) Soweit völkerrechtliche Verpflichtungen Österreichs oder die Änderung 
gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften dies erfordern oder dies auf Grund 
gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften zulässig ist, kann die Bundesregierung 
durch Verordnung bestimmen, dass anstelle der Anhänge I bis XIV und XVI bis 
XIX andere Abgrenzungen des Geltungsbereiches maßgeblich oder anstelle der 
aus den Anhängen ersichtlichen andere Listen der Berufsbezeichnungen oder 
Gemeinschaftsvorschriften bzw. Angaben für Bekanntmachungen zu verwenden 
sind oder andere Merkmale für die Veröffentlichung bzw. andere Anforderungen 
an die Vorrichtungen für die Entgegennahme von elektronisch übermittelten 
Datensätzen gelten oder andere Daten zur Berechnung der über die gesamte 
Lebensdauer anfallenden Kosten von Straßenfahrzeugen heranzuziehen sind. 
Soweit dies zur Beachtung der vergaberechtlichen Grundsätze und im Interesse 
einer einheitlichen Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen im 
Unterschwellenbereich erforderlich ist, kann die Bundesregierung durch 
Verordnung bestimmen, dass andere Muster für die Bekanntmachung von 
Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich gemäß Anhang XV zu verwenden 
sind. 

(2) Soweit völkerrechtliche Verpflichtungen Österreichs oder die Änderung 
unionsrechtlicher Vorschriften dies erfordern oder dies auf Grund 
unionsrechtlicher Vorschriften zulässig ist, kann der Bundeskanzler durch 
Verordnung bestimmen, dass anstelle der Anhänge I bis XIV und XVI bis XIX 
andere Abgrenzungen des Geltungsbereiches maßgeblich oder anstelle der aus 
den Anhängen ersichtlichen andere Listen der Berufsbezeichnungen oder 
Unionsvorschriften bzw. Angaben für Bekanntmachungen zu verwenden sind 
oder andere Merkmale für die Veröffentlichung bzw. andere Anforderungen an 
die Vorrichtungen für die Entgegennahme von elektronisch übermittelten 
Datensätzen gelten oder andere Daten zur Berechnung der über die gesamte 
Lebensdauer anfallenden Kosten von Straßenfahrzeugen heranzuziehen sind. 
Soweit dies zur Beachtung der vergaberechtlichen Grundsätze und im Interesse 
einer einheitlichen Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen im 
Unterschwellenbereich erforderlich ist, kann der Bundeskanzler durch 
Verordnung bestimmen, dass andere Muster für die Bekanntmachung von 
Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich gemäß Anhang XV zu verwenden 
sind. 

Bezugnahme auf Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft Bezugnahme auf Rechtsakte der Union 
§ 351. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Rechtsakte der 

Europäischen Gemeinschaft umgesetzt bzw. berücksichtigt: 
§ 351. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Rechtsakte der Union 

umgesetzt bzw. berücksichtigt: 
 1. bis 7. …  1. bis 7. … 
 8. Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 zur Einführung von 

Standardformularen für die Veröffentlichung von 
Vergabebekanntmachungen im Rahmen von Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Aufträge gemäß der Richtlinie 2004/17/EG und der 
Richtlinie 2004/18/EG, ABl. Nr. L 257 vom 01.10.2005 S. 1. 

 8. Durchführungsverordnung (EU) Nr. 842/2011 zur Einführung von 
Standardformularen für die Veröffentlichung von 
Vergabebekanntmachungen auf dem Gebiet der öffentlichen Aufträge 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005, ABl. Nr. L 222 
vom 27. August 2011, S. 1. 

 9. bis 12. …  9. bis 12. … 
 13. Verordnung (EG) Nr. 1422/2007 zur Änderung der Richtlinien 

2004/17/EG und 2004/18/EG im Hinblick auf die Schwellenwerte für 
Auftragsvergabeverfahren, ABl. Nr. L 317 vom 05.12.2007 S. 34. 

 13. Verordnung (EG) Nr. 1177/2009 zur Änderung der Richtlinien 
2004/17/EG, 2004/18/EG und 2009/81/EG im Hinblick auf die 
Schwellenwerte für Auftragsvergabeverfahren, ABl. Nr. L 314 vom 
01.12.2009 S. 64. 
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 14. bis 16. ….  14. bis 16. …. 
  17. Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Juli 2009 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 
bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen 
Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 
2004/17/EG und 2004/18/EG, ABl. Nr. L 216 vom 20. August 2009, 
S. 76. 

  18. Richtlinie 2009/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. Juni 2009 über Mindeststandards für Sanktionen und Maßnahmen 
gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen 
Aufenthalt beschäftigen, ABl. Nr. L 168 vom 30. Juni 2009, S. 24. 

  19. Beschluss 2010/142/EU der Kommission vom 3. März 2010 zur 
Ausnahme bestimmter Dienste des Postsektors in Österreich von der 
Anwendung der Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates, ABl. Nr. L 56 vom 06.03.2010, S. 8. 

Anhang IX Anhang IX 

A. OFFENE VERFAHREN A. OFFENE VERFAHREN 
 1. bis 18. …  1. bis 18. … 
 19. Gegebenenfalls Hinweis auf die Veröffentlichung der regelmäßigen 

Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder 
auf die Ankündigung der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung über 
ein Beschafferprofil, auf die sich der Auftrag bezieht, im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften. 

 19. Gegebenenfalls Hinweis auf die Veröffentlichung der regelmäßigen 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union oder auf die 
Ankündigung der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung über ein 
Beschafferprofil, auf die sich der Auftrag bezieht, im Amtsblatt der 
Europäischen Union. 

 20. und 21. …  20. und 21. … 
 22. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche 

Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften (vom Amt für 
amtliche Veröffentlichungen mitzuteilen). 

 22. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Union (vom Amt für amtliche 
Veröffentlichungen mitzuteilen). 

B. NICHTOFFENE VERFAHREN B. NICHTOFFENE VERFAHREN 
 1. bis 16. …  1. bis 16. … 
 17. Gegebenenfalls Hinweis auf die Veröffentlichung der regelmäßigen 

Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union oder auf die 
 17. Gegebenenfalls Hinweis auf die Veröffentlichung der regelmäßigen 

Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union oder auf die 
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Ankündigung der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung über ein 
Beschafferprofil, auf die sich der Auftrag bezieht, im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften. 

Ankündigung der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung über ein 
Beschafferprofil, auf die sich der Auftrag bezieht, im Amtsblatt der 
Europäischen Union. 

 18. und 19. …  18. und 19. … 
 20. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche 

Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften (vom Amt für 
amtliche Veröffentlichungen mitzuteilen). 

 20. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Union (vom Amt für amtliche 
Veröffentlichungen mitzuteilen). 

C. VERHANDLUNGSVERFAHREN C. VERHANDLUNGSVERFAHREN 
 1. bis 15. …  1. bis 15. … 
 16. Gegebenenfalls Datum/Daten der Veröffentlichung früherer 

Bekanntmachungen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 
 16. Gegebenenfalls Datum/Daten der Veröffentlichung früherer 

Bekanntmachungen im Amtsblatt der Europäischen Union. 
 17. …  17. … 
 18. Gegebenenfalls Hinweis auf die Veröffentlichung der regelmäßigen 

Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder 
die Übermittlung der Ankündigung der Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung über ein Beschafferprofil, auf die sich der Auftrag 
bezieht. 

 18. Gegebenenfalls Hinweis auf die Veröffentlichung der regelmäßigen 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union oder die 
Übermittlung der Ankündigung der Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung über ein Beschafferprofil, auf die sich der Auftrag 
bezieht. 

 19. und 20. …  19. und 20. … 
 21. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche 

Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften (vom Amt für 
amtliche Veröffentlichungen mitzuteilen). 

 21. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Union (vom Amt für amtliche 
Veröffentlichungen mitzuteilen). 

Anhang XI Anhang XI 
A. IN DIE REGELMÄSSIGE BEKANNTMACHUNG 

AUFZUNEHMENDE INFORMATIONEN 
A. IN DIE REGELMÄSSIGE BEKANNTMACHUNG 

AUFZUNEHMENDE INFORMATIONEN 
I. VERPFLICHTENDE ANGABEN I. VERPFLICHTENDE ANGABEN 
 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche 

Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften (vom Amt für 
amtliche Veröffentlichungen mitzuteilen). 

 4. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Union (vom Amt für amtliche 
Veröffentlichungen mitzuteilen). 

Anhang XII Anhang XII 
I. Informationen zur Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen I. Informationen zur Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
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Gemeinschaften *) Union *) 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. a) …  4. a) … 
 b) Hinweis auf die Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt 

der Europäischen Gemeinschaften. 
 b) Hinweis auf die Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt 

der Europäischen Union. 
II. Nicht zur Veröffentlichung bestimmte Angaben II. Nicht zur Veröffentlichung bestimmte Angaben 
 14. und 15. …  14. und 15. … 
 16. Ursprungsland der Ware oder der Dienstleistung 

(Gemeinschaftsursprung oder Nichtgemeinschaftsursprung; im letzten 
Fall nach Drittländern aufgeschlüsselt). 

 16. Ursprungsland der Ware oder der Dienstleistung (Unionsursprung oder 
Nichtunionsursprung; im letzten Fall nach Drittländern aufgeschlüsselt). 

Anhang XIII Anhang XIII 
 1. bis 14. …  1. bis 14. … 
 15. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche 

Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften. 
 15. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche 

Veröffentlichungen der Europäischen Union. 

Anhang XIV Anhang XIV 
 1. bis 10. …  1. bis 10. … 
 11. Tag des Eingangs der Wettbewerbsbekanntmachung beim Amt für 

amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften. 
 11. Tag des Eingangs der Wettbewerbsbekanntmachung beim Amt für 

amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Union. 

Anhang XVI Anhang XVI 
1. Veröffentlichung der Bekanntmachungen 1. Veröffentlichung der Bekanntmachungen 
 a) Die Standardformulare für Bekanntmachungen sind vom Auftraggeber 

an das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften zu übermitteln. Dies gilt auch für die 
Bekanntmachung einer Vorinformation bzw. einer regelmäßigen 
nichtverbindlichen Bekanntmachung, die über ein Beschafferprofil 
veröffentlicht wird, sowie für die Bekanntmachung, in der die 
Veröffentlichung eines Beschafferprofils angekündigt wird. 

 a) Die Standardformulare für Bekanntmachungen sind vom Auftraggeber 
an das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Union 
zu übermitteln. Dies gilt auch für die Bekanntmachung einer 
Vorinformation bzw. einer regelmäßigen nichtverbindlichen 
Bekanntmachung, die über ein Beschafferprofil veröffentlicht wird, 
sowie für die Bekanntmachung, in der die Veröffentlichung eines 
Beschafferprofils angekündigt wird. 

 b) Die Bekanntmachungen werden vom Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften oder im Fall 
der Vorinformation bzw. einer regelmäßigen nichtverbindlichen 
Bekanntmachung über ein Beschafferprofil vom Auftraggeber 
veröffentlicht. 

 b) Die Bekanntmachungen werden vom Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Union oder im Fall der 
Vorinformation bzw. einer regelmäßigen nichtverbindlichen 
Bekanntmachung über ein Beschafferprofil vom Auftraggeber 
veröffentlicht. 
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Der Auftraggeber kann alle Bekanntmachungen im Internet in seinem 
„Beschafferprofil“ gemäß Nummer 2 lit. b veröffentlichen. 

Der Auftraggeber kann alle Bekanntmachungen im Internet in seinem 
„Beschafferprofil“ gemäß Nummer 2 lit. b veröffentlichen. 

 c) Das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften stellt dem Auftraggeber eine Bescheinigung über die 
Veröffentlichung der Bekanntmachung aus. 

 c) Das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Union 
stellt dem Auftraggeber eine Bescheinigung über die Veröffentlichung 
der Bekanntmachung aus. 

Anhang XVIII Anhang XVIII 
Liste der Gemeinschaftsvorschriften gemäß § 179 Abs. 2 Z 1 Liste der Unionsvorschriften gemäß § 179 Abs. 2 Z 1 
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